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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2, März 1961 

7 — 80606 — 5165/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 29. Oktober 1959 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschlaild und dem Spanischen Staat 
über Soziale Sicherheit 


nebst Begründung sowie Abdruck des Abkommens, der Zusatz- 
vereinbarung, des Zusatzprotokolls und des Schlußprotokolls 
zu dem Abkommen, eines ergänzenden Briefwechsels über den 
Nachweis der Staatsangehörigkeit des von dem Abkommen 
erfaßten Personenkreises und der Denkschrift zu dem Abkom- 
men, der Zusatzvereinbarung, dem Zusatzprotokoll und dem 
Schlußprotokoll (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 227. Sitzung am 22. Dezember 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundes drucker ei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 29. Oktober 1959 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat 

über Soziale Sicherheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 29. Oktober 1959 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Spanischen Staat über Soziale Sicher- 
heit, dem Schlußprotokoll und der Zusatzverein- 
barung zu diesem Abkommen von demselben Tage 
sowie dem in Bonn am 24. Oktober 1960 Unterzeich- 
neten Zusatzprotokoll zu diesem Abkommen wird 
zugestimmt. Das Abkommen, das Schlußprotokoll, 
die Zusatzvereinbarung und das Zusatzprotokoll 
werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Hat ein Träger der Krankenversicherung für 
die in Artikel 15 Abs. 2 des Abkommens genannten 
Personen und deren Angehörige Leistungen gemäß 
Artikel 15 Abs. 5 und 6 des Abkommens gewährt, 
so sind ihm die Aufwendungen für diese Leistungen 
in Höhe der tatsächlich entstandenen Kosten von 
dem zuständigen Träger der Rentenversicherung zu 
erstatten. 

(2) Die Beträge, die nach Absatz 1 von den Trä- 
gern der Rentenversicherung der Arbeiter oder der 
knapp schaftli eben Rentenversicherung den Trägern 
der Krankenversicherung zu erstatten sind, gelten 
als Beiträge für die Kranlcenversicherung im Sinne 
des § 1390 der Reichsversicherungsordnung oder als 
Kosten der Krankenversicherung der Rentner im 
Sinne des § 132 des Reichsknappschaftsgesetzes. 


Artikel 3 

Ergeben sich aus der Durchführung des Abkom- 
mens für einzelne Träger der Krankenversicherung 
außergewöhnliche Belastungen, so können diese 
ganz oder teilweise ausgeglichen werden, über den 
Ausgleich entscheidet auf Antrag die in Artikel 1 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a der Zusatzvereinbarung 
genannte Verbindungsstelle; vor der Entscheidung 
sind die anderen Spitzenverbände der Krankenver- 
sicherung zu hören. Die zur Durchführung des Aus- 
gleiches erforderlichen Mittel werden durch Umlage 
auf sämtliche Träger der Krankenversicherung im 
Verhältnis der durchschnittlichen Mitgliederzahl des 
Vorjahres einschließlich der Rentner aufgebracht. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 58 Abs. 2, das Schlußprotokoll nach seinem 
Artikel 5 Abs. 2, die Zusatzvereinbarung nach ihrem 
Artikel 52 Abs. 2 und das Zusatzprotokoll nach sei- 
nem Artikel 4 Abs. 2 in Kraft treten, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

(3) Mit dem Inkrafttreten des Abkommens tritt 
die Fünfte Verordnung zur Durchführung des Kin- 
dergeldgesetzes und des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes (Spanien) vom 17. November 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 850) außer Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen, die Zusatzyereinbarung, das Zu- 
satzprotokoll und das Schlußprotokoll bedürfen nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zu- 
stimmung der für die Bundesgesetzgebung zuständi- 
gen Körperschaften in der Form eines Bundes- 
gesetzes, da sie sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da das Ver- 
waltungsverfahren geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Personen, die deutsche und spanische Versiche- 
rungszeiten zurückgelegt haben und daher Renten 
aus den Rentenversicherungen beider Länder be- 
ziehen, unterliegen, solange sie in Spanien wohnen, 
ausschließlich der spanischen Krankenversicherung 
nach Maßgabe der dortigen Rechtsvorschriften. Die 
genannten Personen erhalten jedoch für sich und 
ihre Angehörigen bei vorübergehendem Aufenthalt 
im Bundesgebiet Sachleistungen aus der deutschen 
Krankenversicherung, als ob sie dieser angehörten. 
Dasselbe gilt für die im Bundesgebiet wohnhaften 
Familienangehörigen dieser Rentner. 

Artikel 2 stellt sicher, daß den Trägern der deut- 
schen Krankenversicherung die Aufwendungen, 
welche ihnen durch diese Leistungen erwachsen, 
von den Trägern der Rentenversicherung erstattet 
werden. Das ist billig, da die Träger der Renten- 
versicherung für diese Rentner keine Beiträge an 
die deutsche Krankenversicherung zahlen. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung gibt die Möglichkeit, außergewöhn- 
liche Belastungen auszugleichen, die durch das Ab- 
kommen entstehen können, z. B. Belastungen mit 
Verwaltungskosten, für die keine Erstattung vor- 
gesehen ist. Die Entscheidung der Verbindungsstelle 
unterliegt gegebenenfalls der Nachprüfung durch 
die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit. 

Zu Artikel 4 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem das Ab- 
kommen, die Zusatzversicherung, das Zusatzproto- 
koll und das Schlußprotokoll für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Die in Absatz 3 genannte Verordnung stellt eine 
vorläufige Regelung dar, die mit dem Inkrafttreten 
des Abkommens außer Kraft tritt. 

S c h 1 u ß b e m e r k u n g 

Bund, Länder und Gemeinden werden du^ch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat 

über Soziale Sicherheit 

Convenio 

entre el Estado Espanol y la Repüblica Federal de Alemania 
sobre Seguridad Social 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER CHEF DES SPANISCHEN STAATES 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, die Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten im Bereiche der Sozialen 
Sicherheit zu regeln, und 

IN ANERKENNUNG DES GRUNDSATZES, daß die 
Staatsangehörigen der beiden Staaten bei Anwendung 
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften über Soziale 
Sicherheit einander gleichstehen, 

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, ein Abkommen zu schlie- 
ßen, und haben hierfür zu ihrem Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland; 
den Bundesminister des Auswärtigen, 

Herrn Dr. Heinrich von Brentano, 

den ßundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
Herrn Theodor Blank, 

der Chef des Spanischen Staates: 

S. E. den Spanischen Botschafter in Bonn, 
Marques de Bolarque, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 


Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 


1. „Bundesrepublik" 

die Bundesrepublik Deutschland, 

„Spanien" 

den Spanischen Staat; 

2. „Hoheitsgebiet" 

in bezug auf die Bundesrepublik den Geltungsbereich 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch- 
land, 

in bezug auf Spanien den spanischen Teil der 
Iberischen Halbinsel, die Balearen, die Kanarischen 
Inseln und die Hoheitsgebiete in Nordafrika; 

3. „Staatsangehöriger" 

in bezug auf die Bundesrepublik einen Deutschen 
im Sinne des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland, 

in bezug auf Spanien • eine Person, welche die 
spanische Staatsangehörigkeit gemäß den spanischen 
Rechtsvorschriften nachweist; 


EL JEFE DEL ESTADO ESPAf^OL 
Y 

EL PRESIDENTE DE LA REPÜBLICA 
FEDERAL DE ALEMANIA 

ANIMADOS DEL DESEO de regulär las relaciones 
reciprocas entre ambos Estados en el ämbito de la Se- 
guridad Social, 

Y EN' RECONOCIMIENTO DEL PRINCIPIO de que 
sus sübditos sean equiparados, mediante la aplicaciön 
de las disposiciones internas de uno y otro Estado sobre 
la materia, 

HAN DECIDIDO concertar un Convenio y a este fin 
han nombrado como Plenipotenciarios suyos: 

El Jefe del Estado Espanol: 

al Excmo. Sehor Embajador de Espana en Bonn, 
Marques de Bolarque, 

el Presidente de la Repüblica Federal de Alemania: 
al Excmo. Senor Ministro de Asuntos Exteriores, 

Dr. Heinrich von Brentano 

, y al Excmo. Senor Ministro de Trabajo y 
Ordenaciön Social, 

Theodor Blank, 

los cuales, despues de haber cambiado entre si sus 
plenos poderes, hallados en buena y debida forma, han 
convenido lo siguiente: 

Titulo I 

Disposiciones generales 

Articulo 1 

A efectos del presente Convenio, las expreslones que 
a continuaciön se indican, tienen el siguiente signifi- 
cado: 

1. "Espana" 

El Estado Espanol. 

"Repüblica Federal" 

La Repüblica Federal de Alemania 

2. "Territorio" 

Referido a Espana, la Peninsula, Isias Baleares, Is- 
ias Canarias y Plazas de Soberania del Norte de 
Africa. 

Referido a la Repüblica Federal, aquel en que tiene 
vigencia la Ley fundamental de la Repüblica Fede- 
ral de Alemania. 

3. "Sübdito" 

En relaciön con Espana, el que acredite la nacio- 
nalidad espanola con arreglo a la legislaciön 
espanola. 

En relaciön con la Repüblica Federal, todo alemän 
segün la ley fundamental de la Repüblica Federal 
de Alemania. 
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4. „Rechtsvorschriften" 

die Gesetzei Verordnungen und Satzungeui die sich 
auf die in Artikel 2 Absatz (1) bezeichneten Ver- 
sicherungen, Systeme und Leistungen der Sozialen 
Sicherheit beziehen und in dem Hoheitsgebiet oder 
einem Teil des Hoheitsgebietes eines Vertragstaates 
in Kraft sind: 

5. „Zuständige Behörde" 

in bezug auf die Bundesrepublik den Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung, 
in bezug auf Spanien das Arbeitsministeriumj 

6. „Träger" 

die Einrichtung oder die Behörde, der die An- 
wendung der in Artikel 2 bezeichneten Rechtsvor- 
schriften oder eines Teiles davon obliegt; 

7. „Zuständiger Träger" 

den Träger, bei dem die betreffende Person im 
Zeitpunkt des Antrages auf Leistungen vexsichert 
ist oder gegen den sie einen Anspruch auf Leistun- 
gen hat oder noch haben würde, wenn sie im 
Hoheitsgebiet des Vertragstaates, in dem sie zuletzt 
beschäftigt war, sich aufhalten würde, oder den von 
der zuständigen Behörde bestimmten Träger; 

8. „Träger des Aufenthaltsorts" 

den Träger, der für den Ort zuständig ist, an dem 
die in Betracht kommende Person sich aufhält oder, 
wenn die Rechtsvorschriften des betreffenden Ver- 
tragstaates einen solchen Träger nicht bestimmen, 
den Träger, den die zuständige Behörde dieses 
Staates bestimmt; 

9. „Deutscher Träger" 

einen Träger, der im Hoheitsgebiet der Bundes- 
republik seinen Sitz hat, 

„Spanischer Träger" 

einen Träger, der im spanischen Hoheitsgebiet 
seinen Sitz hat; 

10. „Angehöriger" 

einen Angehörigen oder Familienangehörigen im 
Sinne der anzuwendenden Rechtsvorschriften; 

11. „Beschäftigung" 

eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der 
anzuwendenden Rechtsvorschriften; 

12. „Beitragszeit" 

eine Zeit, für die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragstaates Beiträge für die betreffende Leistung 
wirksam entrichtet worden sind oder als entrichtet 
gelten; 

13. „Gleichgestellte Zeit" 

eine Ersatzzeit, Ausfallzeit, Zurechnungszeit oder 
sonstige Zeit, soweit sie nach den deutschen oder 
spanischen Rechtsvorschriften einer Beitragszeit 
gleichgestellt ist; 

14. „Leistung" und „Rente" 

eine Leistung oder Rente einschließlich aller Zu- 
schläge und Zuschüsse: 

15. „Invaliditätsrente" 

in bezug auf die Bundesrepublik die Rente, die nach 
den deutschen Rechtsvorschriften über die Renten- 
versicherungen wegen Berufsunfähigkeit oder 
wegen Erwerbsunfähigkeit eines Versicherten ge- 
währt wird, einschließlich der Bergmannsrente, 


4. "Disposiciones legales" 

Las Leyes, Reglamentos y Estatutos que se refieren 
a los seguros, sistenias y prestaciones de la Segu^ 
ridad Social resenados en el articulo 2, pärrafo (1) 
y que esten vigentes en el terrilorio o en una parte 
del territorio de uno de los Estados contratantes. 

5. "Autoridad competente" 

En Espana, el Ministerio de Trabajo. 

En la Repüblica Federal, el Ministro Federal de 
Trabajo y Ordenaciön Social. 

6. "Organismo" 

La instituciön o autoridad a la que corresponda la 
aplicaciön de las disposiciones legales indicadas 
en el articulo 2 ö de una parte de las mismas. 

7. "Organismo competente" 

El Organismo en el que la persona estuviere ase- 
gurada en el momento de solicitar las prestaciones; 
aquel frente al cual tuviere derecho a las mismas 
o lo tendria, de residir en el territorio del Estado 
Contratante en cjue haya estado ocupada ültima- 
mente; o en el designado por la Autoridad compe- 
tente. 

8. "Organismo del lugar de residencia" 

El Organismo que sea competente para el lugar en 
el que se halle la persona de que se träte; o 
cuando las disposiciones legales del correspon- 
dienle Estado contratante no determinen tal Orga- 
nismo, el Organismo que sea designado por la 
Autoridad competente de este Estado. 

9. ‘ "Organismo espanol" 

Todo Organismo que tenga su sede en el territorio 
del Estado Espanol. 

"Organismo aleman" 

Todo organismo que tenga su sede en el territorio 
de soberania de la Repüblica Federal. 

10. "Familiär" 

Todo el que lo sea en virtud de las disposiciones 
legales aplicables. 

11. "Empleo" 

Toda ocupaciön o actividad a la que se refieran 
las disposiciones legales aplicables. 

12. "Periode de cotizaeiön" 

Todo periodo en el que, conforme a las disposi- 
ciones legales de un Estado contratante, se hayan 
satisfecho efectivamente o se consideren como sa- 
tisfechas las cotizaciones relativas a las prestacio- 
nes correspondientes. 

13. "Periodo equivalente" 

Todo periodo sustitutivo, exento de cotizaeiön o 
adicional, o cualc|uier otro, siempre que, de confor- 
midad con las disposiciones legales, espanolas o 
alemanas, quede equiparado a un periodo de coti- 
zaeiön. 

14. "Prestaeiön" y "Pension" 

Toda prestaeiön o pensiön, con inclusiön de todos 
los aumentos y suplementos. 

15. "Pensiön de invalidez" 

En lo que se refiere a Espana, las pensiones de 
invalidez que se conceden por el Instituto Nacional 
de Previsiön y las Mutualidades Laborales, de con- 
formidad con las disposiciones que las regulan en 
uno y otro Organismo, salvo las que procedan de 
accidentes de trabajo o de enfermedad profesional. 
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in bezug auf Spanien die Invaliditätsrenten, die 
von der Nationalen Vorsorgeanstalt (Institute 
Nacional de Previsiön) und den Gegenseitigkeits- 
vereinen für Arbeitnehmer (Mutualidades Labo- 
rales) nach den für diese Träger geltenden Rechts- 
vorschriften gewährt werden mit Ausnahme der 
Rente für Arbeitsanfälle und Berufskrankheiten; 

16. „Altersrente" 

die Rente, die nach den deutschen und spanischen 
Rechtsvorschriften gewährt wird, wenn der Ver- 
sicherte eine bestimmtes Lebensalter vollendet hat; 

17. „Hinterbliebenenrenten" 

in bezug auf die Bundesrepublik die Witwen-, 
Witwer- und Waisenrenten sowie die Renten .an 
eine frühere Ehefrau oder an einen früheren Ehe- 
mann, die nach den deutschen Rechtsvorschriften 
über die Rentenversicherung gewährt werden, 
in bezug auf Spanien die Witwen-, Witwer- und 
Waisenrenten sowie die sonstigen als Hinterbliebe- 
nenrenten geltenden Renten, die nach den spani- 
schen Rechtsvorschriften von der Nationalen Vor- 
sorgeanstalt und den Gegenseitigkeitsvereinen für 
Arbeitnehmer gewährt werden mit Ausnahme der 
Renten für Arbeitsanfälle und Berufskrankheiten; 

18. „Familienleistungen" 

in bezug auf die Bundesrepublik die in Artikel 2 
Absatz (1) Nummer 1 Buchstabe (d) genannten Lei- 
stungen, 

in bezug auf Spanien die in Artikel 2 Absatz (1) 
Nummer 2 Buchstabe (d) genannten Beihilfen; 

19. „Arbeitsanfall" 

einen Unfall, der nach den anzuwendenden Rechts- 
vorschriften als solcher gilt? 

20. „Schiff" 

in bezug auf die Bundesrepublik ein Seefahrzeug, 
das nach Maßgabe der deutschen Rechtsvorschriften 
die Bundesflagge führt, 

in bezug auf Spanien ein Seefahrzeug, das nach 
Maßgabe der spanischen Rechtsvorschriften die spa- 
nische Flagge führt; 

21. „Luftfahrzeug" 

in bezug auf die Bundesrepublik ein Luftfahrzeug, 
das in das Verzeichnis der deutschen Luftfahrzeuge 
(Luftfahrzeugrolle) eingetragen ist, 
in bezug auf Spanien ein Luftfahrzeug, das in das 
spanische- Verzeichnis eingetragen ist. 

Artikel 2 

(1) Dieses Abkommen findet Anwendung 

1. in der Bundesrepublik auf die Rechtsvorschriften 
über 

(a) die Krankenversicherung (Versicherung für 
den Fall der Krankheit, der Mutterschaft und 
des Todes — Sterbegeld), 

(b) die Unfallversicherung (Versicherung gegen 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten), 

(c) die Rentenversicherung der Arbeiter, die 
Rentenversicherung der Angestellten, die 
knappschaftliche Rentenversicherung und die 
im Saarland bestehende hüttenknappschaft- 
liche Pensionsversicherung (Versicherungen 
für den Fall der Berufsunfähigkeit, der Er- 
werbsunfähigkeit, des Alters und zugunsten 
der Hinterbliebenen), 


En la Repüblica Federal, la pensiön que, conforme 
a las disposiciones legales alemanas sobre los se- 
guros de pensiones, se concede a causa de incapa- 
cidad profesional o incapacidad total para el tra- 
bajo de un asegurado, con inclusiön de las pensio- 
nes a los mineros. 

16. "Pensiön de vejez" 

La Pension que se concede de acuerdo con las 
disposiciones legales espanolas o alemanas, cuando 
el asegurado cumple una deterininada edad. 

17. "Pensiones de supervivencia" 

En Espana, las pensiones a favor de la viuda, el 
viudo, o los huerfanos y demäs derechohabientes 
que se conceden por el Institute Nacional de Pre- 
visiön y las Mutualidades Laborales, con arreglo 
a las disposiciones legales espanolas, salvo las 
pensiones que procedan de accidentes de trabajo o 
de enfermedad profesional. 

En la Repüblica Federal, las pensiones a favor de 
la viuda, del viudo o de los huerfanos, asi como 
las pensiones a favor de un cönyuge anterior n que 
se concedan con arreglo a las disposiciones legales 
alemanas sobre los seguros de pensiones. 

18. "Prestaciones familiäres" 

En Espana los subsidios mencionados en el arti- 
culo 2, pärrafo (1), nümero 1, letra d). 

En la Repüblica Federal, las prestaciones mencio- 
nadas en el artfculo 2, pärrafo (1), nümero 2, 
letra d). 

19. "Accidente de trabajo" 

Todo accidente que se considere como tal, a tenor 
de las disposiciones legales aplicables. 

20. "Buque" 

En Espana, toda nave que se halle abanderada en 
Espana conforme a las disposiciones vigentes 
espanolas. 

En la Repüblica Federal, toda nave que enarbole 
la bandera federal, conforme a las disposiciones 
legales alemanas. 

21. "Aeronave" 

En Espana toda aeronave que se halle inscrita en 
el Registro espanoL 

En la Repüblica Federal, toda aeronave que figure 
inscrita en el Registro aereo alemän (Luftfahrzeug- 
rolle). 


Artfculo 2 

(1) El presente Convenio se aplicarä: 

1. En Espana a las disposiciones legales sobre: 

(a) los seguros de enfermedad, maternidad y 
muerte (indemnizaciön por gastos funera- 
rios); 

(b) los seguros de accidentes de trabajo y en- 
fermedades profesionales; 

(c) los seguros de invalidez, de vejez y de su- 
pervivencia; 

(d) los subsidios familiäres, los de viudedad, 
orfandad y escolaridad y las prestaciones 
por nupcialidad, natalidad y maternologfa; 

(e) los regimenes especiales para determinadas 
clases de trabajadores, por lo que respecta 
a los riesgos o prestaciones cubiertos por las 
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(d) das Kindergeld und das im Saarland zu ge- 
währende Frauen- oder Unterhaltsgeld, 

(e) die Altershilfe für Landwirte; 

2. in Spanien auf die Rechtsvorschriften über 

(a) die Versicherung für den Fall der Krankheit, 
der Mutterschaft und des Todes — Sterbe- 
geld, 

(b) die Versicherung gegen Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten, 

(c) die Versicherung für den Fall der Invalidi- 
tät, des Alters und zugunsten der Hinter- 
bliebenen, 

(d) die Familienbeihilfen, die Witwen- und 
Waisenbeihilfen, die Schulbeihilfen, die Hei- 
rats- und Geburtsbeihilfen sowie die Mutter- 
schaftsbeihilfen, 

(e) die Sondersysteme für bestimmte Gruppen 
von Arbeitnehmern, soweit sie sich auf die 
unter den Buchstaben (a) bis (d) genannten 
Wagnisse und Leistungen beziehen, 

(f) das System der Gegenseitigkeitsvereine für 
Arbeitnehmer (Mutualismo Laboral). 

(2) Soweit nicht die Absätze (3) und (4) etwas anderes 
bestimmen, findet das Abkommen auch auf alle Rechts- 
vorschriften Anwendung, welche die in Absatz (1) ge- 
nannten Rechtsvorschriften zusammenfassen, ändern oder 
ergänzen, 

(3) Das Abkommen findet auch Anwendung 

(a) auf Rechtsvorschriften über einen^ neuen Zweig 
der Sozialen Sicherheit, wenn die Vertrag- 
staaten dies vereinbaren, 

(b) auf Rechtsvorschriften, die das bestehende Recht 
auf neue Personengruppen ausdehnen, sofern 
nicht hiergegen die Regierung eines Vertrag- 
staates binnen drei Monaten nach Eingang der 
in Artikel 47 Absatz (3) Buchstabe (b) vor- 
gesehenen Mitteilung bei der Regierung des 
anderen Vertragstaates Einwendungen erhebt. 

(4) Dieses Abkommen findet auf Änderungen der in 
Absatz (1) bezeichneten Rechtsvorschriften, die sich aus 
zwischenstaatlichen Abkommen über Soziale Sicherheit 
ergeben, nur Anwendung, wenn die beiden Vertragstaa- 
ten dies vereinbaren. 


Artikel 3 

Dieses Abkommen gilt nur für 

1. Staatsangehörige der Vertragstaaten, und zwar auch 
dann, wenn sie als Hinterbliebene ihr Recht von 
einer Person ableiten, die nicht Staatsangehöriger 
eines Vertragstaates war, 

2. Angehörige von Staatsangehörigen der Vertrag- 
staaten, die selbst nicht Staatsangehörige der Ver- 
tragstaaten sind, 

3. Hinterbliebene, die nicht Staatsangehörige eines 
Vertragstaates sind, soweit sie ihr Recht von einem 
Staatsangehörigen eines Vertragstaates ableiten, 

soweit nicht die Artikel 7 und 8 etwas anderes be- 
stimmen. 

Artikel 4 

Die in Artikel 3 Nummer 1 genannten Staatsangehöri- 
gen eines Vertragstaates und ihre in Artikel 3 Nummer 2 
und 3 genannten Angehörigen und Hinterbliebenen sind 
vorbehaltlich des Artikels 54 in ihren Rechten und 
Pflichten aus den Rechtsvorschriften des anderen Staates 
dessen Staatsangehörigen gleichgestellt. 


legislaciones indicadas en los anteriores 
apartados; 

(f) el Mutualismo Laboral. 

2. En la Repüblica Federal a las disposiciones le- 
gales sobre: 

(a) el seguro de enferinedad (seguro para caso 
de enfermedad, de maternidad o de muerte 
— indemnizaciön funeraria); 

(b) el seguro de accidentes (seguro de accidentes 
de trabajo y de enfermedades profesionales) ; 

(c) el seguro de pensiones de los trabajadores, 
el seguro de pensiones de los empleados, el 
seguro de pensiones de los mineros y el se- 
guro de pensiones a los trabajadores minero- 
metalürgicos del Sarre (seguros de vejez, 
invalidez y supervivencia); 

(d) el subsidio familiär y el subsidio en metä- 
lico a la mujer en el territorio del Sarre. 

(e) el subsidio de vejez para los agricultores. 


(2) Salvo lo dispuesto en los pärrafos (3) y (4) del pre- 
sente articulo, el Convenio serä tambien de aplicaciön 
a todos los preceptos legales que refundan, modifiquen 
o completen las disposiciones a que se refiere el ar- 
ticulo 2, pärrafo (1), 

(3) El Convenio tambien se aplicarä: 

(a) a las disposiciones legales sobre una nueva 
rama de la Seguridad Social, si los dos Estados 
contratantes convienen en ello. 

(b) a las disposiciones legales que amplien el dere- 
cho vigente a nuevos grupos de personas, siem- 
pre que el Gobierno de un Estado contratante 
no haya formulado objeciön alguna al respecto 
ante el Gobierno del otro Estado, dentro de los 
tres meses siguientes a la recepciön del aviso 
prevenido en el articulo 47, pärrafo (3), letra (b); 

(4) El presente Convenio se aplicarä a las modifica- 
ciones que como consecuencia de un Convenio inter- 
nacional sobre Seguridad Social se produzcan en las 
disposiciones legales expresadas en el pärrafo l, siempre 
que ambos Gobiernos asi lo acuerden previamente. 


Articulo 3 

Salvo lo dispuesto en los articulos 7 y 8, el presente 
Convenio se aplicarä: 

1. A los sübditos de los Estados contratantes, aun 
cuando sus derechos se deriven de su condiciön de 
supervivientes de una persona que no fuera süb- 
dito de un Estado contratante; 

2. A los familiäres de un sübdito de uno de los Esta- 
dos contratantes, que no sean ellos mismos sübditos 
de ninguno de los dos Estados contratantes; 

3. A los supervivientes, que no sean sübditos de uno 
de los Estados contratantes, cuando provengan sus 
derechos de un sübdito de un Estado contratante. 


Articulo 4 

Tanto los sübditos de un Estado contratante, a que se 
refiere el articulo 3, nümero 1, como los familiäres y 
supervivientes expresados en los nümeros 2 y 3 del 
mismo articulo, estarän equiparados, salvo lo que deter- 
mine el articulo 54, a los sübditos del otro Estado en 
los derechos y obligaciones dimanantes de sus disposi- 
ciones legales. 
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Artikel 5 

(1) Soweit nach den Rechtsvorschriften eines Vertrag- 
staates die Entstehung von Ansprüchen oder die Ge- 
währung von Leistungen oder Leistungsteilen davon ab- 
hängt, daß die betreffende Person sich im Inland aufhält, 
steht der Aufenthalt im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragstaates dem Inlandsaufenthalt gleich, soweit nicht 
dieses Abkommen etwas anderes bestimmt. 

(2) Machen die Rechtsvorschriften eines Vertragstaates 
über die Versicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten die Gewährung von Leistungen an Staats- 
angehörige dieses Staates, die sich im Ausland aufhalten, 
davon abhängig, daß der Berechtigte dem zuständigen 
Träger seinen Aufenthaltsort mitteilt oder sich auf Ver- 
langen dieses Trägers von Zeit zu Zeit bei einem von 
diesem zu bestimmenden Träger vorstellt, so gelten diese 
Bestimmungen auch für Berechtigte, die sich im Hoheits- 
gebiet des anderen Staates aufhalten. 


Artikel 6 

Soweit nicht die Artikel 7 bis 9 etwas anderes be- 
stimmen, unterliegen Personen, die im Hoheitsgebiet 
eines Vertragstaates beschäftigt sind, sowie deren Ar- 
beitgeber den dort geltenden Rechtsvorschriften; dies 
gilt auch dann, wenn der Arbeitgeber sich im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragstaates gewöhnlich aufhält 
oder dort seinen Betriebsitz hat. 


Artikel 7 

(1) Wird eine Person, die sich gewöhnlich im Hoheits- 
gebiet eines Vertragstaates aufhält und bei einem Ar- 
beitgeber beschäftigt ist, der dort einen Betriebsitz hat 
oder sich dort gewöhnlich aufhält, im LaufO ihrer Be- 
schäftigung zur Arbeitsleistung in das Hoheitsgebiet des 
anderen Staates entsandt, so finden die Rechtsvorschriften 
des ersten Staates für die Dauer von zwei Jahren, be- 
ginnend mit dem Tag der Ankunft im Hoheitsgebiet des 
zweiten Staates, auf sie Anwendung, als ob sie im Ho- 
heitsgebiet des ersten Staates beschäftigt wäre. Wird 
ihre Beschäftigung im Hoheitsgebiet des zweiten Staates 
über diesen Zeitraum hinaus fortgesetzt, so finden die 
Rechtsvorschriften des ersten Staates weiter Anwen- 
dung, sofern der Arbeitgeber dies vor Ablauf der zwei 
Jahre beantragt hat und die zuständige Behörde des 
zweiten Staates oder die von ihr bestimmte Stelle im 
Benehmen mit der zuständigen Behörde des - ersten 
Staates oder der von ihr bestimmten Stelle zustimmt. 
Überschreitet die Beschäftigung im Hoheitsgebiet des 
zweiten Staates den von der zuständigen Behörde dieses 
Staates oder der von ihr bestimmten Stelle genehmigten 
Zeitraum, so finden mit Ablauf dieses Zeitraumes die 
Rechtsvorschriften des zweiten Staates Anwendung. 

(2) Absatz (1) gilt entsprechend, wenn eine Person, 
die im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik selbständig 
erwerbstätig ist, in Ausübung dieses Erwerbs vorüber- 
gehend in Spanien tätig wird. 

(3) Personen, die von einem Straßentransportunter- 
nehmen, das seinen Sitz im Hoheitsgebiet eines Vertrag- 
staates hat, bald auf dem Hoheitsgebiet des einen, bald 
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Staates beschäftigt 
werden, unterliegen den Rechtsvorschriften des Staates, 
in dem das Unternehmen seinen Sitz hat. 

(4) Die Mitglieder des fliegenden Personals eines Luft- 
fahrtunterriehmens, das seinen Sitz im Hoheitsgebiet 
eines Vertragstaates hat, unterliegen den Rechtsvorschrif- 
ten dieses Staates. 


A r t i c u 1 0 5 

(1) Cuando las disposiciones legales de un Estado 
contratante hicieran depender el nacimiento de derechos 
0 la concesiön de prestaciones, en todo o en parte, del 
hecho de que la persona de que se träte se halle en 
territorio nacional, la residencia en el territorio del otro 
Estado contratante, serä equiparada a la residencia en 
el territorio nacional, salvo que el presente Convenio 
dispusiere lo contrario. 

(2) Las disposiciones legales de un Estado contratante 
sobre seguro de accidentes de trabajo y enfermedades 
profesionales que hicieran depender la concesiön de 
prestaciones a los sübditos de dicho Estado residentes 
en el Extranjero de que el titular del derecho notifique 
el lugar de su residencia al Organismo competente o de 
que se persone de tiempo en tiempo, a instancia de 
dicho Organismo, ante otro que aquel designe, se apli- 
carän tambien a los titulares del derecho que vivan en 
el territorio del otro Estado. 


Articulo 6 

Salvo lo dispuesto en los articulos 7 al 9, las perso- 
nas empleadas en el territorio de uno de los Estados 
contratantes, asi como sus empresarios o patronos, 
estarän sometidos a las disposiciones legales vigentes 
en dicho Estado, incluso en el caso de que los referidos 
patronos o empresarios residan habitualmente en terri- 
torio del otro Estado contratante o tenga en este su 
sede la empresa. 

Articulo 7 

(1) Si una persona, residente habitual en el territorio 
de un Estado contratante y empleada por un empresario 
con residencia habitual en este Estado y cuya sede se 
encuentra en el mismo, fuera enviada durante su em- 
pleo para trabajar al territorio del otro Estado, se le 
aplicarän, por espacio de dos anos, a partir del dia de 
la llegada al territorio del segundo Estado, las disposi- 
ciones legales del primero, de igual modo que si con- 
tinuara empleada en el territorio de este. Si la duraciön 
de SU empleo en el territorio del segundo Estado exce- 
diera de dicho bienio, continuarän aplicändose las dis- 
posiciones legales del primer Estado, siempre que el 
empresario lo hubiera pedido antes de transcurrir los 
dos ahos y acceda a ello la Autoridad competente del 
segundo Estado o el Organismo determinado por la mis- 
ma de acuerdo con la Autoridad competente del primer 
Estado 0 con el Organismo determinado por esta. 
Cuando la duraciön del empleo en el territorio del se- 
gundo Estado excediera del periodo permitido por la 
Autoridad competente de dicho Estado o por el Orga- 
nismo determinado por esta, se aplicarän, una vez 
transcurrido el antedicho periodo, las disposiciones le- 
gales del segundo Estado. 

(2) Cuando la persona que trabajare por cuenta pro- 
pia en el territorio de la Repüblica Federal, pasare tem- 
poralmente a efectuar en Espaha la misma clase de tra- 
bajo, se aplicarä por analogialo previsto en el pärrafo (1). 

(3) Las personas pertenecientes a una empresa de 
transportes por carretera que tenga su sede en el terri- 
torio de un Estado contratante y que se hallaren em- 
pleadas, bien en el territorio de un Estado contratante, 
bien en el territorio del otro, estarän sujetas a las dis- 
posiciones legales del Estado en el cual tenga la em- 
presa SU sede. 

(4) Los miembros del personal de vuelo de una em- 
presa aerea, que tenga su sede en el territorio de un 
Estado contratante, estarän sujetos a las disposiciones 
legales de este. 
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(5) Dieser Artikel gilt ohne Rücksicht auf die Staats- 
angehörigkeit der betreffenden Personen. Bestimmen je- 
doch die nach den Absätzen (1) bis (4) anzuwendenden 
Rechtsvorschriften eines Vertragstaates, daß fremde 
Staatsangehörige und Staatenlose dem System der So- 
zialen Sicherheit in einem Zweig oder in einigen Zwei- 
gen dieses Systems nicht angehören, so bleiben diese 
Bestimmungen unberührt, soweit es sich um Personen 
handelt, die nicht Staatsangehörige des anderen Vertrag- 
staates sind. 

Artikel 8 

(1) Die Besatzung eines Schiffes, das die Flagge eines 
Vertragstaates führt, unterliegt den Rechtsvorschriften 
dieses Staates. Personen, die in einem Hafen eines Ver- 
tragstaates von einem Schiff, das die Flagge des anderen 
Staates führt, mit Lade-, Lösch- oder Ausbesserungs- 
arbeiten oder mit der Beaufsichtigung solcher Arbeiten 
beschäftigt werden, unterliegen den Rechtsvorschriften 
des Staates, zu dessen Hoheitsgebiet der Hafen gehört. 

(2) Erhält eine Person, die sich gewöhnlich im Hoheits- 
gebiet eines Vertragstaates aufhält und vorübergehend 
an Bord eines Schiffes, das die Flagge des anderen Staa- 
tes führt, beschäftigt ist, ihr Entgelt von einer Person 
oder einem Unternehmer, die ihren Betriebsitz im Ho- 
heitsgebiet des ersten Staates haben und nicht Eigen- 
tümer des Schiffes sind, so finden auf diese Personen die 
Rechtsvorschriften des ersten Staates Anwendung. Die 
Person oder das Unternehmen, die das Entgelt zahlen, 
gelten als Arbeitgeber im Sinne dieser Rechtsvorschriften. 

(3) Artikel 7 Absatz (5) findet Anwendung. 


Artikel 9 

(1) Wird ein Angehöriger eines Vertragstaates im 
Dienst dieses Staates im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragstaates beschäftigt und hat er sich dort nicht dauernd 
niedergelassen, so finden auf ihn die Rechtsvorschriften 
des ersten Staates Anwendung, als ob er in dessen 
Hoheitsgebiet an dem Ort beschäftigt wäre, an dem die 
Regierung dieses Staates ihren Sitz hat. 

(2) Wird ein Angehöriger eines Vertragstaates im 
Dienst dieses Staates im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragstaates beschäftigt und hat er sich dort dauernd nie- 
dergelassen, so kann er binnen drei Monaten nach Be- 
ginn der Beschäftigung oder nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens, je nachdem, welcher Zeitpunkt später liegt, 
wählen, ob die Rechtsvorschriften des ersten oder des 
zweiten Staates auf ihn anzuwenden sind; wählt er die 
Anwendung der Rechtsvorschriften des ersten Staates, 
so wird er behandelt, als ob er in dessen Hoheitsgebiet 
an dem Ort beschäftigt wäre, an dem die Regierung die- 
ses Staates ihren Sitz hat. Die Wahl wird mit dem Tage 
wirksam, an dem sie ausgeübt wird; solange die Wahl 
nicht ausgeübt wird, gilt Artikel 6. 


(3) Absatz (2) gilt auch, wenn ein Angehöriger eines 
Vertragstaates im Hoheitsgebiet des anderen Staates von 
einem Angehörigen der diplomatischen Vertretung oder 
einer konsularischen Vertretung des ersten Staates in 
persönlichen Diensten beschäftigt wird. 

(4) Die Absätze (2) und (3) gelten nicht für einen An- 
gehörigen eines Vertragstaates, der von einem Wahl- 
konsul beschäftigt wird. 

(5) Soweit nicht die Absätze (2) und (3) etwas anderes 
bestimmen, unterliegen Bedienstete der öffentlichen Ver- 
waltung, die aus einem Vertragstaat in das Hoheits- 


(5) El presente articulo sera de aplicaciön cualquiera 
que fuese la nacionalidad de la persona de que se träte. 
No obstante, si de conformidad con los pärrafos 1 a 4, 
las disposiciones legales aplicables de uno de los Esta- 
dos contratantes establecieran la exclusiön de los sübditos 
extranjeros o apätridas del sistema de Seguridad Social 
vigente en dicho Estado o de una o de varias de sus 
ramas, quedaran subsistentes tales disposiciones siempre 
que no se träte de sübditos del otro Estado contratante. 

Articulo 8 

(1) La tripulaciön de un buque que enarbole el pa- 
bellön de un Estado contratante se regirä por las dis- 
posiciones legales de dicho Estado. Las personas que en 
un Puerto 'de un Estado contratante sean empleadas, 
por un buque que enarbole el pabellon del otro Estado, 
en trabajos de carga, descarga y reparaciones, o en la 
inspecciön de dichos trabajos, se regirän por las dis- 
posiciones legales del Estado a cuyo territorio perte- 
nezca el puerto. 

(2) Si una persona residente habitual en el territorio 
de un Estado contratante se hallara trabajando provi- 
sionalmente a bordo de un buque que enarbole el pa- 
bellön del otro Estado y percibiere su retribuciön de 
persona o empresa que tenga su sede en el territorio 
del primer Estado no siendo propietario del buque, se 
aplicarän a dicha persona las disposiciones legales del 
primer Estado. Se considerarä a la persona o a la em- 
presa que pague dicha retribuciön como empresario en 
el sentido de tales disposiciones legales. 

(3) Sera de aplicaciön al presente articulo lo dis- 
puesto en el pärrafo (5) del articulo 7. 

Articulo 9 

(1) Si un sübdito de un Estado contratante estuviere 
empleado al servicio de este Estado en el territorio del 
otro Estado contratante, y no se estableciera en este 
con caräcter permanente, se le aplicarän las disposicio- 
nes legales del primer Estado, como si estuviere em- 
pleado en el territorio de este, en el lugar en que tenga 
SU sede el Gobierno de dicho Estado. 

(2) Si un sübdito de un Estado contratante estuviere 
empleado al servicio del mismo en el territorio del otro 
Estado contratante y se hubiere establecido en este ül- 
timo de modo permanente, podrä, dentro del plazo de 
tres meses a partir del comienzo del empleo o de la en- 
trada en vigor del presente Convenio (prevaleciendo 
como tal fecha inicial la que fuere posterior en el 
tiempo), optar entre la aplicaciön al mismo de las dis- 
posiciones legales del primer Estado o la aplicaciön de 
las disposiciones legales del segundo; si optare por la 
aplicaciön de las disposiciones legales del primer Esta- 
do, se le tratarä como si estuviere empleado en el 
territorio en que tenga su sede el Gobierno de dicho 
Estado. La opciön surtirä efectos desde el dia en que 
se ejercite; en tanto no se ejercite, se aplicarä el arti- 
culo 6. 

(3) Asimisrno serä de aplicaciön el nümero (2) cuando 
un sübdito de un Estado contratante este empleado en 
el territorio del otro al servicio personal de un miembro 
de la Representaciön diplomätica o de una representa- 
ciön consular del primer Estado. 

(4) Los apartados (2) y (3) no regirän para los sübdi- 
tos de un Estado contratante empleados por un Cönsul 
honorario. 

(5) En tanto en cuanto no dispusieran lo contrario los 
apartados (2) y (3), el personal de la Administraciön 
publica, enviado por un Estado contratante al territorio 
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gebiet des anderen Staates entsandt werden, den Rechts- 
yorschriften des ersten Staates. 


Artikel 10 

Die zuständigen Behörden können im gegenseitigen 
Einvernehmen für einzelne Fälle oder Gruppen von Fäl- 
len zulassen, daß von den Artikeln 6 bis 9 abgewichen 
wird, falls dies im Interesse der betreffenden Personen 
liegt. 

Artikel 11 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertragstaates 
vor, daß eine Leistung der Sozialen Sicherheit beim Zu- 
sammentreffen mit anderen Leistungen der Sozialen 
Sidierheit oder mit. anderen Einkünften oder wegen Aus- 
übung einer Beschäftigung wegfällt, gekürzt oder zum 
Ruhen gebracht wird oder daß ein Anspruch auf eine 
Leistung der Sozialen Sicherheit oder das Recht zur 
Weiterversicherung nicht gegeben ist, solange die be- 
treffende Person eine Beschäftigung ausübt oder in einer 
Versicherung für den Fall der Invalidität, des Alters und 
zugunsten der Hinterbliebenen (Renten) pflichtversichert 
ist, so gelten vorbehaltlich der Absätze (2) und (3) diese 
Vorschriften auch, wenn es sich um gleichartige Leistun- 
gen aus einem System der Sozialen Sicherheit des ande- 
ren Vertragstaates oder um Einkünfte, die im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragstaates bezogen werden oder 
um eine dort ausgeübte Beschäftigung oder um eine 
Pflichtversicherung nach den Rechtsvorschriften des ande- 
ren Vertragstaates handelt. Wären in den Fällen, in 
denen eine Leistung nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragstaates mit einer Leistung nach den Rechtsvor- 
schriften des anderen Vertragstaates zusammentrifft, 
beide Leistungen zu kürzen oder zum Ruhen zu bringen, 
so darf jede dieser Leistungen nur bis zur Hälfte des 
Betrages gekürzt oder zum Ruhen gebracht werden, um 
den die Leistung nach den Rechtsvorschriften des Ver- 
tragstaates, nach denen sie geschuldet wird, gekürzt oder 
zum Ruhen gebracht würde, 

(2) Absatz (1) gilt nicht, wenn Renten gleicher Art 
Zusammentreffen, die « nach den Artikeln 22 bis 28 er- 
worben sind. 

(3) Wäre nach Absatz (1) eine Invaliditäts-, Alters- 
oder Hinterbliebenenrente, die nach Artikel 22 fest- 
gestellt worden ist, zu kürzen oder zum Ruhen zu brin- 
gen, so ist für die Kürzung oder das Ruhen nur der Teil 
der anderen Leistungen, Einkünfte oder Arbeitsentgelte 
zu berücksichtigen, der dem in Artikel 22 Absatz (4) 
Buchstabe (b) bezeichneten Verhältnis der Dauer der zu- 
rückgelegten Zeiten entspricht. 

Abschnitt II 
Krankenversicherung 

(Versicherung für den Fall der Krankheit, 
der Mutterschaft und des Todes — Sterbegeld) 

Artikel 12 

(1) Sind Versicherungszeiten Voraussetzung für einen 
Leistungsanspruch, so werden die in der Krankenversiche- 
rung der beiden Vertragstaaten zurückgelegien Versiche- 
rungszeiten zusammengerechnet, soweit sie sich nicht 
überschneiden. 

(2) Ist noch den Rechtsvorschriften eines Vertragstaates 
ein Leistungsanspruch auch gegeben, wenn der Versiche- 
rungsfall innerhalb einer bestimmten Frist nach dem Aus- 
scheiden aus der Versicherung eintritt, so gelten diese 
Vorschriften für eine Person, die aus der Versicherung 
wegen unfreiwilliger Arbeitslosigkeit oder deshalb aus- 


del otro Estado, estarä sujeto a las disposiciones lega- 
les del primer Estado. 


Articulo 10 

Las Autoridades competentes, para casos individuales 
o colectivos, podrän admitir, de comün acuerdo, excep- 
ciones a lo previsto en los articulos 6 al 9, siempre que 
elio fuese en interes de las personas afectadas. 

Articulo 11 

(1) Si en virtud de las disposiciones legales de un 
Estado contratanle una prestaciön de la segiiridad social 
desaparece, se reduce o suspende, bien por coincidir 
con otras prestaciones de la seguridad social, con otros 
ingresos o con el ejercicio de una actividad, o si dichas 
disposiciones no confieren derecho a prestaciön de la 
misma, ni a continuar en el Seguro mientras la persona 
interesada ejerza una actividad o este asegurada obliga- 
toriamente en un Seguro de pensiones de invalidez, vejez 
y supervivencia, serän de aplicaclön dichas disposicio- 
nes legales antes mencionadas salvo lo que determinan 
los pärrafos (2) y (3) de este articulo siempre y cuando se 
träte de prestaciones equiparables derivadas de un siste- 
ma de seguridad social del otro Estado contratante, de 
ingresos que se perciban en el territorio de este, de 
una actividad en el ejercida o de un Seguro obligato- 
rio segün las disposiciones legales del mismo. En los 
casos en que debieran reducirse o suspenderse presta- 
ciones establecidas por la legislaciön de uno de los 
Estados contratantes, e igualmente por la del otro Esta- 
do, dichas reducclones o suspensiones se limitarian 
ünicamente a la mitad.del importe en que la prestaciön 
deba reducirse o suspenderse, segün la legislaciön del 
respectivo Estado. 


(2) No serä de aplicaclön el pärrafo (1) cuando coinci- 
dan pensiones de la misipia naturaleza obtenidas de con- 
formidad con lo que determinan los articulos 22 al 28. 

(3) Si de conformidad con lo previsto en el pärrafo (1) 
procediera reducir o suspender una pensiön de invali- 
dez, vejez o supervivencia, fijada de conformidad con 
lo establecido en el articulo 22, solo podrä ser tomada 
en cuenta para tal reducciön o suspensiön aquella parte 
de las otras prestaciones, ingresos o remuneraciones 
que corresponda a la proporciön entre los periodos cu- 
biertos establecida en el articulo 22, pärrafos (4), letra (b). 

Titulo II 

Seguro de Enfermedad 

(Seguro para caso de enfermedad, maternidad 
y muerte — indemnizaciön funeraria) 

Articulo 12 

(1) Siempre que los periodos de afiliaciön constituyan 
el supuesto previo para adquirir deredio al percibo de 
una prestaciön, se sumarän los periodos de afiliaciön 
.cumplidos e'n el Seguro de Enfermedad de ambos Esta- 
dos contratantes con tal de que no se superpongan. 

(2) Las disposiciones legales de un Estado contratante 
que concedan un derecho a prestaciön, aun cuando el 
hecho que motiva este ocurra dentro de un determinado 
plazo despues de la baja en el Seguro, se aplicarän a la 
persona que hubiese sido dada de baja en el mismo por 
paro involuntario o por aceptar en el territorio del otro 
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geschieden ist, um in dem Hoheitsgebiet des anderen 
Staates eine ihr angebotene Beschäftigung anzunehmen, 
auch dann, wenn der Versidierungsfall innerhalb von 21 
Tagen nach dem Ausscheiden aus der Versicherung in 
dem Hoheitsgebiet des zweiten Staates eintritt, es sei 
denn, daß die Person zu diesem Zeitpunkt bereits nach 
den Rechtsvorschriften des zweiten Staates einen Lei- 
stungsanspruch erworben hat. 

Artikel 13 

(1) Eine Person, die sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet 
eines Vertragstaates aufhält und dort versichert ist, er- 
hält bei einem vorübergehenden Aufenthalt im Hoheits- 
gebiet des anderen Staates Leistungen, wenn ihr Zustand 
sofortige ärztliche Betreuung notwendig macht. 

(2) Die ärztliche Betreuung im Sinne des Absatzes (1) 
umfaßt alle Sachleistungen, insbesondere 

(a) Betreuung durch Ärzte oder Hebammen, 

(b) Gewährung von Arzneien, Heilmitteln und 
Hilfsmitteln, 

(c) Krankenhauspflege. 

(3) Eine Person, die sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet 
eines Vertragstaates aufhält, gegen einen Träger dieses 
Staates einen Leistungsanspruch hat und sich nach Ein- 
tritt des Versicherungsfalles der Krankheit oder der 
Mutterschaft in das Hoheitsgebiet des anderen Staates 
begibt, behält ihren Anspruch, wenn der Träger vorher 
der Verlegung des Aufenthaltes zugestimmt hat. Die Zu- 
stimmung kann nachträglich erteilt werden, falls die Vor- 
aussetzungen dafür vorliegen und der Versicherte die 
Zustimmung aus entschuldbaren Gründen vorher nicht 
einholea konnte. Für die Leistungen bei Mutterschaft 
kann die Zustimmung schon vor Eintritt des Versiche- 
rungsfalles erteilt werden. 

(4) Die Absätze (1), (2) und (3) gelten entsprechend für 
Angehörige eines Versicherten, die sich vorübergehend 
im Hoheitsgebiet des anderen V^rtragstaates aufhalten 
oder sich nach Eintritt der Krankheit oder der Mutter- 
schaft in das Hoheitsgebiet des anderen Staates begeben. 

Artikel 14 

(1) Halten sich Angehörige einer Person, die 


(a) bei einem Träger eines Vertragstaates versichert 
ist oder 

(b) gegen einen Träger eines Vertragstaates einen 
Leistungsanspruch hat oder hätte, wenn sie sich 
im Hoheitsgebiet dieses Staates aufhalten 
würde, 

gewöhnlich im Hoheitsgebiet des anderen Vertragstaates 
auf, so erhalten sie nach Maßgabe des Artikels 16 Lei- 
stungen. Satz 1 gilt nicht, solange die Angehörigen die 
gleichen Leistungen aus eigener Versicherung oder aus 
der Versicherung einer Person erhalten, die im Hoheits- 
gebiet des Vertragstaates, in dem die Angehörigen sich 
aufhalten, versichert ist. 

(2) Die in Absatz (1) genannten Personen und Ange- 
hörigen müssen dem Träger des Ortes, an dem die An- 
gehörigen sich gewöhnlich aufhalten, von jeder Änderung 
in ihren Verhältnissen, die den Anspruch auf Leistungen 
an die Angehörigen berühren könnte, unterrichten, ins- 
besondere, wenn das Versicherungsverhältnis endet oder 


Estado un empleo que le haya sido ofrecido, incluso 
cuando el hecho acaezca dentro de los 21 dias siguien- 
tes a SU baja en el seguro en el territorio del segundo 
Estado, a no ser que dicha persona haya adquirido en 
dicho momento el derecho a una prestaciön de acuerdo 
con las disposiciones del segundo Estado. 


Articulo 13 

(1) La persona que resida habitualmente en el terri- 
torio de un Estado contratante y se halle en este ase- 
gurada, percibirä prestaciones del otro Estado, cuando 
durante una permanencia temporal en el territorio de 
este, SU estado de salud requiera urgente asistencia me- 
dica. 

(2) La asistencia medica, de conformidad con el 
pärrafo (1), comprende todas las prestaciones en espe- 
cie, senaladamente: 

(a) asistencia de medicos o comadronas. 

(b) concesiön de medicinas, remedios y medios 
auxiliäres. 

(c) hospitalizaciön. 

(3) Si una persona con residencia habitual en el terri- 
torio de un Estado contratante tuviera derecho al per- 
cibo de una prestaciön frente a un Organismo de este 
Estado y despues de ocurrir el hecho determinante de 
la prestaciön de enfermedad o maternidad se trasladase 
al territorio del otro Estado, conservarä aquel derecho, 
siempre que el Organismo haya autorizado previamente 
el cambio de residencia. Dicha autorizaciön podrä otor- 
garse con posterioridad, cuando se den los supuestos 
precisos para ello y no hubiese podido el asegurado ob- 
tenerla con anterioridad por razones justificadas. Por lo 
que se refiere a las prestaciones de maternidad, podrä 
concederse el oportuno consentimiento antes de que 
ocurra el hecho determinante de las prestaciones. 

(4) Lo establecido en los pärrafos (1), (2) y (3) se apli- 
carä en la medida que corresponda a los familiäres de un 
asegurado que se hallen temporalmente en el territorio 
del otro Estado contratante o que, despues de la enfer- 
medad o el parto, se dirijan al territorio del mismo. 

Articulo 14 

(1) Los familiäres de una persona que residan habi- 
tualmente en el territorio del otro Estado contratante 
percibirän prestaciones a tenor de lo dispuesto en el 
articulo 16, siempre que se hallen en alguno de los dos 
casos siguientes: 

(a) que la persona este asegurada en un Orga- 
nismo de uno de los Estados contratantes, o 

(b) que la misma tenga derecho frente a un Orga- 
nismo de uno de los Estados contratantes al 
percibo de una prestaciön, o lo tendria de re- 

^ sidir en el territorio de este Estado. 

Lo establecido anteriormente no serä de aplicaciön 
cuando los familiäres perciban las mismas prestaciones 
derivadas de su propio seguro o del seguro de una per- 
sona que este asegurada en el territorio del Estado con- 
tratante en el que los familiäres residan. 


(2) Las personas y familiäres a los que se refiere el 
pärrafo (1) deberän informar al Organismo del lugar en el 
que habitualmente residan los familiäres acerca de toda 
modificaciön que se produzca en su situaciön y que pu- 
diera afectar al derecho al percibo de prestaciones por 
estos, especialmente cuando finalice la situaciön de ase- 
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die Person oder einer ihrer Angehörigen ihren Aufenthalt 
in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragstaates verlegt. 

(3) Verlegen die Angehörigen ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in das Hoheitsgebiet des Vertragstaates, in 
dem der zuständige Träger seinen Sitz hat, so erhalten 
sie Leistungen nach den von diesem Träger anzuwenden- 
den Rechtsvorschriften. 

(4) Die Absätze (1) bis (3) gelten nicht für die Ange- 
hörigen der in Artikel 15 Absätze (1) und (2) genannten 
Personen. 

Artikel 15 

(1) Hält sich eine Person, die nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Vertragstaates eine Rente bezieht oder die Vor- 
aussetzungen für den Bezug einer solchen Rente erfüllt 
und die Rente beantragt hat, gewöhnlich im Hoheits- 
gebiet des anderen Staates auf, so bestimmen sich ihre 
Versicherungspflicht oder Versicherungsberechtigung so- 
wie ihr Anspruch auf Leistungen für sich und ihre Ange- 
hörigen nach den Rechtsvorschriften des ersten Staates, 
als ob sie sich in dessen Hoheitsgebiet gewöhnlich auf- 
halten würde. 

(2) Hält sich eine Perscin, die nach den Rechtsvorschrif- 
ten beider Vertragstaaten Renten bezieht oder die Vor- 
aussetzungen für den Bezug solcher Renten erfüllt und 
die Renten beantragt hat, gewöhnlich im Hoheitsgebiet 
eines Vertragstaates auf, so bestimmen sich ihre Ver- 
sicherungspflicht oder Versicherungsberechtigung sowie 
ihr Anspruch auf Leistungen für sich und die Angehöri- 
gen, die sich im Hoheitsgebiet dieses Staates aufhalten, 
nach den Rechtsvorschriften dieses Staates. 

(3) Sind in den Fällen des Absatzes (1) 

(a) die deutschen Rechtsvorschriften anzuwenden, 
so ist die Krankenkasse zuständig, der die Per- 
son zuletzt angehört hat; hat die Person keiner 
Krankenkasse angehört, so ist die Allgemeine 
Ortskrankenkasse, Bad Godesberg, zuständig; 


(b) die spanischen Rechtsvorschriften anzuwenden, 
so ist zuständig der entsprechende Gegenseitig- 
keitsverein für Arbeitnehmer, soweit es sich 
um Empfänger von Renten dieses Gegenseitig- 
keitsvereins handelt, oder die Nationale Vor- 
sorgeanstalt, soweit es sich um Empfänger von 
Renten für Arbeitsunfälle oder Berufskrank- 
heiten handelt, oder die betreffende Person eine 
Rente für den Fall der Invalidität, des Alters 
oder des Todes ausschließlich von der Natio- 
nalen Vorsorgeanstalt bezieh I. 

(4) Die in Absatz (1) bezeichnete Person muß den Trä-, 
ger ihres Aufenthaltsortes von jeder Änderung in ihren 
Verhältnissen, die den Anspruch auf Leistungen berüh- 
ren könnte, unterrichten, insbesondere, wenn die Rente 
wegfällt oder ruht oder, wenn die Person oder einer 
ihrer Angehörigen ihren Aufenthalt in das Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragstaates verlegt. 

(5) Halten sich Angehörige einer in Absatz (2) genann- 
ten Person gewöhnlich im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragstaates auf, so erhalten sie von dem Träger des 
Aufenthaltsortes Leistungen, als ob die Person an diesem 
Ort ihren gewöhnlichen Aufenthalt hätte. 

(6) Die in den Absätzen (1) und (2) genannten Perso- 
nen und ihre Angehörigen erhalten bei vorübergehen- 
dem Aufenthalt im Hoheitsgebiet des anderen Vertrag- 
staates Sachleistungen von dem Träger des Ortes, an 
dem sie sich vorübergehend aufhalten, nach den von die- 
sem Träger anzuwendenden ‘Rechtsvorschriften. 


gurado o cuando la persona o uno de sus familiäres 
traslade su residencia al territorio del otro Estado con- 
tratante. 

(3) Si los familiäres trasladaran su residencia habitual 
al territorio del Estado contratante en el que el Orga- 
nismo competente tenga su sede, percibiran prestacio- 
nes segün las disposiciones legales aplicables por este 
Organismo. 

(4) Los pärrafos (1) a (3) no serän de aplicaciön a los 
familiäres de las personas mencionadas en los pärrafos 

(1) y (2) del articulo 15. 

Ar ticulo 15 

(!) Si una persona que, conforme a las disposiciones 
legales de un Estado contratante, percibe una pensiön 
o la ha solicitado cumpliendo las condiciones requeridas 
para percibir la misma, residiera habitualmente en el 
territorio del otro Estado, sus obligaciones y derechos 
en el seguro, asi como su derecho a prestaciones para 
ella y sus familiäres, se determinarän con arreglo a las 
disposiciones legales del primer Estado, como si viviere 
habitualmente en el territorio de este. 

(2) Si una persona que, conforme a las disposiciones 
legales de ambos Estados contratantes, percibiera pen- 
siones o las hubiera solicitado cumpliendo las condicio- 
nes requeridas para percibir las mismas, residiera habi- 
tualmente en uno de los Estados contratantes, sus obli- 
gaciones y derechos en el seguro, asi como su derecho a 
prestaciones para ella y sus familiäres que residan en 
el territorio de este Estado, se determinarän con arreglo 
a las disposiciones legales de dicho Estado. 

(3) Si en los casos del apartado (1) 

(a) hubieran de aplicarse las disposiciones legales 
espaholas, serä competente la Mutualidad La- 
boral correspondiente si se trata de percepto- 
res de pensiones concedidas por estas Mutua- 
lidades, o el Institute Nacional de Previsiön 
si se trata de perceptores de pensiones por ac- 
cidentes de trabajo o enfermedades profesiona- 
les, o si la persona afectada percibiese exclusi- 
vamente de dicho Institute una pensiön de 
invalidez, vejez o muerte. 

(b) hubieran de aplicarse las disposiciones legales 
alemanas, serä competente la Caja de Enferme- 
dad a la que hubiera pertenecido ültimamente; 
si la persona en cuestiön no hubiera estado 
afiliada a ninguna Caja de Enfermedad serä 
competente la Caja General Local de Bad 
Godesberg (Allgemeine Ortskrankenkasse, Bad 
Godesberg). 

(4) La persona a la que se refiere el pärrafo (1) deberä 
informar al Organismo del lugar de residencia acerca de 
toda modificaciön que se produzca en su situaciön y que 
pudiera afectar el derecho al rercibo de prestaciones, 
especialmente cuando la pensiön se extinga o suspenda 
o cuando la persona o uno de sus familiäres traslade su 
residencia al territorio del otro Estado contratante. 

(5) Si los familiäres de una persona de las comprendi- 
das en el pärrafo (2) residieren habitualmente en el te- 
rritorio del otro Estado contratante percibirän prestaciones 
del organismo del lugar de residencia como si aquella 
persona tuviere su residencia habitual en este lugar. 

(6) Las personas a que se refieren los pärrafos (1) y (2) 
asi como sus familiäres percibirän, durante su perma- 
nencia transitoria en el territorio del otro Estado, presta- 
ciones en especie del Organismo del lugar en el que 
transitoriamente residan y segün las disposiciones lega- 
les aplicables por el mismo. 
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(7) Die Absätze (1) bis (6) gelten nicht, solange die in 
den Absätzen (1) und (2) bezeidineten Personen eine 
Beschäftigung aüsüben, auf Grund deren sie nach den 
Rechtsvorschriften des Vertragstaates, in dessen Hoheits- 
gebiet sie sich gewöhnlich aufhalten, für den Fall der 
Krankheit, der Mutterschaft und des Todes (Sterbegeld) 
pflichtversichert sind. 

Artikel 16 

(1) In den Fällen des Artikels 7, des Artikels 8, des 
Artikels 9 Absatz (2), des Artikels 10, des Artikels 12 
Absatz (2), des Artikels 13, des Artikels 14 und des Ar- 
tikels 15 Absatz (1) werden die Leistungen nach Maß- 
gabe der Absätze (2) und (3) gewährt, solange die be- 
treffende Person sich im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragstaates aufhält. 

(2) Die Sachleistungen werden nach folgenden Regeln 
gewährt: 

(a) Die Leistungen werden gewährt 
in der Bundesrepublik 

von der für den Aufenthaltsort dieser Person 
zuständigen Allgemeinen Ortskrankenkasse 
oder, wo eine solche nicht besteht, von der 
Landkrankenkasse oder von der Kreisversiche- 
rungsanstalt, die für diesen Ort zuständig ist, 

in Spanien 

von der Nationalen Vorsorgeanstalt durch Ver- 
mittlung der Nationalen Kasse für Krankenver- 
sicherung (Caja Nacional del Seguro Obligato- 
rio de Enfermedad) oder der Krankenkasse 
(Entidad colaboradora), mit der ein Versiche- 
rungsvertrag abgeschlossen ist; 

(b) Ausmaß sowie Art und Weise der Leistungs- 
gewährung bestimmen sich nach den Rechtsvor- 
schriften, die von den in Buchstabe (a) genann- 
ten Trägern anzuwenden sind; die Dauer der 
Leistungsgewährung richtet sich nach den von 
den zuständigen Trägern anzuwendenden 
Rechtsvorschriften; 

(c) Körperersatzstücke, größere Hilfsmittel und 
andere Sachleistungen von erheblicher Bedeu- 
tung dürfen nur gewährt werden, wenn der zu- 
ständige Träger vorher zugestimmt hat; dies 
gilt nicht für Fälle unbedingter Dringlichkeit; 

(d) Personen und Einrichtungen, die mit den in 
Buchstabe (a) genannten Trägern Verträge über 
die Gewährung von Sachleistungen an die bei 
diesen Trägern Versicherten und deren Ange- 
hörige abgeschlossen haben, sind verpflichtet, 
nach Maßgabe dieser Verträge auch die in 
diesem Absatz genannten Sachleistungen zu 
gewähren; 

(e) sehen die Rechtsvorschriften eines Vertrag- 
staates eine Höchstdauer für die Leistungs- 
gewährung vor, so wird die Zeit, in der für 
denselben Fall der Krankheit oder Mutterschaft 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften des an- 
deren Staates gewährt worden sind, von dem 
zuständigen Träger auf die Höchstdauer ange- 
rechnet. 

(3) Die Geldleistungen werden von dem zuständigen 
Träger nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften ge- 
währt. Sie können auf Ersuchen des zuständigen Trägers 
für dessen Rechnung auch von den in Absatz (2) Buch- 
stabe (a) genannten Trägern ausgezahlt werden. 

Artikel 17 

In den Fällen des Artikels 16 ist. der zuständige Träger 
verpflichtet, dem Träger, der die Sach- oder Geldleistun- 


(7) Los pärrafos (1) a (6) no serän de aplicaciön si las 
personas a las que se refieren los parrafos (1) y (2) desem- 
penarän una ocupaciön que, de conforinidad con las dis- 
posiciones legales del Estado contratante en cuyo terri- 
torio residan habitualmente, se hallara comprendida en 
los seguros obligatorios de enfermedad, maternidad y 
muerte (indemnizaciön funeraria). 

A r 1 1 c u 1 o 16 

(1) En los casos previstos en los articulos 7, 8, 9 
pärrafo (2), 10, 12 pärrafo (2), 13, 14 y 15 parrafo (1) se 
concederän las prestaciones a tenor de lo dispuesto en 
los parrafos (2) y (3) del presente articulo mientras la 
persona en cuestiön resida en territorio del otro Estado 
contratante. 

(2) Las prestaciones en especie se concederän de con- 
formidad con las reglas siguientes: 

(a) En Espana, 

por.el Instituto Nacional de Previsiön a traves 
de la Caja Nacional del Seguro Obligatorio de 
Enfermedad o de la entidad colaboradora con 
la que haya concertado el seguro; 

En la Repüblica Federal, 

por la "Allgemeine Ortskrankenkasse" (Caja 
Local de Enfermedad) que corresponda por razön 
del lugar de residencia de dicha persona, o, 
cuando no existe la misma, la "Landkranken- 
kasse" (Caja Rural del Seguro de Enfermedad 
que por la misma razön corresponda, o por el 
Instituto Comarcal del Seguro (Kreisversiche- 
rungsanstalt) ; 

(b) la cuantia, asi ccimo el genero y forma de la 
prestaciön se determinaran con arreglo a las 
disposiciones legales aplicables por los organis- 
mos indicados en la letra a); la duraciön de la 
prestaciön se determinara con arreglo a las 
disposiciones legales aplicables por los organis- 
mos competentes, 

(c) prötesis, grandes aparatos y otras prestaciones 
en especie de particular importancia sölo podrän 
concederse cuando previamente haya dado su 
consentimiento el organismo competente. No 
serä esto de aplicaciön cuando se träte de casos 
de absoluta urgencia, 

(d) las personas o instituciones que hayan concer- 
tado acuerdos con los Organismos consignados 
en la letra a) sobre concesiön de prestaciones 
ep esp-ecie a los asegurados en aquellos Or- 
ganismos asi como a sus familiäres, estan obli- 
gados, en la medida que dichos acuerdos deter- 
minen, a conceder las prestaciones en especie 
que se especifican en el referidc pärrafo, 

(e) si las disposiciones legales de un Estado con- 
tratante previeran una duraciön mäxima para 
la concesiön de una prestaciön, el organismo 
competente computarä a efectos de didia dura- 
ciön mäxima, el tiempo en que, con arreglo a 
las disposiciones legales del otro Estado hayan 
sido concedidas prestaciones para el mismo caso 
de enfermedad o maternidad 

(3) Las prestaciones en metalico serän satisfechas por 
el Organismo competente segün las disposiciones legales 
que para el rijan. A peticiön del Organismo competente 
y a cargo de este podrän ser igualmente abonadas por 
los Organismos consignados en el pärrafo (2), letra (a). 

Articulo 17 

En los casos previstos en el articulo 16, el Organismo 
competente estarä obligado a reembolsar al Organismo 
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gen gewährt hat, den tatsächlich aufgewendeten Betrag 
zu erstatten. Die zuständigen Behörden können jedoch 
für alle Fälle oder für bestimmte Gruppen von Fällen 
vereinbaren, daß die Aufwendungen durch Zahlung von 
Pauschalbeträgen erstattet werden. 

Artikel 18 

Machen die Rechtsvorschriften eines Vertragstaates bei 
Personen, welche die Voraussetzungen für den Bezug 
einer Rente nach den Vorschriften dieses Staates erfüllen 
und die Rente beantragt haben, die Pflichtversicherung 
in der Krankenversicherung davon abhängig, daß diese 
Personen innerhalb eines bestimmten Zeitraumes vor 
Stellung des Rentenantrages während einer Mindestfrist 
der Krankenversicherung angehört haben, so werden für 
die Erfüllung dieser Frist die nach den Rechtsvorschriften 
beider Staaten innerhalb des bestimmten Zeitraumes 
zurüchgelegten Zeiten einer Pflichtversicherung oder 
einer freiwilligen Weiterversicherung zusammengerech- 
net, soweit sie sich nicht überschneiden. 


Artikel 19 

Wären für denselben Versicherungsfali nach den Rechts- 
vorschriften beider Vertragstaaten Sachleistungen und 
von dem Arbeitsentgelt unabhängige Geldleistungen, die 
nicht Sterbegelder sind, zu gewähren, so werden diese 
Leistungen lediglich nach den Rechtsvorschriften des Ver- 
tragstaates gewährt, in dessen Hoheitsgebiet die betref- 
fende Person sich gewöhnlich aufhält. 


Artikel 20 

(1) Stirbt eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragstaates versichert ist, oder einer ihrer An- 
gehörigen in dem Hoheitsgebiet des anderen Staates, so 
gilt für den Anspruch auf Sterbegeld der Tod als im 
Hoheitsgebiet des ersten Staates eingetreten. 

(2) Beansprucht eine Person, die sich im Hoheitsgebiet 
eines Vertragstaates aufhält, Sterbegeld nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Staates, so wird sie behandelt, 
als ob sie sich im Hoheitsgebiet des anderen Staates auf- 
halten würde. 

(3) Für denselben Todesfall dürfen nicht Sterbegelder 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertragstaaten neben- 
einander gewährt werden, es sei denn, daß die Ansprü- 
che auf diese Sterbegelder nach den Rechtsvorschriften 
beider Staaten unabhängig von diesem Abkommen be- 
stehen. 

(4) Der Anspruch auf Sterbegeld wird in den Fällen, 
in denen nach Absatz (3) eine doppelte Zahlung ausge- 
schlossen ist, wie folgt geregelt: 

(a) Tritt der Tod im Hoheitsgebiet eines Vertrag- 
staates ein, so bleibt der Anspruch nach den 
Rechtsvorschriften dieses Staates gewahrt, wäh- 
rend der Anspruch nach den Rechtsvorschriften 
des anderen Staates erlischt, 

(b) tritt der Tod außerhalb der Hoheitsgebiete der 
Vertragstaaten ein, so bleibt der Ansprucii nach 
den Rechtsvorschriften des Staates gewahrt 
dessen Hoheitsgebiet der Verstorbene sich 
letzt vor seinem Tode aufhielt, während der 
Anspruch nach den Rechtsvorschriften des ande- 
ren Staates erlischt. 


que haya satisfecho las prestaciones en especie o en 
metälico el Importe de lo efectivamente gastado. Las 
Autoridades competentes podrän, sin embargo, acordar 
para todos los casos o para ciertos grupos de casos, que 
se reembolsen los gastos mediante pago de Importes 
globales. 

Articulo 18 

Cuando tratändose de personas que reünan las con- 
diciones necesarias para percibir una pensiön con arre- 
glo a las disposiciones legales de un Estado contratante, 
hayan solicitado dicha pensiön y las disposiciones le- 
gales del referido Estado hicieran depender el Seguro 
obligatorio de Enfermedad del hecho de que dichas per- 
sonas hayan pertenecido durante un plazo minimo al 
Seguro de Enfermedad, dentro de un determinado pe- 
riodo de tiempo anterior a la presentaciön de la solici- 
tud de pensiön, se sumarän para el cumplimiento de 
dicho plazo los periodos de un seguro obligatorio o de 
un seguro continuado voluntario que se hayan cumplido 
dentro del citado periodo de tiempro a tenor de las dis- 
posiciones legales de ambos Esfados, siempre que no se 
superpongan. 

Articulo 19 

Si segün las disposiciones legales de ambos Estados 
contratantes procediera para un mismo caso, la con- 
cesiön de prestaciones en especie y de prestaciones en 
metälico independientemente de la retribuciön por tra- 
bajo y que no tuvieran caräcter de indemnizaciön fune- 
raria, tales prestaciones serän concedidas, ünicamente, 
con arreglo a las disposiciones legales del Estado contra- 
tante en cuyo territorio resida habitualmente la persona 
en cuestiön. 

Articulo 20 

(1) Si una persona asegurada con arreglo a las dis- 
posiciones legales de un Estado contratante, o alguno de 
sus familiäres, falleciere en el territorio det otro Estado, 
la defunciön se considerarä ocurrida en el territorio del 
primer Estado a los efectos del derecho al percibo de la 
indemnizaciön funeraria. 

(2) Si una persona que se halle en el territorio de uno 
de los Estados contratantes solicitara la indemnizaciön 
funeraria con arreglo a las disposiciones legales del otro 
Estado, serä tratada, a estos efectos, como si residiera 
en el territorio de este. 

(3) Para un mismo caso de defunciön no se podrän 
conceder conjuntamente indemnizaciones funerarias con 
arreglo a las disposiciones legales de ambos Estados 
contratantes, salvo en el caso de que al margen del 
presente Convenio existieren derechos al percibo de 
dichas indemnizaciones con arreglo a las disposiciones 
legales de ambos Estados. 

(4) En los casos en que con arreglo al pärrafo (3) no 
este autorizado el pago por duplicado, el derecho a la 
indemnizaciön funeraria se regularä en la siguiente 
forma; 

(a) Si la defunciön ocurriere en el territorio de un 
Estado contratante, quedarä a salvo el derecho 
a la prestaciön con arreglo a las disposiciones 
legales de dicho Estado, al par que se ex- 
tinguirä ei que corresponda con arreglo a las 
disposiciones legales del otro. 

(b) Si la defunciön ocurriere fuera del territorio de 
los Estados contratantes, quedarä a salvo el 
derecho a la prestaciön con arreglo a las dis- 
posiciones legales del Estado en cuyo territorio 
se hallare ültimamente el difunto, antes de su 
fallecimiento, al par que se extinguirä el dere- 
cho que corresponda con arreglo a las disposi- 
ciones legales del otro Estado. 
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Artikel 21 

Personen, die aus einer Pflichtversicherung eines Ver- 
tragstaates für den Fall der Krankheit, der Mutterschaft 
und des Todes (Sterbegeld) ausgeschieden sind und sich 
im Hoheitsgebiet des anderen Staates gewöhnlich auf- 
halten, können sich nach den Rechtsvorschriften des 
zweiten Staates unter denselben Bedingungen freiwillig 
weiterversichern wie die Personen, die aus einer Pflicht- 
versicherung dieses Staates für den Fall der Krankheit, 
der Mutterschaft und des Todes (Sterbegeld) ausgeschie- 
den sind. Dabei stehen Zeiten der Pflichtversicherung, die 
nach den Rechtsvorschriften des ersten Staates zurück- 
gelegt worden sind, Zeiten der Pflichtversicherung nach 
den Rechtsvorschriften des zweiten Staates gleich. 


Abs'dinitt III 

Rentenversicherungen 

(Versicherungen für den Fall des Alters, der Invalidität 
und zugunsten der Hinterbliebenen) 

KAPITEL 1 
Alter 

Artikel 22 

(1) War eine Person nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragstaaten versichert, so werden die Renten aus- 
schließlich nach Maßgabe dieses Kapitels festgestellt und 
gewährt. 

(2) Für den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Rentenanspruches rechnet der Träger 
jedes Vertragstaates zu den Beitragszeiten und gleich- 
gestellten Zeiten, die nach den von ihm anzuwendenden 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu berücksichtigen 
sind, soweit notwendig, nach Maßgabe des Artikels 41 
die Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten hinzu, die 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Staates zurück- 
gelegt und nach diesen Vorsdiriften für den Erwerb, die 
Aufrediterhaltung oder das Wiederaufleben des Renten- 
anspruchs zu berücksichtigen sind. Ist nach den spanischen 
Rechtsvorschriften der Erwerb des Rentenanspruchs davon 
abhängig, daß vor Eintritt des Versicherungsfalles Be- 
schäftigungszeiten von bestimmter Dauer in Spanien 
zurückgelegt sind, so stehen diesen Zeiten die Beschäfti- 
gungszeiten gleich, die im Hoheitsgebiet der Bundesrepu- 
blik zurückgelegt worden sind. Alsdann entscheidet der 
zuständige Träger jedes Staates nach den von ihm anzu- 
wendenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften, ob die 
Person die Voraussetzungen für den Anspruch auf Rente 
erfüllt. 

(3) Sehen die spanischen Rechtsvorschriften vor, daß 
die Person bei Eintritt des Versicherungsfalles einem 
Unternehmen angehören muß, das dem System der 
Gegenseitigkeitsvereine für Arbeitnehmer angeschlossen 
ist, so gilt diese Bedingung als erfüllt, wenn die Person 
bei Eintritt des Versicherungsfalles nach den deutschen 
Rechtsvorschriften versichert ist, und zwar auf Grund 
einer Beschäftigung in einem Unternehmen, das — falls 
es seinen Sitz in Spanien hätte — dem System der Gegen- 
seitigkeitsvereine für Arbeitnehmer angeschlossen wäre. 

(4) Besteht Anspruch auf Rente, so berechnet der in 
Absatz (2) genannte Träger 

(a) zunächst die Rente, die nach den von ihm an- 
zuwendenden innerstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten und unter Berücksichtigung der Artikel 25 


Articulo 21 

Las personas que causen baja en el Seguro obligatorio 
de enfermedad, maternidad y muerte (indemnizaciön 
funeraria) de uno de los Estados contratantes y residan 
habitualmente en el territorio del otro Estado, podrän 
continuar aseguradas voluntariamente, segün las dis- 
posiciones legales del segundo Estado, bajo las mismas 
coridiciones que aquellas personas que causen baja en 
el Seguro obligatorio de Enfermedad, maternidad y 
muerte (indemnizaciön funeraria) de este ultimo Estado. 
En tal caso los periodos de seguro obligatorio que 
hayan sido cumplidos segün las disposiciones legales 
del primer Estado se equipararän a los periodos de se- 
guro obligatorio cumplidos segün las disposiciones 
legales del segundo. 


Titulo III 

Seguro de Pensiones 

(Seguro de Vejez, Invalidez y Supervivencia) 

CAPITULO 1 
Vejez 

Articulo 22 

(1) Si una persona estuviese asegurada conforme a las 
disposiciones legales de ambos Estados contratantes, las 
pensiones que le correspondan se determinarän y con- 
cederän, exclusivamente, segün las normas del presente 
capitulo. 

(2) Para la adquisiciön, conservaciön o recuperaciön 
del derecho a una pensiön, el Organismo de cada Estado 
Contratante, totalizarä en la medida que fuere necesario, 
y en la forma prevista en el articulo 41, los periodos de 
cotizaciön y los periodos equivalentes que deban com- 
putarse a tenor de las disposiciones legales internas 
aplicables por dicho Organismo, con los periodos de 
cotizaciön y los periodos equivalentes cumplidos en el 
otro Estado que, conforme a las disposiciones legales 
del mismo, deban computarse a efectos de la adquisi- 
ciön, conservaciön o recuperaciön del derecho a pen- 
siön. Si segün las disposiciones legales espanolas se 
hiciera depender la adquisiciön del derecho a pensiones 
de que antes de producirse el hecho determinante de 
la prestaciön se hubiera estado ocupado en Espana 
durante determinado tiempo, este se equipararä al 
tiempo de ocupaciön cumplido en el territorio de la Re- 
püblica Federal. Seguidamente, el Organismo compe- 
tente de cada Estado resolverä, conforme a las disposi- 
ciones legales internas que haya de aplicar si la per- 
sona de que se träte reüne o no las condiciones nece- 
sarias para tener derecho a pensiön. 

(3) Por lo que se refiere a la aplicaciön de las dis- 
posiciones legales espanolas, el mero requisito de estar 
encuadrada una persona en una empresa comprendida 
en el regimen del Mutualismo Laboral se considerarä 
cumplido si al ocurrir el hecho determinante de la pen- 
siön, dicha persona estuviera asegurada, conforme a las 
disposiciones legales alemanas, en base de su ocupaciön 
en una empresa que, de tener su sede en Espana, hubiera 
estado inclulda en el sistema del Mutualismo Laboral. 

(4) Si existiese derecho a pensiön, el Organismo men- 
cionado en el pärrafo (2) tendrä en cuenta: 

(a) En primer lugar la pensiön que, conforme a los 
artfculos 25 y 41, corresponderia a la persona 
interesada segün las disposiciones legales inter- 


15 



Drucksache 2570 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


und 41 der betreffenden Person zustehen würde, 
wenn alle Beitragszeiten und gleichgestellten 
Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften des an- 
deren Staates zurückgelegt wurden und nach 
diesen Vorschriften für die Berechnung der 
Rente zu berücksichtigen sind, auch für die Be- 
rechnung der Rente zu berücksichtigende Bei- 
tragszeiten und gleichgestellte Zeiten nach den 
von dem Träger anzuwendenden innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften wären, wobei der 
deutsche Träger Beiträge zur Höherversicherung 
außer Ansatz läßt, und alsdann 

(b) den Teil dieser Rente, der dem Verhältnis ent- 
spricht, in dem die Gesamtheit der Beitrags- 
zeiten und gleichgestellten Zeiten, welche die 
Person nach den von dem Träger anzuwenden- 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften vor Ein- 
tritt des Versicherungsfalles zurückgelegt hat, 
zur Gesamtheit aller Beitragszeiten und gleich- 
gestellten Zeiten steht, welche die Person vor 
Eintritt des Versicherungsfalles nach den Rechts- 
vorschriften beider Staaten zurückgelegt hat 
und die bei der Berechnung der Rente nach 
Buchstabe (a) angerechnet worden sind. Dieser 
Betrag ist die Rente, die der Träger der be- 
treffenden Person schuldet. 

(c) Der deutsche Träger erhöht die von ihm nach 
Buchstabe (b) geschuldete Rente um die Steige- 
rungsbeträge für entrichtete Beiträge der Höher- 
versicherung. 


(5) Die spanischen Gegenseitigkeitsvereine für Arbeit- 
nehmer berücksichtigen bei Anwendung der Absätze (2) 
und (4) Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten, die 
nach den deutschen Rechtsvorschriften zurückgelegt wor- 
den sind, nur, soweit diese Zeiten auf Grund einer Be- 
schäftigung in einem Unternehmen zurückgelegt wurden, 
das — falls es seinen Sitz in Spanien hätte — auf Grund 
des Beschäftigungszweiges dem System der Gegenseitig- 
keitsvereine für Arbeitnehmer angeschlossen wäre oder 
gewesen wäre. 

(6) Hat die betreffende Person nach den Rechtsvor- 
schriften eines Vertragstaates Beitragszeiten oder gleich- 
gestellte Zeiten zurückgelegt, die insgesamt weniger als 
zwölf Monate umfassen, und gilt nach diesen Rechtsvor- 
schriften die Wartezeit nicht als erfüllt, so gewährt der 
Träger dieses Staates für diese Zeiten keine Rente. In 
diesen Fällen wendet der Träger des anderen Staates bei 
der Berechnung der von ihm zu gewährenden Rente den 
Absatz (4) Buchstabe (b) nicht an. 

Artikel 23 

(1) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragstaaten ohne Berücksichtigung des Artikels 22 
Absatz (2) Anspruch auf Renten, und ist eine dieser 
Renten oder sind beide Renten höher als die Summe der 
nach Artikel 22 Absatz (4) berechneten Renten, so hat 
diese Person Anspruch darauf, daß die vorgenannte 
Summe der Renten um den Unterschiedsbetrag zwischen 
dieser Summe und der Höchstrente erhöht wird, 

(2) In den Fällen des Absatzes (1) hat der zuständige 
Träger des Staates, nach dessen Reditsvorschriften die 
höchste Rente geschuldet wird, den Unterschiedsbetrag 
zu zahlen. Der Träger des zweiten Staates erstattet dem 
Träger, der zur Zahlung verpflichtet ist, diesen Betrag zu 
dem Teil, der dem in Artikel 22 Absatz (4) Buchstabe (b) 
bezeichneten Verhältnis entspricht, jedoch höchstens bis 
zu dem Betrag, den der Träger des zweiten Staates nach 


nas aplicables por dicho Organismo en el su- 
puesto de que todos los periodos de cotizaciön 
Y periodos equivalentes cumplidos y compu- 
tables para la pensiön segün las disposiciones 
legales del otro Estado, fueren tambien, a efec- 
tos del cälculo de la pensiön, periodos de co- 
tizaciön Y periodos equivalentes computables 
por tal Organismo con sujeciön a las disposi- 
siciones legales internas, sin coniputar el Or- 
ganismo alemän las cuotas de mejora del se- 
guro; y en segundo lugar, 

(b) la parte de dicha pensiön correspondiente a la 
proporciön en que se halle la totalidad de los 
periodos de cotizaciön y periodos equivalentes 
cumplidos por dicha persona antes del hecho 
determinante de la prestaciön, conforme a las 
disposiciones legales internas que el referido 
Organismo haya de aplicar con la totalidad 
de los periodos de cotizaciön y periodos equi- 
valentes que dicha persona haya cumplido de 
conformidad con las disposiciones legales de 
ambos Estados y que al hacer el cälculo de la 
pensiön hayan sido computados de acuerdo con 
la letra a) del presente articulo; su Importe 
constituye la pensiön que el Organismo adeuda 
a la persona. 

(c) El organismo alemän incrementarä las pen- 
siones por el adeudadas segün la letra b) en la 
cuantia correspondiente a las cotizaciones para 
el seguro de mejoras voluntarias. 

(5) Las Mutualidades Laborales, de los periodos de 
cotizaciön y equivalentes, cubiertos de conformidad con 
la legislaciön alemana, sölo tendrän en cuenta para la 
aplicaciön de los pärrafos (2) y (4), los que se hayan cum- 
plido por razön de una ocupaciön en una Empresa que, 
de teuer su sede en Espana, estuviera o hubiera estado 
incluida por su actividad en el Seguro obligatorio de las 
Mutualidades Laborales. 


(6) Si la persona interesada hubiese cumplido con 
sujeciön a las disposiciones legales de un Estado contra- 
tante periodos de cotizaciön o periodos equivalentes que 
en total no lleguen a 12 meses y, a tenor de tales dis- 
posiciones, no estuviera cumplido el periodo de carencia, 
el Organismo de este Estado no concederä pensiön al- 
guna por este periodo. En estos casos, el Organismo del 
otro Estado no aplicarä, a efectos del cälculo de la 
pensiön que deba conceder, lo dispuesto en el pärrafo (4), 
letra (b). 

Articulo 23 

(1) Cuando independientemente de lo que determina 
el pärrafo (2) del articulo 22 una persona tuviera derecho 
a pensiön conforme a las disposiciones legales de ambos 
Estados contratantes / la pensiön en uno o en ambos 
Estados contratantes fuera superior al Importe de la 
suma de las pensiones calculadas conforme al pärrafo (4) 
del articulo 22, dicha persona tendrä derecho a que el 
referido Importe se le incremente con la diferencia entre 
el mismo y el de la pensiön de cuantia mäs elevada. 

(2) En los casos del pärrafo (1) del presente articulo el 
Organismo competente del Estado en el que sea mäs 
elevada la pensiön vendrä obligado a satisfacer la ex- 
presada diferencia, si bien por el Organismo competente 
del otro Estado le serä abonada una parte de la misma 
que se calcularä segün la proporciön establecida en el 
articulo 22, pärrafo (4), letra (b), pero sin que en ningün 
caso pueda sobrepasar el Importe de la pensiön que a 
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den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften ohne 
Berücksichtigung des Artikels 22 Absatz (4) und des Ar- 
tikels 25 Nummer 2 zu gewähren hätte. 

(3) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragstaates auch ohne Berücksichtigung des Artikels 
22 Absatz (2) Anspruch auf Rente und nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Staates nur unter Berücksichti- 
gung der genannten Vorschrift Anspruch auf Rente, und 
ist die Rente nach den Rechtsvorschriften des ersten 
Staates höher als die Summe der nach Artikel 22 Ab- 
satz (4) berechneten Rente, so hat der Träger des ersten 
Staates die von ihm nach Artikel 22 Absatz (4) zu ge- 
währende Rente um den Unterschiedsbetrag zu erhöhen. 


(4) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragstaates auch ohne Berücksichtigung des Artikels 22 
Absatz (2) Anspruch auf Rente und nach den Rechtsvor- 
schriften des anderen Staates auch unter Berücksichtigung 
der genannten Vorschrift keinen Anspruch auf Rente, so 
hat der Träger des ersten Staates die Rente nach den 
von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften ohne Berück- 
sichtigung des Artikels 22 Absatz (4) und des Artikels 25 
Nummer 2 zu gewähren. 

(5) Die Rente nach Absatz (4) ist durch Renten nach 
Artikel 22 Absatz (4) zu ersetzen, sobald der Berechtigte 
auch die Voraussetzungen für die Gewährung einer 
Rente nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrag- 
staates erfüllt; die Absätze (1) bis (3) finden gegebenen- 
falls Anwendung. 


Artikel 24 

Bei Anwendung des Artikels 22 gilt folgendes: 

1. Machen die Rechtsvorschriften eines Vertragstaates 
die Gewährung bestimmter Leistungen davon ab- 
hängig, daß Beitragszeiten oder gleichgestellte Zei- 
ten in einem Beruf zurückgelegt worden sind, für 
den eine Sonderversicherung besteht, so werden für 
die Feststellung des Anspruchs auf diese Leistungen 
nur die Beitragszeiten und gleidrgestellten Zeiten 
berücksichtigt, die in der entsprechenden Sonderver- 
sicherung des anderen Staates zurückgelegt worden 
sind. 

2. Besteht für einen Beruf nur in einem Vertragstaat 
eine Sonderversicherung, so berücksichtigt 

(a) der Träger dieses Staates für die Feststellung 
einer Leistung aus dieser Sonderversicherung 
auch Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten, 
die in diesem Beruf nach den Rechtsvorschriften 
des anderen Staates zurückgelegt worden sind, 
und 

(b) der Träger des anderen Staates für die Feststel- 
lung einer Leistung aus der Versicherung, die 
für den Beruf zuständig ist, auch Beitragszeiten 
und gleichgestellte Zeiten, die nach den Rechts- 
vorschriften des ersten Staates in der Sonder- 
versicherung zurückgelegt worden sind. 

3. Hängt nach den deutschen Rechtsvorschriften eine 
Rente oder ein Rententeil von Beitragszeiten oder 
gleichgestellten Zeiten ab, in denen die betreffende 
Person mit Hauerarbeiten unter Tage beschäftigt 
war, so berücksichtigt der deutsche Träger Beitrags- 
zeiten und gleichgestellte Zeiten, die nach den spa- 
nischen Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind, 
nur insoweit, als es sich um Zeiten handelt, in de- 


dicho Organismo le hubiera correspondido conceder con- 
forme a su legislaciön interna, sin considerar lo dis- 
pueslo en los articulos 22, pärrafo (4) y 25 nümero 2. 

(3) Cuando una persona tuviere derecho a pensiön 
conforme a la legislaciön interna de uno de los Estados 
contratantes sm teuer en cuenta las normas del pärrafo (2) 
del articulo 22 y segün las disposiciones legales del 
otro Estado tan solo tuviere derecho a la misma por 
aplicaciön de lo dispuesto en dicho precepto, si la suma 
de las pensiones calculadas de conformidad con el 
pärrafo (4) del citado articulo 22 fuere inferior a la pen- 
siön del primer Estado, el Organismo competente del 
mismo incrementarä la referida suma hasta completar 
el Importe de la pensiön que segün sus disposiciones le- 
gales le hubiera correspondido satisfacer. 

(4) Cuando sin tener en cuenta el pärrafo (2) del ar- 
ticulo 22 una persona tuviese derecho a pensiön segün 
las disposiciones legales de un Estado contratante y 
conforme a las disposiciones legales del otro Estado, 
aün tomando en cuenta dicho precepto no tuviera 
derecho a pensiön, entonces el Organismo del primer 
Estado satisfarä la pensiön segün las disposiciones le- 
gales que les corresponda aplicar prescindiendo del 
pärrafo (4) del articulo 22 y del nümero 2 del articulo 25. 

(5) La pensiön a que se refiere el pärrafo anterior serä 
sustituida por las pensiones que procedan conforme al 
pärrafo (4) del articulo 22, tan pronto como en el bene- 
ficiario concurran los requisitos precisos para obtener 
una pensiön segün las disposiciones legales del otro 
Estado contratante aplicändose los pärrafos (1) a (3) del 
presente articulo si asi fuera necesario. 


Articulo 24 

Para la aplicaciön del articulo 22 se procederä en la 
forma siguiente: 

1. Cuando conforme a las disposiciones legales de un 
Estado contratante la concesiön de ciertas presta- 
ciones dependiere del cumplimiento de periodos de 
cotizaciön o periodos equivalentes en una profesiön 
para la cual exista un seguro especial, ünicamente 
se computarän, para la determinaciön del derecho 
de tales prestaciones, los periodos de cotizaciön y 
los periodos equivalentes cumplidos en el seguro 
especial correspondiente del otro Estado. 

2. Cuando solo en un Estado contratante existiere se- 
guro especial para una profesiön: 

(a) El Organismo de dicho Estado tendrä en cuenta, 
para la determinaciön de una prestaciön deri- 
vada de tal seguro especial, los periodos de 
cotizaciön y periodos equivalentes cumplidos en 
esta profesiön segün las disposiciones legales del 
otro Estado, y 

(b) el Organismo del otro Estado tendrä tambien 
en cuenta, para la determinaciön de una presta- 
ciön derivada del seguro correspondiente a la 
profesiön, los periodos de cotizaciön y periodos 
equivalentes cumplidos en el seguro especial 
con arreglo a las disposiciones legales del pri- 
mer Estado. 

3. Si a tenor de las disposiciones legales alemanas 
una pensiön o parte de pensiön dependieren de un 
periodo de cotizaciön o periodos equivalentes du- 
rante los cuales la persona interesada estuvo em- 
pleada en trabajos subterräneos (Hauerarbeiten) 
o asimilados a estos, el Organismo alemän sölo ten- 
drä en cuenta los periodos de cotizaciön y periodos 
equivalentes cumplidos segün las disposiciones le- 
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nen die betreffende Person mit gleichartigen Arbei- 
ten im Bergbau in Spanien beschäftigt war, 

4. Hängt nach den Rechtsvorschriften eines Vertrag- 
staates der Anspruch auf eine Leistung oder die 
Höhe der Leistung von der Dauer einer Beschäfti- 
gung in einem bestimmten Beruf ab, so berücksich- 
tigt der zuständige Träger dieses Staates auch Zei- 
ten, in denen die betreffende Person die gleiche Be- 
rufstätigkeit im anderen Staat verrichtet hat. 

Artikel 25 

Die deutschen Träger verfahren bei Anwendung des 
Artikels 22 wie folgt: 

1, Bei der Berechnung der für den Versicherten maß- 
gebenden Rentenbemessungsgrundlage werden nur 
die Arbeitsentgelte berücksichtigt, die der Ver- 
sicherte während der nach den deutschen Rechts- 
vorschriften zurückgelegten Beitragszeiten bezogen 
hat. 

2. Bei der Ermittlung der Anzahl der anrechnungs- 
fähigen Versicherungsjahre stehen die nach den spa- 
nischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Beitrags- 
zeiten und gleichgestellten Zeiten, die nach diesen 
Vorschriften bei der Berechnung der Rente zu be- 
rücksichtigen sind, den nach den deutschen Rechts- 
vorschriften zurückgelegten Beitragszeiten und 
gleichgestellten Zeiten gleich. 


Artikel 26 

(1) Nach den deutschen Rechtsvorschriften zurückgelegte 
Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten im Sinne dieses 
Kapitels sind alle Beitragszeiten und gleichgestellte Zei- 
ten, die nach den deutschen Rechtsvorschriften zu berück- 
sichtigen sind. 

(2) Nach den spanischen Rechtsvorschriften zurück- 
gelegte Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten im Sin- 
ne dieses Kapitels sind alle Beitragszeiten und gleich- 
gestellte Zeiten, die nach den spanischen Rechtsvorschrif- 
ten zu berücksichtigen sind. 


KAPITEL 2 

Invalidität 

Artikel 27 

(1) Kapitel 1 gilt entsprechend für die Invaliditäts- 
renten, die nach den deutschen und spanischen Rechts- 
vorschriften zu gewähren sind. 

(2) Für die Entscheidung, ob nach den deutschen 
Rechtsvorschriften eine Zurechnungszeit in der Renten- 
versicherung der Arbeiter oder in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten anzurechnen ist, 

(a) gilt als Eintritt in die Versicherung der erste 
Eintritt in die Versicherung nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften oder nach den spani- 
schen Rechtsvorschriften, je nachdem, welchar 
Zeitpunkt der frühere ist; 

(b) gilt als Eintritt des Versicherungsfalles der 
Eintritt des Versicherungsfalles nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften oder nach den spani-' 
sehen Rechtsvorschriften, je nachdem, nach 
welchen Rechtsvorschriften der Versicherungs- 
fall zuerst eingetreten ist; 


gales espanolas, en razön a los periodos durante los 
cuales la persona interesada estuvo empleada en 
Espaha en anälogos trabajos de minerfa. 

4. Si a tenor de las disposiciones legales de un Estado 
Contratante el derecho a prestaciones o la cuantia 
de estas dependiera de la duraeiön de un empleo 
en una determinada profesiön, el Organismo com- 
petente de dicho Estado tendra tambien en cuenta 
los perio-dos durante los cuales la persona intere- 
sada haya ejercido en el otro Estado identica pro- 
fesiön. 

Articulo 25 

Los Organismos alemanes, al aplicar el articulo 22, 
procederän en la forma siguiente: 

1. En el cömputo del salario regulador de las pen- 
siones se tendran solo en cuenta los salarios que 
haya percibido el asegurado durante los periodos 
de cotizaeiön cumplidos de acuerdo con las disposi- 
ciones legales alemanas. 

2. En la determinaeiön del nümero de anos de seguro 
susceptible de cömputo, los periodos de cotizaeiön 
y los pericKios equivalentes cumplidos de acuerdo 
con las disposiciones legales espanolas que hayan 
de ser tenidos en cuenta segün dichas disposiciones 
para el cömputo de la pensiön quedarän equipara- 
dos a los periodos de cotizaeiön y periodos equi- 
valentes cumplidos de acuerdo con las disposiciones 
legales alemanas. 

Articulo 26 

(1) Los periodos de cotizaeiön y los periodos equiva- 
lentes cumplidos a tenor del presente capitulo, de acuer- 
do con las disposiciones legales espanolas, son todos 
aquellos periodos de cotizaeiön y periodos equivalentes 
que habrän de computarse de acuerdo con las disposi- 
ciones legales espanolas. 

(2) Los periodos de cotizaeiön y los periodos equi- 
valentes cumplidos a tenor del presente capitulo, de 
acuerdo con las disposiciones legales alemanas, son 
todos aquellos periodos de cotizaeiön y periodos equi- 
valentes que habrän de computarse de acuerdo con las 
disposiciones legales alemanas. 


CAPITULO 2 

Invalidez 

Articulo 27 

(1) Ei capitulo primero se aplica por analogia a las 
pensiones de invalidez que hayan de concederse segün 
las disposiciones legales espanolas y alemanas. 

(2) Para determinar si, con arreglo a las disposiciones 
legales alemanas, ha de computarse un periodo adicional 
en el seguro de pensiones de los trabajadores o en el 
seguro de pensiones de los empleados: 

(a) Se considerarä como afiliaciön en el Seguro la 
primera afiliaciön conforme a las disposiciones 
legales espanolas, o la primera conforme a las 
disposiciones legales alemanas, segün cuäl fuere 
la de fecha anterior. 

(b) Se considerarä como hecho determinante de la 
prestaeiön tanto el ocurrido conforme a las dis- 
posiciones legales espanolas como conforme a 
las disposiciones legales alemanas, rigiendo de 
unas u otras disposiciones legales aquellas al 
amparo de las cuales se haya producido pri- 
mero el hecho. 
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(c) stehen für die Feststellung, ob von den letzten 
.60 Kalendermonaten vor Eintritt des Versiche- 
rungsfalles mindestens 36 Kalendermonate oder 
inwieweit die Zeit vom Eintritt in die Ver- 
sicherung bis zum Eintritt des Versicherungs- 
falles mit Beiträgen belegt ist, die nach den 
spanischen Rechtsvorschriften zurüdcgelegten 
Beitragszeiten, soweit sie auf Grund einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung zurück- 
gelegt worden sind, den Beitragszeiten gleich, 
die auf Grund einer nach den deutschen Rechts- 
vorschriften versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung zurückgelegt worden sind. 

(3) Für die Entscheidung, ob nach den deutschen 
Rechtsvorschriften eine Zurechnungszeit in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung anzurechnen ist, gilt 
Absatz (2) entsprechend. Darüber hinaus ist Voraus- 
setzung, daß der letzte Beitrag vor Eintritt des Ver- 
sicherungsfalles zur knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung oder zu einer spanischen Sonderversicherung ent- 
richtet worden ist. 

KAPITEL 3 

Tod 

Artikel 28 

Kapitel 1 und Artikel 27 Absätze (2) und (3) gelten 
entsprechend für Hinterbliebenenrenten, die nach den 
deutschen und spanischen Rechtsvorschriften zu ge- 
währen sind. 

KAPITEL 4 

Gemeinsame Bestimmungen 
Artikel 29 

(1) Artikel 5 Absatz (1) berührt nicht die deutschen 
Rechtsvorschriften über Fremdrenten und Auslands- 
renten, nach denen Anspruch auf Leistungen aus be- 
stimmten Beitragszeiten und diesen gleichgestellten Zei- 
ten nur den Personen zusteht, die sich gewöhnlich im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik aufhalten. 

(2) Gewährt jedoch ein deutscher Träger aus den in 
Absatz (1) genannten Zeiten einer Person eine Rente 
für einen Zeitraum, in dem diese Person sich im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik aufhält oder aufgehalten hat, 
so gewährt der Träger diese Rente weiter, solange die 
Person sich gewöhnlich in Spanien aufhält; dies gilt 
nicht, solange die Person für diese Zeiten Leistungen 
von einem Träger mit Sitz außerhalb des Hoheitsgebietes 
der Bundesrepublik erhält. 

(3) Stirbt eine Person, der eine Rente nach Absatz (2) 
weiter gewährt worden ist und halten ihre Hinter- 
bliebenen sich gewöhnlich in Spanien auf, so werden 
ihnen die Renten gewährt, die ihnen zustehen würden, 
wenn sie sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet der Bundes- 
republik aufhielten. 

(4) Beiträge, die vor dem 1. August 1953 von Perso- 
nen, auf die das Abkommen anzuwenden ist, im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik vor oder nach deren Errich- 
tung oder aus dem Ausland zur Rentenversicherung 
der Angestellten entrichtet worden sind, gelten als an 
die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte entrich- 
tet. 


(c) Para la determinaciön de si en los Ultimos 
60 meses naturales antes de ocurrir el hecho 
determinante del seguro se han cubierto como 
minimo 36 meses naturales o en que medida 
se ha cotizado igualmente durante el periodo 
comprendido entre la afiliaciön al seguro y el 
hecho determinante de la prestaciön, los perio- 
dos de cotizaciön segün la legislaciön espanola 
se equiparan en la proporciön en que fueron 
cumplidos a base de una actividad inclulda en 
el seguro obligatorio, a aquellos periodos de 
cotizaciön que fueron cumplidos a base de una 
actividad incluida en el seguro obligatorio 
segün las prescripciones legales alemanas. 

(3) Para determinar si, segün las disposiciones legales 
alemanas, debe computarse un periodo adicional en el 
seguro minero de pensiones, se aplicarä por analogia lo 
previsto en el pärrafo (2). Sin embargo, serä supuesto 
previo necesario para el cömputo que haya sido efec- 
tuada la ültima cotizaciön antes de ocurrir el hecho 
causante en el seguro minero de pensiones o en un 
seguro especial espanol. 

CAPITULO 3 

Muerte 

Articulo 28 

El Capitulo 1 y el Articulo 27, pärrafos (2) y (3), se 
aplicarän por analogia a las pensiones de supervivencia 
que hayan de concederse de acuerdo con las disposi- 
ciones legales espanolas o alemanas, 

CAPITULO 4 
Disposiciones comunes 

Articulo 29 

(1) El Articulo 5, pärrafo (1) no afectarä a las disposi- 
ciones especiales alemanas referentes a "Fremdrenten" 
y "Auslandsrenten" segün las cuales el derecho a pres- 
taciones en atenciön a determinados periodos de cotiza- 
ciön y asimilados corresponde ünicamente a personas 
con residencia habitual en el territorio de la Repüblica 
Federal. 

(2) Si, no obstante, el Organismo alemän hubiera con- 
cedido una pensiön a una persona, en atenciön a los 
periodos mencionados en el pärrafo (1) por el tiempo 
en que dicha persona resida o haya residido en terri- 
torio de la Repüblica Federal, dicho Organismo conti- 
nuarä abonando la indicada pensiön mientras la referida 
persona resida habitualmente en Espana; esto no serä 
de aplicaciön en tanto la persona perciba por los periodos 
mencionados prestaciones de un Organismo con sede 
fuera del territorio de la Repüblica Federal. 

(3) Si falleciera una persona a la que, en virtud de lo 
establecido en el apartado (2) se haya estado abonando 
una pensiön, y sus supervivientes residieren habitual- 
mente en Espana, se abonarä a estos supervivientes las 
mismas pensiones que les hubiera correspondido percibir 
de residir habitualmente en el territorio de la Repüblica 
Federal, 

(4) Las cotizaciones pagadas antes del 1 de agosto de 
1953 por personas a las que se haya de aplicar el Con- 
venio, en el territorio de la Repüblica Federal, antes o 
despues de la constituciön de la misma, o que hubieren 
sido pagadas desde el extranjero para el seguro de pen- 
siones (le los empleados, se reputarän pagadas al Insti- 
tute Federal del Seguro de Empleados. 
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Artikel 30 

(1) Personen, die sich im Hoheitsgebiet eines Vertrag- 
staates gewöhnlich aufhalten und aus einer Pflichtver- 
sicherung für den Fall der Invalidität, des Alters und zu- 
gunsten der Hinterbliebenen nach den Rechtsvorschriften 
des anderen Staates ausgeschieden sind, können sich 
in dem ersten Staat unter denselben Bedingungen frei- 
willig weiterversichern wie die Personen, die aus der in 
diesem Staat geltenden Pflichtversicherung für den Fall 
der Invalidität, des Alters und zugunsten der Hinter- 
bliebenen ausgeschieden sind. Dabei werden Beitrags- 
zeiten, die nach den Rechtsvorschriften des zweiten Staa- 
tes in einer versidierungspflichtigen Beschäftigung zurück- 
geiegt sind, soweit erforderlich, wie Beitragszeiten des 
ersten Staates angerechnet. 

(2) Ist die Person nach ihrem Eintreffen in dem Ho- 
heitsgebiet der Bundesrepublik nicht in der deutschen 
Rentenversicherung pflichtversichert gewesen, so gilt fol- 
gendes: 

(a) Die freiwillige Weiterversicherung wird in der 
Rentenversicherung der Arbeiter oder in der 
Rentenversicherung der . Angestellten durch- 
geführt, je nachdem, ob die Person in Spanien 
zuletzt als Arbeiter oder Angestellter beschäf- 
tigt war; 

(b) wäre die Beschäftigung wegen der Höhe des 
Jahresarbeitsverdieiistes, den diese Person be- 
zogen hat, nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten nicht versicherungspflichtig gewesen, so 
wird die Weiterversicherung in der Rentenver- 
sicherung der Angestellten durchgeführt; 

(c) wäre die Beschäftigung nach den deutschen 
Rechtsvorschriften aus anderen Gründen nicht 
versicherungspflichtig gewesen, so wird die 
Weiterversicherung in der Rentenversicherung 
der Arbeiter durchgeführt. 

(3) Ist die Person nach ihrem Eintreffen in Spanien 
nicht nach den spanischen Rechtsvorschriften pflichtver- 
sichert gewesen, so wird die freiwillige Weiterversiche- 
rung bei dem Gegenseitigkeitsverein für Arbeitnehmer 
durchgeführt, der nach der Art der zuletzt im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik ausgeübten Beschäftigung zu- 
ständig sein würde, wenn diese Beschäftigung an dem 
Ort, an dem sich die Person aufhält, ausgeübt worden 
wäre. Die freiwillige Weiterversicherung ist nur zulässig, 
wenn sie binnen drei Monaten nach Ablauf des Kalen- 
dermonats begonnen wird, in dem die Person aus der 
nach den deutschen Rechtsvorschriften versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung ausgeschieden ist. 


Artikel 31 

Beiträge zur Höherversicherung nach den deutschen 
Rechtsvorschriften können auch neben Beiträgen entrich- 
tet werden, die auf Grund einer Versicherungspflicht zu 
de: Nationalen Vorsorgeanstalt oder zu den Gegenseitig- 
keitsvereinen für Arbeitnehmer für den Fall der Inva- 
lidität, des Alters und zugunsten der Hinterbliebenen 
entrichtet werden. 


Artikel 32 

Die Träger jedes Vertragstaates berücksichtigen bei der 
Prüfung, inwieweit die Erwerbsfähigkeit des Versicher- 
ten gemindert ist, die ärztlichen Befunde und verwal- 
tungsmäßigen Angaben, die ihnen die Träger des an- 
deren Staates mitteilen; sie behalten jedoch das Recht, 
den Versicherten durch einen Arzt ihrer Wahl unter- 
suchen zu lassen. 


Articulo 30 

(1) Las personas que residan habitualmente en el te- 
rritorio de uno de los Estados contratantes y hayan cau- 
sado baja en uno de los seguros obligatorios de pen- 
siones de vejez, invalidez y supervivencia segün las dis- 
posiciones legales del otro Estado, podrän continuar ase- 
guradas voluntariamente en el primer Estado en las 
mismas condiciones que las personas que hayan causado 
baja en ese Estado en virtud de las disposiciones del 
seguro obligatorio de vejez, invalidez y supervivencia. 
Las cotizaciones que se hayan satisfecho en una activi- 
dad sujeta a seguro obligatorio conforme a las disposi- 
ciones legales del segundo Estado, serän computables, 
en la medida que ello sea necesario, como periodos de 
cotizaeiön en el primero de los Estados. 

(2) Si la persona, despues de su llegada al territorio 
de la Repüblica Federal, no estuviera asegurada obliga- 
toriamente en el Seguro de pensiones alemän, serä de 
aplicaeiön lo siguiente: 

(a) La continuaeiön voluntaria en el seguro se 
realizarä en el de pensiones de obreres o de 
empleados, segün que la persona hubiera estado 
ocupado ültimamente en Espana como obrere 
o como empleado. 

(b) Si conforme a las disposiciones legales alema- 
nas el empleo que la persona desempena no 
estuviere sujeto a seguro obligatorio por razön 
de la cuantia de su remuneraeiön anual, la con- 
tinuidad en el seguro se realizarä a traves del 
seguro de pensiones de empleado. 

(c) Si conforme a las disposiciones legales alema- 
nas el empleo que la persona desempene no 
estuviere sujeto a seguro obligatorio por -otras 
razones, la continuidad en el seguro se realizarä 
a traves del seguro de pensiones de los obreros. 

(3) Cuando la persona, despues de su llegada a Es- 
pana, no estuviera asegurada obligatoriamente segün 
las disposiciones legales espanolas el seguro ulterior 
voluntario lo efectuarä en la Mutualidad Laboral que 
segün la clase de la ocupaeiön ültima que tuvo en Ale- 
mania hubiere sido competente como si dicha ocupaciön 
se hubiere ejercido en el lugar de residencia de la men- 
cionada persona. La solicitud para la continuaeiön vo- 
luntaria en el seguro deberä formularse inexcusable- 
mente en el plazo de tres meses contados a partir de 
la fecha de cese en una actividad sujeta al seguro obli- 
gatorio alemän segün las disposiciones legales ale- 
manas. 


A r ti c u 1 o 31 

El pago de las cotizaciones para mejoras previstas 
por las disposiciones legales alemanas podrä simulta- 
nearse con el de las que se abonen en el Institute Na- 
cional de Previsiön o en las Mutualidades Laborales por 
razön de afiliaciön a un seguro obligatorio de invalidez, 
vejez y supervivencia. 


Articulo 32 

Para determinar en que medida ha disminuido la ca- 
pacidad de trabajo del asegurado, los Organismos de 
cada uno de los Estados contratantes tendrän en cuenta 
el certificado medico y los datos administratives que los 
Organismos del otro Estado le remitan. No obstante esto, 
cada Organismo tendrä derecho a someter al asegurado 
a reconocimiento por un medico de su elecciön. 
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Artikel 33 

Ist nach den spanischen Rechtsvorschriften ein Anspruch 
auf Altersrente aus dem System der Gegenseitigkeits- 
vereine für Arbeitnehmer nur unter Berücksichtigung des 
Artikels 22 Absätze (2) und (3) des Abkommens gegeben, 
so ruht die Rente bis zu dem Zeitpunkt, in dem auch 
nach den deutschen Rechtsvorschriften mit oder ohne Be- 
rücksichtigung des Artikels 22 Anspruch auf eine Alters- 
oder Invaliditätsrente entsteht. 

Abschnitt IV 

Unfallversicherung 

Artikel 34 

(1) Eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragstaates auf Grund eines Arbeitsunfalles oder 
einer Berufskrankheit einen Anspruch auf Sachleistungen 
hat und sich in das Hoheitsgebiet des anderen Staates 
begibt, behält diesen Anspruch. Machen die Rechtsvor- 
schriften eines Vertragstaates die Gewährung von Sach- 
leistungen bei Aufenthalt im anderen Land von der vor- 
herigen Zustimmung des zuständigen Trägers abhängig, 
so kann die Zustimmung nur wegen des Gesundheits- 
zustandes des Berechtigten verweigert werden. Der zu- 
ständige Träger kann die Zustimmung nachträglich ertei- 
len, wenn die Voraussetzungen dafür vorliegen und der 
Berechtigte die Zustimmung aus entschuldbaren Grün- 
den nicht vorher einholen konnte. 


(2) Eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragstaates versichert ist und im Hoheitsgebiet des 
anderen Staates einen Arbeitsunfall oder eine Berufs- 
krankheit erleidet oder dort infolge eines früheren 
Arbeitsunfalles oder einer , früheren Berufskrankheit 
Sachleistungen benötigt, erhält auf Antrag Sachleistun- 
gen nach den Rechtsvorschriften des zweiten Staates. 


(3) In den Fällen der Absätze (1) und (2) werden die 
Sachleistungen zu Lasten des zuständigen Trägers 


in der Bundesrepublik 

von der für den Aufenthaltsort des Berechtigten 
zuständigen Allgemeinen Ortskrankenkasse oder, 
wo eine solche nicht besteht, von der Landkranken- 
kasse oder von der Kreisversicherungsanstalt, die 
für diesen Ort zuständig ist. 


in Spanien 

von dem Unfallversicherungsträger, bei dem das 
Unternehmen, dem der Arbeitnehmer angehört, 
versichert ist, oder, wo eine solche Versicherung 
nicht besteht, von der Nationalen Vorsorgeanstalt 
nach den für die gewährende Stelle maßgebenden Be- 
stimmungen gewährt. Artikel 16 Absatz (2) Buchstabe (c) 
gilt entsprechend. 

(4) Der zuständige Träger erstattet der Stelle, welche 
die Leistung gewährt hat, die entstandenen Kosten. 

Artikel 35 

Die nach den Rechtsvorschriften eines Vertragstaates 
zu gewährenden Geldleistungen, die nicht Rente, Sterbe- 
geld oder Pflegegeld sind, werden den Berechtigten und 
seinen Angehörigen auf Ersuchen und zu Lasten des zu- 
ständigen Trägers 


Arti culo 33 

Si conforme a las disposiciones legales espanolas 
existiera un derecho a pensiön de vejez derivado del 
sistema del Mutualismo Laboral solo teniendo en cuenta 
lo que el articulo 22, pärrafos (2) y (3) determinan, tal pen- 
siön no serä hecha efectiva hasta el momento en que 
tambien, segün las disposiciones legales alemanas y 
teniendo o no en cuenta lo establecido en el citado ar- 
ticulo 22, exista el derecho al percibo de una pensiön de 
vejez o invalidez. 

Titulo IV 

Seguro de Accidentes 

Articulo 34 

(1) Toda persona que, de acuerdo con las disposicio- 
nes legales de un Estado contratante y por razön de un 
accidente de trabajo o de una enfermedad profesionai, 
tenga derecho al percibo de prestaciones en especie, 
conservarä dicho derecho cuando se traslade al terri- 
torio del otro Estado. Si las disposiciones legales de un 
Estado contratante hicieren depender la concesiön de 
prestaciones en especie, cuando la persona resida en el 
otro pais, de que el Organismo obligado a la prestaciön 
otorgue previamente su consentimiento, sölo podrä ser 
denegado por causa del estado de salud del titular de 
derecho. El Organismo competente podrä dar posterior- 
mente SU consentimiento, siempre que se den los su- 
puestos previos para ello y el titular de derecho no 
hubiese podido obtener este consentimiento previo por 
razones excusables. 

(2) Toda persona asegurada de acuerdo con las dis- 
posiciones legales de un Estado contratante que sufra 
en el territorio del otro Estado un accidente de tra- 
bajo o una enfermedad profesionai, o necesite alli de 
prestaciones en especie a causa de un accidente de 
trabajo o de una enfermedad profesionai anteriores, 
percibirä prestaciones en especie de acuerdo con las 
disposiciones legales del segundo Estado, cuando las 
solicite. 

(3) En los casos de los pärrafos (1) y (2) se concederän 
las prestaciones en especie con cargo al Organismo 
obligado a la prestaciön y de acuerdo con las disposi- 
ciones aplicables a los Organismos que hayan de con- 
cederlas. Estos serän: 

En Espana, 

la Entidad aseguradora de accidentes donde este 
asegurada la empresa en la que el trabajador 
preste sus servicios, o, en su defecto, el Instituto 
Nacional de Previsiön 
En la Repüblica Federal, 

la "Allgemeine Ortskrankenkasse" (Caja Local de 
Enfermedad) que corresponda por razön del lugar 
de residencia de] derechohabiente; donde no 
existe la misma, la "Landkrankenkasse" (Caja Ru- 
ral de Enfermedad) que por la misma razön corres- 
ponda 0 el Instituto Comarcal del Seguro (Kreis- 
versicherungsanstalt) , 

serä de aplicaciön en la medida que proceda el articulo 
16, pärrafo (2), letra (c). 

(4) El Organismo competente reembclsarä al que haya 
efectuado la prestaciön los gastos ocasionados. 

Articulo 35 

Las prestaciones en metälico que hayan de concederse 
de acuerdo con las disposiciones legales de un Estado 
contratante y no tengan caräcter de pensiön, indemni- 
zaciön funerariä ni subsidio de asistencia, se satisfarän 
al titular de derecho y a su familia, previa peticiön, con 
cargo al Organismo competente y de acuerdo con las 
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in der Bundesrepublik 

von der für den Aufenthaltsort des Berechtigten zu- 
ständigen Allgemeinen Ortskrankenkasse oder, wo_ 
eine solche nicht besteht, von der Landkrankenkasse 
oder von der Kreisversicherungsanstalti die für diesen 
Ort z-nsfändig ist, 

in Spanien 

von dem Unfallversicherungsträger, bei dem das Unter- 
nehmen, dem der Arbeitnehmer angehört, versichert 
ist, oder, wo eine solche Versicherung nicht besteht, 
von der Nationalen Vorsorgeanstalt, 

und zwar nach den für den zuständigen Träger maß- 
gebenden Bestimmungen gewährt. Dieser hat der aus- 
zahlenden Stelle den Betrag und die Höchstdauer der 
Leistungen mitzuteilen. Artikel 34 Absatz (4) gilt ent- 
sprechend. 

Artikel 36 

Bei der Feststellung der Leistungspflicht und der Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit infolge von Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten, auf welche die Rechtsvorschrif- 
ten eines Vertragstaates anzuwenden sind, werden frü- 
here Arbeitsunfälie und Berufskrankheiten, die nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Staates als solche gelten, 
ebenso berücksichtigt wie frühere Arbeitsunfälle oder 
Berufskrankheiten, auf welche die Rechtsvorschriften des 
ersten Staates anzuwenden sind. Als frühere Arbeits- 
unfälle oder Berufskrankheiten gelten sowohl Arbeits- 
Unfälle oder Berufskrankheiten, für dit; eine Entschädi- 
gung gewährt worden ist oder gewährt wird, als auch 
solche, bei denen die Minderung der Erwerbsfähigkeit 
unter dem für die Entschädigung vorgesehenen Mindest- 
grad liegt. 


Artikel 37 

(1) Hat ein Versicherter in beiden Vertragstaaten eine 
Beschäftigung ausgeübt, die ihrer Art nach geeignet war, 
eine Krankheit zu verursachen, die nach den Rechtsvor- 
schriften beider Vertragstaaten als Berufskrankheit gilt, 
so werden die Leistungen für diese Berufskrankheit von 
dem Träger des Staates gewährt, in dessen Hoheits- 
gebiet zuletzt eine Beschäftigung ausgeübt worden ist, 
die ihrer Art nach geeignet war, eine solche Berufs- 
krankheit zu verursachen. Ist nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Staates die Entschädigungspflicht für eine Be- 
rufskrankheit davon abhängig, daß eine Person während 
einer bestimmten Mindestzeit in Betrieben beschäftigt 
war, die geeignet sind, diese Berufskrankheit zu ver- 
ursachen, so berücksichtigt der Träger dieses Staates bei 
der Prüfung, ob diese Bedingung erfüllt ist, auch Zeiten, 
in denen die Person in gleichartigen Betrieben im ande- 
ren Staat beschäftigt gewesen ist. 

(2) Macht eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
eines Staates eine Entschädigung für eine Berufskrank- 
heit erhalten hat oder erhält, wegen Verschlimmerung 
dieser Krankheit Ansprüche nach den Rechtsvorschriften 
des anderen Staates geltend, ohne dort eine Beschäfti- 
gung ausgeübt zu haben, die ihrer Art nach geeignet 
war, diese Berufskrankheit zu verursachen oder zu ver- 
schlimmern, bleibt der Träger des ersten Staates unter 
Berücksichtigung der Verschlimmerung zur Gewährung 
der weiteren Leistungen verpflichtet. 


disposiciones aplicables a los Organismus que deban 
concederla, los cuaies notificarän al Organismo que 
haya de abonarla el importe y la duraciön mäxima de 
la misma. El articulo 34, pärrafo (4), se aplicara por ana- 
logia. Estos Organismus serän; 

En Espana: 

la Entidad aseguradora de accidentes donde este ase- 
gurada la empresa en la que el trabajador preste sus 
servicios o en su defecto el Institute Nacional de Pre- 
visiön. 

En la Repübiica Federal: 

la "Allgemeine Ortskrankenkasse" que corresponda 
por razön del lugar de residencia del titular de de- 
recho, donde no existe la misma por la "Landkranken- 
kasse" que por la misma razön corresponda, o el Insti- 
tuto Comarcal del Seguro (Kreisversicherungsanstalt); 


Articulo 36 

Para determinar la obligaciön de prestaciön y la dis- 
minuciön de la capacidad laboral motivada por acci- 
dente de trabajo o enfermedad profesional a que hayan 
de aplicarse las disposiciones legales de un Estado con- 
tratante, se tendrän en cuenta los anteriores accidentes 
de trabajo o enfermedades profesionales reconocidas 
como tales por las disposiciones legales del otro Estado, 
como si fueran accidentes de trabajo o enfermedades 
profesionales a que hubieran de aplicarse las disposi- 
ciones legales del primer Estado. Como anteriores acci- 
dentes de trabajo o enfermedades profesionales se en- 
tenderän tanto aquellos accidentes de trabajo o enfer- 
medades profesionales por los que se hubiera conce- 
dido, o se conceda una indemnizaciön, como aquellos 
en los que la disminuciön de la capacidad adquisitiva 
este por debajo del grado minimo previsto para la in- 
demnizaciön. 

Articulo 37 

(1) Si una persona asegurada ^n ambos Estados con- 
tratantes ejerciera un empleo que por su naturaleza ten- 
diera a producirle una enfermedad que con arreglo a 
las disposiciones legales de ambos Estados se considere 
enfermedad profesional, las prestaciones correspondien- 
tes estarän a cargo del Organismo del Estado en cuyo 
territorio haya desempenado üitimamente el empleo que 
por SU naturaleza tendiese a producir dicha enfermedad 
profesional. Si las disposiciones legales de un Estado 
hicieren depender la obligaciön de indemnizaciön 
correspondiente a una enfermedad profesional, del 
hedio de que la persona beneficiaria este empleada uri 
periodo minimo de tiempo en actividades profesionales 
que tiendan a producir didia enfermedad profesional, el 
Organismo de tal Estado computarä, para comprobar si 
esta condiciön se cumple, los periodos de trabajo trans- 
curridos en actividades profesionales analogas desem- 
pehadas en el otro Estado. 

(2) Cuando una persona que hubiese percibido o per- 
ciba una indemnizaciön por enfermedad profesional con 
arreglo a las disposiciones legales de un Estado, y a 
causa de agravarse dicha enfermedad alegara derechos 
con arreglo a las disposiciones legales del otro Estado, 
sin haber ejercido en este ültimo pais un empleo que 
por SU naturaleza tendiese a producir o a agravar dicha 
enfermedad profesional, el Organismo del primer Estado 
estarä obligado, teniendo en cuenta la agravaciön, a la 
concesiön de las ulteriores prestaciones correspondientes 
a la agravaciön. 
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(3) Madit eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragstaates eine Entschädigung für eine Berufs- 
krankheit erhalten hat oder erhält, wegen Verschlimme- 
rung dieser Krankheit Ansprüche nach den Rechtsvor- 
schriften des anderen Staates geltend, nachdem sie dort 
eine Beschäftigung ausgeübt hat, die ihrer Art nach ge- 
eignet war, die Krankheit zu verschlimmern, so ist der 
Träger des zweiten Staates unter Berücksichtigung der 
Verschlimmerung zur Gewährung der gesamten Leistun- 
gen verpflichtet. 

Artikel 38 

Unternehmer dürfen in der Unfallversicherung eines 
Vertragstaates nicht deshalb zu höheren Beiträgen 
herangezogen werden, weil der Betrieb im anderen Staat 
seinen Sitz hat. 

Artikel 39 

Die deutschen Träger der Unfallversicherung gewähren 
Personen, auf die das Abkommen anzuwenden ist, und 
die sich gewöhnlich in Spanien aufhalten, Leistungen aus 
der Versicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufskrank- 
heiten, wenn es sich um Arbeitsunfälle (Berufskrank- 
heiten) handelt, die 

(a) vor oder nach der Errichtung der Bundesrepublik 
in deren Hoheitsgebiet oder auf Seefahrzeugen ein- 
getreten sind, die unter deutscher Flagge fuhren 
und deren Heimathafen sich dort befand; dies gilt 
jedoch nicht für Arbeitsuntälle (Berufskrankheiten), 
die im Zusammenhang mit einer Beschäftigung, die 
außerhalb des Hoheitsgebietes der Bundesrepublik 
ausgeübt wurde oder ausgeübt wird, innerhalb die- 
ses Gebietes eingetreten sind, 

(b) im Zusammenhang mit einer Beschäftigung, die 
innerhalb des Hoheitsgebietes der Bundesrepublik 
ausgeübt wurde oder ausgeübt wird, außerhalb die- 
ses Gebietes eingetreten sind, 

(c) vor dem 1. Januar 1919 in Elsaß-Lothringen einge- 
treten und auf Grund der Entscheidung des Völker- 
bundrates vom 21. Juni 1921 (Reichsgesetzblatt 
Seite 1289) nicht von französischen Versicherungs- 
trägern übernommen worden sind. 


Abschnitt V 

Familienleistungen 

Artikel 40 

(1) Für die Gewährung von Familienleistungen gilt in 
Abweichung von Artikels Absatz (1) folgendes: 

1. Familienleistungen nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragstaates werden an Personen, die 
sich im Hoheitsgebiet des anderen Staates ge- 
wöhnlich aufhalten, nur gewährt, solange diese 
Personen nach den Rechtsvorschriften des ersten 
Staates aus den in Artikel 2 Absatz (1) Num- 
mer 1 Buchstaben (b) und (c) oder Nummer 2 
Buchstaben (b) und (c) genannten Versicherun- 
gen eine Rente beziehen. 

2. Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertragstaa- 
tes Familienleistungen zugunsten von Angehöri- 
gen vor, die sich im Hoheitsgebiet dieses Staates 
gewöhnlich aufhalten, so werden diese Leistun- 
gen zugunsten von Angehörigen, die sich im 


(3) Cuando una persona que hubiese percibido o per- 
ciba una indemnizaciön por enfermedad profesional con 
arreglo a las disposiciones legales de un Estado contra- 
tante, y a causa de agravarse dicha enfermedad alegara 
derechos con arreglo a las disposiciones legales del otro 
Estado, despues de haber ejercido en este ultimo pais 
un empleo que por su naturaleza agravara dicha enfer- 
medad, el Organismo del segundo Estado, teniendo en 
cuenta la agravaciön, quedarä entonces obligado a la 
concesiön de la totalidad de las prestaciones. 

A r t i c u 1 o 38 

En el Seguro de accidentes de un Estado contratante 
no se podrä obligar a las empresarios a que paguen 
cuotas superiores, por el hecho de que la empresa tenga 
SU sede en el otro Estado. 

Articulo 39 

Los Organismos alemanes del seguro de accidentes 
concederän a las personas a las que sea de aplicaciön 
el presente Convenio que residen habitualmente en 
Espana, prestaciones dimanantes de los seguros de acci- 
dentes de trabajo y de enfermedades profesionales, cuan- 
do se trata de accidentes de trabajo (enfermedades 
profesionales) que 

(a) se hubieran producido antes o despues de la 
constituciön de la Repüblica Federal, en territorio 
de la misma, o en buques que naveguen bajo pa- 
bellön alemän y cuyos puertos de matricula se 
hallen en dicho territorio; esto no se aplicarä, sin 
embargo, a los accidentes de trabajo (enfermeda- 
des profesionales) que se hubieran producido den- 
tro de dicho territorio en relaciön con un empleo 
que se haya ejercido o se ejerza fuera del territo- 
rio de la Repüblica Federal; 

(b) se hubieran producido en relaciön con un empleo 
que se haya ejercido o se ejerza en el territorio 
de la Repüblica Federal, fuera del territorio de la 
misma; 

(c) que se hubieran producido en Alsacia y Lorena 
antes del l.o de enero de 1919, siempre que las niis- 
mas, en virtud de la resoluciön del Consejo de la 
Sociedad de las Naciones de fecha 21 de junio 
de 1921 (Reichsgesetzblatt pägina 1.289), no hayan 
sido asumidas por los Organismos franceses de se- 
guridad social. 

Titulo V 

Prestaciones familiäres 

Articulo 40 

(1) Para la concesiön de prestaciones familiäres se 
aplicarän las siguientes normas, no obstante lo dis- 
puesto en el articulo 5, pärrafo (1): 

1. Las prestaciones familiäres que se otorguen en 
virtud de las disposiciones legales de un Esta- 
do contratante, se^ concederän a las personas 
que residan habitualmente en el territorio del 
otro Estado en tanto que estas personas de 
conformidad con las disposiciones legales del 
primer Estado, perciban pensiones derivadas de 
los seguros consignados en el articulo 2 pä- 
rrafo (1) nümero 1, letras (b) y (c) o nümero 2, 
letras (b) y (c). 

2. Si las disposiciones legales de un Estado con- 
tratante previeran prestaciones familiäres en 
favor de familiäres que residan habitualmente 
en el territorio de tal Estado, didias prestacio- 
nes se concederän en favor de los familiäres 
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Hoheitsgebiet des anderen Vertragstaates ge- 
wöhnlich aufhalten, nur gewährt, soweit es sich 
um Angehörige von Personen handelt, die 

(a) als Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet des 
ersten Vertragstaates beschäftigt sind oder 

(b) nach den Rechtsvorschriften des ersten Ver- 
tragstaates aus den in Artikel 2 Absatz (1) 
Nummer 1 Buchstaben (b) und (c) oder Num- 
mer 2 Buchstaben (b) und (c) genannten Ver- 
sicherungen eine Rente beziehen. 

3. In den unter Nummer 2 Buchstabe (a) genannten 
Fällen erlischt der Anspruch mit Ablauf von 
zwei Jahren; der zuständige Träger soll die 
Zweijahresfrist bis zur Dauer von einem Jahr 
verlängern, wenn wichtige Gründe die Über- 
siedlung der Angehörigen nicht gestatten. 

(2) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines Vertrag- 
staates der Erwerb des Anspruches auf Familienleistun- 
gen davon ab, daß Beschäftigungszeiten oder diesen 
gleichgestellte Zeiten zurückgelegt worden sind, so wer- 
den alle Zeiten berücksichtigt, die nacheinander in den 
Hoheitsgebieten beider Staaten zurückgelegt worden 
sind. 


Abschnitt VI 

Verschiedene Bestimmungen 

KAPITEL 1 

Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 41 

(1) Bei Anwendung des Artikels 12 Absatz (1), des Ar- 
tikels 22 Absatz (2) und Absatz (4) Buchstabe (a), des 
Artikels 24 und des Artikels 25 Nummer 2 werden Bei- 
tragszeiten und gleichgestellt^ Zeiten, die nach den 
Rechtsvorschriften der beiden Vertragstaaten zurück- 
gelegt worden sind, für den Erwerb, die Aufrechterhal- 
tung oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruches 
sowie für die Berechnung der Leistungen wie folgt zu- 
sammengerechnet: 

1. Trifft eine Pflichtversicherungszeit, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Staates zurückgelegt 
worden ist, mit einer Zeit freiwilliger Versiche- 
rung nach den Rechtsvorschriften des anderen 
Staates zusammen, so wird nur die Pflichtver- 
sicherungszeit berücksichtigt. 

2. Trifft eine Beitragszeit nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Staates mit einer gleichgestellten Zeit 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Staates 
zusammen, so wird nur die Beitragszeit berück- 
sichtigt. 

3. Trifft eine gleichgestellte Zeit nach den Rechts- 
vorschriften eines Staates mit einer gleichgestell- 
ten Zeit nach den Rechtsvorschriften des anderen 
Staates zusammen, so wird nur die gleich- 
gestellte Zeit nach den Rechtsvorschriften 'des 
Staates berücksichtigt, in dessen Hoheitsgebiet 
die betreffende Person zuletzt vor dieser Zeit 
beschäftigt war. War die Person vor dieser Zeit 
nicht im Hoheitsgebiet eines Vertragstaates be- 
schäftigt, so wird nur die gleichgestellte Zeit 
nach den Rechtsvorschriften des Staates berück- 
sichtigt, in dessen Hoheitsgebiet sie nach dieser 
Zeit zum ersten Male beschäftigt war. 


que residan en el territorio del otro- Estado, 
solamente cuando se trata de familiäres de per- 
sonas que 

(a) esten empleadas como trabajadores en el 
territorio del primer Estado, o 

(b) con arreglo a las disposiciones legales del 
primer Estado perciban una pensiön deri- 
vada de los seguros consignados en el ar- 
ticulo 2, pärrafo (1) nümero 1 letras (b) y 

(c), o nümero 2 letras (b) y (c). 

3. En los casos consignados en el nümero 2 letra 
(a) el derecho caduca al cabo de dos anos; el 
Organismo competente deberä prorrogar el pla- 
zo hasta un ano mäs, siempre que razones im- 
portantes impidan el traslado de los familiäres. 

(2) Si conforme a las disposiciones legales de un 
Estado contratante la adquisiciön del derecho a presta- 
ciones familiäres dependiera del hecho de que hubieran 
transcurrido periodos de trabajo o equivalentes, se ten- 
drän en cuenta todos los periodos que sucesivamente se 
hayan cumplido en los territorios de ambos Estados. 


Titulo VI 

Disposiciones varias 

CAPITULO 1 
Disposiciones comunes 

Articulo 41 

(1) Para la aplicaciön de los articulos 12, pärrafo (1), 
22, pärrafos (2) y (4), letra (a), 24 y 25, nümero 2, los pe- 
riodos de cotizaciön y equiparados, cumplidos de con- 
formidad con las disposiciones legales de ambos Esta- 
dos, se sum.arän para la adquisiciön, mantenimiento o 
recuperaciön del derecho a prestaciones, asi como para 
el cälculo de estas del siguiente modo: 


1. Si un periodo de seguro obligatorio que haya 
transcurrido con arreglo a las disposiciones le- 
gales de un Estado, coincide con un periodo de 
seguro voluntario, cumplido con arreglo a las 
disposiciones legales del otro Estado, se tendrä 
solo en cuenta el periodo de seguro obligatorio. 

2. Si un periodo de cotizaciön, cumplido con arre- 
glo a las disposiciones legales de un Estado, 
coincidiera con un periodo equivalente cum- 
plido con arreglo a las disposiciones legales del 
otro Estado, se tendrä sölo en cuenta el periodo 
de cotizaciön. 

3. Si un periodo equivalente, cumplido con arreglo 
a las disposiciones legales de un Estado, coinci- 
diera con un periodo equivalente cumplido con 
arreglo a las disposiciones legales del otro 
Estado, se tendrä en cuenta el periodo de 
tiempo equivalente cumplido con arreglo a las 
disposiciones legales del Estado en cuyo terri- 
torio estuviera empleada ültimamente antes de 
dicho periodo la persona de que se träte. Si 
dicha persona no estuviera empleada antes de 
dicho periodo en el territorio de un Estado 
contratante, sölo se tendrä en cuenta el pe- 
riodo equivalente cumplido con arreglo a las 
disposiciones legales del Estado en cuyo terri- 
torio estuvo empleada por primera vez des- 
pues de dicho periodo de tiempo. 
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4. Sind nach Nummer 1 freiwillige Beiträge, die zu 
einer deutschen Rentenversicherung entriditet 
worden sind, nidit anzurechnen, so gelten sie als 
Beiträge zur deutschen Höherversicherung. 

(2) Sind nach den Rechtsvorsdiriften eines Vertrag- 
staates für Versicherungszeiten und gleichgestellte Zeiten 
andere Zeiteinheiten maßgebend als nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Staates, so werden diese Zei- 
ten für die Zusammenrechnung mit Zeiten des anderen 
Vertragstaates nötigenfalls wie folgt umgeredinet: 


1. 7 Tage gelten als eine Woche und umgekehrt, 

2. 30 Tage gelten als ein Monat und umgekehrt, 

3. 360 Tage gelten als ein Jahr und umgekehrt, 

4. für die Umrechnung von Wochen in Monate und 
umgekehrt werden die Wochen und Monate 
in Tage umgerechnet, 

5. die Anwendung der in den Nummern 1 bis 4 ge- 
nannten Regeln darf nicht dazu führen, daß für 
die während eines Kalenderjahres insgesamt 
zurückgelegten Zeiten mehr als 360 Tage oder 
52 Wochen oder 12 Monate berücksichtigt wer- 
den. 

Artikel 42 

Wird nach den Rechtsvorschriften eines Vertragstaates 
bei der Berechnung der Leistungen der durchschnittliche 
Arbeitsentgelt zugrunde gelegt, den die betreffende Per- 
son während bestimmter Zeiten bezogen hat, so wird 
für die Berechnung der Leistungen nach diesen Rechts- 
vorsdiriften der durchschnittliche Arbeitsentgelt auf 
Grund der Entgelte festgestellt, welche die Person wäh- 
rend der Zeiten bezogen hat, in denen sie den Redits- 
vorschriften dieses Staates unterstellt war, und zwar 
gegebenenfalls bis zur Höhe des Entgelts, für den Bei- 
träge erhoben worden sind. 

Artikel 43 

Berücksichtigen die Rechtsvorschriften eines Vertrag- 
staates als Angehörige nur Personen, die mit dem Ver- 
sicherten in häuslicher Gemeinschaft leben, so gilt diese 
Voraussetzung auch als erfüllt, wenn die Personen sich 
im Hoheitsgebiet des anderen Staates gewöhnlich auf- 
halten und von dem Versicherten überwiegend unter- 
halten werden. 


Artikel 44 

Soweit nach den Rechtsvorschriften eines Vertrag- 
staates bei der Berechnung von Geldleistungen Ange- 
hörige zu berücksichtigen sind, berücksichtigt der zustän- 
dige Träger auch Angehörige, die sich im Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragstaates aufhalten. 


KAPITEL 2 

Zahlungsverkehr — Umrechnung 
Artikel 45 

(1) Zahlungen, die ein Träger eines Vertragstaates 
nach diesem Abkommen in das Hoheitsgebiet des ande- 
ren Vertragstaates zu leisten hat, können mit befreiender 
Wirkung in der Landeswährung geleistet werden. In die- 
sem Falle hat er unverzüglich bei der zuständigen Steile 


4. Si de conformidad con el nümero 1 las cotiza- 
ciones voluntarias que hubieran sido abonadas 
en un seguro de pensiones alemän no fueran 
computables, se considerarän como cotizacio- 
nes en el seguro alemän de mejoras. 

(2) Si de conformidad con las disposiciones legales de 
uno de los Estados contratantes y para el cömputo de 
periodos de afiliaciön y equivalentes, procediera la apli- 
caciön de unidades de tiempo distintas a las previstas 
en las disposiciones legales del otro Estado, dichos pe- 
riodos de tiempo se estimarän, a efectos de su totaliza- 
ciön con los del otro Estado, cuando ello fuera nece- 
sario, del siguiente modo: 

1. 7 dias se considerarän como una semana y 
viceversa. 

2. 30 dias se considerarän como un mes y vice- 
versa. 

3. 360 dias se considerarän como un ano y vice- 
versa. 

4. Para la conversiön de semanas en meses y 
viceversa, las semanas y meses se transforma- 
rän en dias. 

5. La aplicaciön de las reglas previstas en los nü- 
meros 1 a 4, no prodrä conducir a considerar 
para el cömputo de los periodos cumplidos du- 
rante un ano natural, un total superior a 360 
dias 6 52 semanas ö 12 meses. 


Articulo 42 

Si con arreglo a las disposiciones legales de un Es- 
tado Contratante se toma como base, para el cälculo de 
las prestaciones, la remuneraciön laboral media que la 
persona de que se träte haya percibido durante deter- 
minados periodos de tiempo, se fijarä dicha remunera- 
ciön laboral media basändose en las remuneraciones 
que la persona haya percibido durante los periodos de 
tiempo en los que hubiera estado sujeta a las disposi- 
ciones legales de este Estado y, si asi estuviera previsto, 
hasta la remuneraciön por la que se hubiera cotizado. 


Articulo 43 

Si las disposiciones legales de un Estado contratante 
consideran como familiäres solamente a las personas 
que viven en comunidad domestica con el asegurado, 
dicho requisito se darä por cumplido cuando las perso- 
nas residan habitualmente en el territorio del otro 
Estado y sean mantenidas principalmente por el asegu- 
rado. 


Articulo 44 

Cuando conforme a las disposiciones legales de un 
Estado contratante hubieran de considerarse los familiä- 
res al calcular las prestaciones en metälico, el Orga- 
nismo competente considerarä tambien los familiäres que 
residan en el territorio del otro Estado contratante. 

CAPITULO 2 

Pagos, conversiön de moneda 
A r t i c u 1 o 45 

(1) Los Organismos competentes de cada Estado con- 
tratante que por razön del presente Convenio hayan de 
efectuar pagos en el territorio del otro Estado, reaiiza- 
rän estos, con efectos liberatorios en su moneda nacio- 
nal. En estos casos deberän presentar sin demora ante 
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des Staates, in dem er seinen Sitz hat, die für die Über- 
weisung der Zahlungen in den anderen Vertragstaat not- 
wendigen Anträge zu steilen. 

(2) Die für die Genehmigung des Transfers der in Ab- 
satz (1) genannten Zahlungen zuständigen Stellen ertei- 
len diese Genehmigung im Rahmen des jeweils gelten- 
den Zahlungsabkommens beschleunigt und ohne Ein- 
schränkung. Das gleiche gilt für den Transfer von Zah- 
lungen, die zur Entrichtung von Beiträgen nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Vertragstaates zu leisten 
sind. 

Artikel 46 

Bei Anwendung des Artikels 11, des Artikels 23 und 
des Artikels 53 Absatz (2) wird der Wechselkurs zu- 
grunde gelegt, den die zuständigen Behörden im gegen- 
seitigen Einvernehmen bestimmen. 


KAPITEL 3 
V erwaltungshilf e 

Artikel 47 

(1) Die Behörden und Träger der beiden Vertragstaa- 
ten leisten sich bei der Anwendung dieses Abkommens 
gegenseitig Hilfe, als ob sie die eigenen Rechtsvorschrif- 
ten anwenden würden. Die Hilfe ist kostenlos. 

(2) Ärztliche Untersuchungen, die bei Anwendung der 
Rechtsvorschriften eines Vertragstaates notwendig wer- 
den und Personen im Hoheitsgebiet des anderen Staates 
betreffen, werden auf Antrag des zuständigen Trägers 
von dem Träger des Staates veranlaßt, in dessen Ho- 
heitsgebiet die zu untersuchenden Personen sich aufhal- 
ten. Die Kosten für diese Untersuchungen sowie die Reise- 
kosten, der Verdienstausfall, die Kosten für Unterbrin- 
gung zu Beobachtungszwecken und sonstige Nebenkosten 
werden von dem zuständigen Träger erstattet. 


(3) Die zuständigen Behörden unterrichten sich gegen- 
seitig laufend über 

(a) die zur Anwendung des Abkommens getroffenen 
Maßnahmen, 

(b) alle Änderungen und Ergänzungen ihrer inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften, welche die An- 
wendung des Abkommens berühren. 


Artikel 48 

(1) Sind nach den Rechtsvorschriften eines Vertrag- 
staates Urkunden oder sonstige Schriftstücke, die bei 
einer Behörde, einem Gericht oder einem Träger dieses 
Staates vorzulegen sind, ganz oder teilweise von Steuern 
oder Gebühren befreit, so erstreckt sich diese Befreiung 
auch auf die Urkunden oder sonstigen Schriftstücke, die 
bei Anwendung dieses Abkommens einer Behörde, 
einem Gericht oder einem Träger des anderen Staates 
vorzulegen sind. 

(2) Urkunden, die bei Anwendung dieses Abkommens 
einer Behörde, einem Gericht oder einem Träger eines 
Vertragstaates vorgelegt werden müssen, bedürfen zur 
Verwendung im Gebiet des anderen Staates keiner Lega- 
lisation, falls sie mit dem Dienststempel oder Dienst- 
siegel versehen sind. 


la oficina competente del Estado en que se hallen, las 
solicitudes preceptivas para la realizaciön de las trans- 
ferencias de dichos pagos al otro Estado. 

(2) Las oficinas competentes concederän räpidamente 
y sin restricciön con arreglo al Convenio de Pagos en 
vigor, las autorizaciones precisas para la realizaciön de 
las transferencias a que se refiere el pärrafo (1). Lo 
mismo regirä para las transferencias de los pagos co- 
rrespondientes a las cotizaciones que hayan de abo- 
narse segün las disposiciones legales del otro Estado 
Contratante. 

Articulo46 

Para la aplicaciön de lo previsto en los articulos 11, 
23 y 53 pärrafo (2) se tomarä por base el tipo de cam- 
bio que determinen de comün acuerdo las aiitoridades 
competentes. 

CAPITULO 3 

Colaboraciön administrativa 

Articulo 47 

(1) Las Autoridades y Organismos de los dos Estados 
contratantes se prestarän mutua ayuda para la aplica- 
ciön del presente Convenio, como si se tratara de la 
aplicaciön de sus propias disposiciones legales. Dicha 
ayuda serä gratuita. 

(2) Los reconocimientos medicos necesarios para el 
cumplimiento de las disposiciones legales de un Estado 
Contratante, relatives a personas que se encuentran en 
el territorio del otro Estado, se llevarän a cabo a peti- 
ciön del Organismo competente por el Organismo del 
Estado en cuyo territorio se hallen las personas que 
hayan de someterse a tales reconocimientos. El Importe 
de estos reconocimientos medicos, asi como los gastos 
de viaje, la perdida de retribuciön y los gastos que 
hubiera ocasionado el cambio de alojamiento impuesto 
para fines de observaciön facultativa, asi como los de- 
mas gastos secundarios que con todo ello se causen, 
serän reembolsados por el Organismo competente. 

(3) Las Autoridades competentes intercambiarän in- 
formaciön constantemente con respecto: 

(a) a las medidas adoptadas para la aplicaciön del 
Convenio; 

(b) a todas las modificaciones y normas comple- 
mentarias de las disposiciones legales internas 
concernieiites a la aplicaciön del Convenio. 


Articulo 48 

(1) Si, con arreglo a las disposiciones legales de un 
Estado Contratante, los documentos y demäs escritos 
que hayan de presentarse ante Autoridades, Tribunales 
u Organismos en didio Estado estuvieren total o parcial- 
mente exentos de impuestos o derechos, la mencionada 
exenciön se extenderä asimismo a los documentos y de- 
mäs escritos que, en aplicaciön del presente Convenio, 
hayan de presentarse ante las Autoridades, Tribunales u 
Organismos del otro Estado. 

(2) Los documentos que para la aplicaciön del pre- 
sente Convenio hubieran de presentarse ante Autoridad, 
Tribunal u Organismo de un Estado contratante, no pre- 
cisarän ser legalizados para su utilizaciön en el terri* 
torio del otro Estado que vayan provistos de la estam- 
pilla o sello oficial correspondiente. 
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Artikel 49 

(1) Die Behörden und Träger der beiden Vertrag- 
staaten können bei Anwendung dieses Abkommens mit- 
einander, mit den beteiligten Personen und deren Ver- 
tretern unmittelbar in ihrer Amtssprache verkehren. 

(2) Die Behörden und Träger eines Vertragstaates dür- 
fen Eingaben oder sonstige Schriftstücke, die an sie ge- 
richtet werden, nicht deshalb zurückweisen, weil sie in 
der Amtssprache des anderen Staates abgefaßt sind. 

Artikel 50 

(1) Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe, die nach 
den Rechtsvorschriften eines Vertragstaates bei einer 
Behörde, einem Gericht, einem Träger oder einer ande- 
ren Stelle dieses Staates einzureichen sind, gelten als bei 
der zuständigen Stelle eingereicht, wenn sie bei einer 
für Angelegenheiten der Sozialen Sicherheit zuständigen 
Stelle des anderen Vertragstaates eingereicht werden; 
der Tag, an dem die Anträge, Erklärungen und Rechts- 
behelfe bei dieser Stelle eingehen, gilt als Tag des Ein- 
gangs bei der zuständigen Stelle. 

(2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe wer- 
den von der Stelle, bei der sie eingereicht worden sind, 
unverzüglich an die zuständige Stelle des anderen Ver- 
tragstaates weitergeleitet. 


KAPITEL 4 

Anwendung des Abkommens 

Artikel 51 

Die zuständigen Behörden können die zur Anwendung 
dieses Abkommens notwendigen Maßnahmen in einer 
Vereinbarung regeln. Sie können ferner Verbindungs- 
stellen, die unmittelbar miteinander verkehren, einrich- 
ten. 

Artikel 52 

(1) Streitigkeiten zwischen den Vertragstaaten über 
die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens sol- 
len, soweit möglich, durch die zuständigen Behörden 
beigelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beige- 
legt werden, so ist sie auf Verlangen eines Vertragstaa- 
tes einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jeder Vertragstaat ein Mitglied bestellt und diese 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staa- 
tes als Obmann einigen. Werden Mitglieder und Ob- 
mann nicht innerhalb von drei Monaten bestellt, nach- 
dem ein Staat seine Absicht, das Schiedsgericht anzu- 
rufen, bekanntgegeben hat, so kann in Ermangelung 
einer anderen Vereinbarung jeder Staat den Präsidenten 
des Internationalen Gerichtshofes bitten, die erforder- 
lichen Bestellungen vorzunehmen. Ist der Präsident 
Staatsangehöriger eines Vertragstaates oder aus einem 
anderen Grunde verhindert, so soll der Vizepräsident 
und bei dessen Verhinderung der älteste Richter die 
erforderlichen Bestellungen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit, Die Entsdieidungen sind bindend. Jeder Vertrag- 
staat trägt die Kosten seines Mitgliedes. Die übrigen 
Kosten werden von den Vertragstaaten zu gleichen Tei- 
len getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein 
Verfahren selbst. 


Articulo 49 

(1) En la aplicaciön del presente Convenio las Auto- 
ridades y Organismos de ambos Estados contratantes 
podran tratar directamente en su propia lengua oficial, 
entre si, con las personas interesadas y con los repre- 
sentantes de las mismas. 

(2) Las Autoridades y Organismos de un Estado con- 
tratante no podran rechazar instancias y demas escritos 
que se les dirijan, por el hecho de estar redactados en 
la lengua oficial del otro Estado. 

A r t i c u 1 o 50 

(1) Las solicitudes, declaraciones y recursos que con 
arreglo a las disposiciones legales de un Estado contra- 
tante hubieran de presentarse ante Autoridad, Tribunal, 
Organismo u otra Instituciön de dicho Estado, se ten- 
drän por presentados en el Organismo competente, si se 
presentaren ante el Organismo del otro Estado contra- 
tante competente en materia de seguridad social. La 
fecha en la cual las solicitudes, declaraciones y recur- 
sos se presentaren en - dicho Organismo, se considerara 
como fecha de presentaciön en el Organismo compe- 
tente. 

(2) El Organismo en el que hayan sido presentadas 
las solicitudes, declaraciones y recursos los remitirä sin 
demora al Organismo competente del otro Estado con- 
tratante. 

CAPITULO 4 
Aplicaciön del Convenio 

Ar ti c u 1 o 51 

Las Autoridades competentes podran regulär en un 
Acuerdo las medidas necesarias para la aplicaciön del 
presente Convenio. Podran crear, asimismo, Oficinas de 
enlace con facultades para comunicarse directamente 
entre si. 

Articulo 52 

(1) Las diferencias que surjan entre los Estados con- 
tratantes con respecto a la interpretaciön o aplicaciön 
del presente Convenio se resolveran, en la medida de 
lo posible, por las Autoridades competentes. 

(2) De no poderse resolver por este procedimiento 
alguna diferencia, esta se someterd a un Tribunal arbi- 
tral a peticiön de cualquiera de los dos Estados contra- 
tantes. 

(3) El Tribunal arbitral se constituira en cada caso 
nombrando cada Estado contratante a un uepresentante 
y eligiendo estos de comün acuerdo a un sübdito de un 
tercer Estado como Presidente. En caso de que los 
miembros del Tribunal y su Presidente no hubiesen que- 
dado nombrados a los tres meses de haber notificado 
uno de los Estados su intenciön de recurrir a un Tribu- 
nal arbitral, podrä cualquiera de los Estados, a falta de 
otro acuerdo, pedir al Presidente del Tribunal Internacio- 
nal de Justicia que efectüe los necesarios nombramien- 
tos. En caso de que el Presidente fuera sübdito de uno 
de los Estados contratantes o tuviera algün otro impe- 
dimento, el Vicepresidente o, en caso de impedimento 
de este, el Juez de mäs edad sera quien deba hacer los 
nombramientos. 

(4) El Tribunal arbitral decidirä por mayoria de votos. 
Sus laudos serän obligatorios, Cada uno de los Estados 
contratantes sufragarä los gastos del representante que 
le corresponda. Los demäs gastos serän cubiertos por 
ambos Estados contratantes a partes iguales. Por lo 
demäs, el Tribunal arbitral serä quien determine su 
propio procedimiento. 
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Artikel 53 

(1) Hat ein Träger eines Vertragstaates einem Be- 
rechtigten einen Vorschuß gewährt, so kann der Träger 
oder auf dessen Ersuchen der zuständige Träger des 
anderen Staates den Vorschuß von einer Nachzahlung 
oder den laufenden Zahlungen einbehalten, die dem Be- 
rechtigten zustehen. 

(2) Wird der Berechtigte von einem Träger der Für- 
sorge eines Vertragstaates für einen Zeitraum unter- 
stützt, für den er Anspruch auf eine Geldleistung hat, 
so ist diese von der auszahlenden Stelle auf Ersuchen 
des Fürsorgeträgers zu dessen Gunsten bis zur Höhe 
der gezahlten Unterstützung einzubehalten. Das gleiche 
gilt, wenn Angehörige des Berechtigten unterstützt wor- 
den sind, für die Ansprüche, die ihm mit Rücksicht auf 
diese Angehörigen zustehen. 


Artikel 54 

Die Rechtsvorschriften der beiden Vertragstaaten über 
Wahlrecht und Wählbarkeit der Versicherten und ihrer 
Arbeitgeber zu den Organen der Träger und ihrer Ver- 
bände sowie zu den Behörden der Sozialversicherung 
werden durch Artikel 4 nicht berührt. 


Abschnitt VII 

Übergangs- und SdiSußbestimmungen 

Artikel 55 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf 
Leistungen für die Zeit vor seinem Inkrafttreten. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens sind auch Bei- 
tragszeiten und gleichgestellte Zeiten zu berücksichtigen, 
die vor seinem Inkrafttreten zurückgelegt worden sind. 

(3) Dieses Abkommen findet auch auf Versicherungs- 
fälle Anwendung, die vor seinem Inkrafttreten eingetreten 
sind. Dabei gilt folgendes: 

(a) Renten, die vor Inkrafttreten des Abkommens 
wegen der Staatsangehörigkeit oder des Auf- 
enthaltsorts des Berechtigten nicht gewährt 
worden sind, werden ohne Rücksicht auf ent- 
gegenstehende innerstaatliche Vorschriften über 
die Verjährung oder den Ausschluß von An- 
sprüchen nach Maßgabe dieses Abkommens von 
dessen Inkrafttreten an festgestellt oder zum 
Wiederaufleben gebracht, falls der Berechtigte 
dies innerhalb von zwei Jahren nach Inkraft- 
treten des Abkommens* beantragt. Wird der 
Antrag nach Ablauf dieser Frist gestellt, so 
wird die Rente mit Beginn des Antragsmonats 
festgestellt oder zum Wiederaufleben gebracht, 
soweit der Anspruch nicht ausgeschlossen oder 
verjährt ist. 

(b) Renten, die bereits vor dem Inkrafttreten des 
Abkommens festgestellt worden sind, werden 
ohne Rücksicht auf entgegenstehende inner- 
staatliche Vorschriften über die Verjährung 
oder den Ausschluß von Ansprüchen nach 
Maßgabe des Abkommens von dessen Inkraft- 
treten an neu festgestellt, wenn der Berechtigte 
dies innerhalb von zwei Jahren nach Inkraft- 
treten des Abkommens beantragt. Die Rechts- 
kraft früherer Entscheidungen steht nicht ent- 
gegen. 


Ar ti c ul o 53 

(1) En el caso de que un Organismo asegurador de 
un Estado contratante hubiere concedido algün anticipo 
a un beneficiario, dicho Organismo o, a peticiön suya, 
el Organismo competente del otro Estado, podrä descon- 
tar el mencionado anticipo de un pago complementario 
o de los pagos corrientes que hayan de hacerse al ci- 
tado beneficiario. 

(2) Si un beneficiario recibiere ayuda de un Organismo 
asistencial de un Estado contratante durante un pe- 
riodo en el cual tuviere derecho a percibir una presta- 
ciön en metälico, el Organismo encargado de pagar esta 
habrä de retener, a peticiön del Organismo asistencial y 
a favor del mismo, la cantidad precisa hasta cubrir el 
Importe de la asistencia prestada. Si hubieren sido asis- 
tidos familiäres del beneficiario, lo indicado se aplicarä 
igualmente a los derechos que a este competan en re- 
laciön a didios familiäres. 

A r t i c u 1 o 54 

Las disposiciones legales de ambos Estados contra- 
tantes sobre el derecho de sufragio activo y pasivo del 
asegurado y de sus empresarios en relaciön con la pre- 
sentaciön de los Organismos y de sus Asociaciones, asi 
como con referencia a las Autoridades de la Seguridad 
Social, no serän afectadas por lo dispuesto en el arti- 
culo 4. 

Titulo VII 

Disposiciones transitorias y finales 

Articulo 55 

(1) El presente Convenio no tendrä efecto retroactivo 
con respecto al derecho a las prestaciones que corres- 
pondan al periodo anterior a su entrada en vigor. 

(2) Para la aplicaciön del presente Convenio se ten- 
drän en cuenta los periodos de cotizaciön y los periodos 
equivalentes cumplidos antes de su entrada en vigor. 

(3) Este convenio se aplicarä igualmente a los hechos 
determinantes de prestaciön ocurridos antes de su en- 
trada en vigor. En dichos casos regirä lo siguiente: 

(a) Las pensiones no concedidas antes de la en- 
trada en vigor del presente Convenio a causa 
de la nacionalidad o del lugar de residencia 
del beneficiario, serän determinadas o restable- 
cidas al tenor del presente Convenio desde la 
entrada en vigor del mismo, sin tener en cuenta 
las disposiciones internas en contrario, sobre 
prescripciön o caducidad de derechos, si el 
titular del derecho lo solicitare dentro del plazo 
de dos anos desde la entrada en vigor del pre- 
sente Convenio, Si la solicitud se presentare 
despues del vencimiento de dicho plazo, la 
Pension se fijarä o restablecerä a partir del 
comienzo del mes de la solicitud, siempre y 
cuando no hubiere caducado o prescrito el 
derecho. 

(b) Las pensiones ya determinadas antes de la en- 
trada en vigor del Convenio lo serän nueva- 
mente a tenor del mismo desde su entrada en 
vigor, sin tener en cuenta las disposiciones 
internas en contrario sobre prescripciön o ca- 
ducidad de derechos, siempre que el benefi- 
ciario lo solicitare dentro del plazo de dos 
anos desde la entrada en vigor del presente 
Convenio. 

La existencia de resoluciones anteriores con 
fuerza de obligar no constituirä obstäculo para 
la realizaciön de lo previsto en el presente 
pärrafo. 
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Artikel 56 

(1) Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Abkommens 
gegenüber der Spanischen Regierung eine gegenteilige 
Erklärung abgibt. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens gelten Bezug- 
nahmen auf die Bundesrepublik auch als Bezugnahmen 
auf das Land Berlin, insbesondere Bezugnahmen auf das 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik auch als Bezugnah- 
men auf das Gebiet des Landes Berlin und Bezugnahmen 
auf die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik auch als 
Bezugnahmen auf die Rechtsvorschriften im Land Berlin. 

(3) Gebiet des Landes Berlin sind die Gebiete, über 
die der Senat von Berlin behördliche Befugnis ausübt. 


Artikel 57 

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer eines Jah- 
res vom Inkrafttreten des Abkommens an geschlossen. 
Es gilt als stillschweigend von Jahr zu Jahr verlängert, 
sofern es nicht von einem Vertragstaat spätestens drei 
Monate vor Ablauf der Jahresfrist schriftlich gekündigt 
wird. 

(2) Tritt das Abkommen außer Kraft, so gelten seine 
Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Leistungs- 
ansprüche weiter; einschränkende innerstaatliche Vor- 
schriften über den Ausschluß eines Anspruchs oder das 
Ruhen oder die Entziehung von Leistungen wegen des 
Aufenthalts im Ausland bleiben für diese Ansprüche un- 
berücksichtigt. 

(3) Das Abkommen wird auf Anwartschaften, die bis 
zu seinem Außerkrafttreten erworben sind, nach Maß- 
gabe einer Zusatzvereinbarung weiter angewendet. 

Artikel 58 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Madrid ausgetauscht. 

(2) Das Abkommen tritt am ersten Tage des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten dieses Abkommen unterschrieben und mit 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn, am 29. Oktober 1959 in vier 
Urschriften, je zwei in deutscher und spanischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
von Brentano 
Blank 

Für den Spanischen Staat: 

El Marques de Bolarque 


Articulo 56 

(1) El presente Convenio tendrä tambien validez en el 
"Land" de Berlin, siempre y cuando que el Gobierno 
de la Repüblica Federal no dirija declaraciön alguna en 
contrario al Gobierno Espafiol dentro de los tres meses 
siguientes a la entrada en vigor del mismo. 

(2) En orden a la aplicaeiön del presente Convenio, 
las referencias a la Repüblica Federal valdrän tambien 
como referencias al "Land" de Berlin, y, en particular, 
las referencias al territorio de la Repüblica Federal val- 
drän tambien como referencias al territorio del "Land" 
de Berlin y las referencias a las disposiciones legales 
de la Repüblica Federal valdrän asimismo como referen- 
cias a las disposiciones legales del "Land" de Berlin. 

(3) A tenor del pärrafo (1) el territorio del "Land" de 
Berlin comprenderä los territorios sobre los cuales el 
Senado de Berlin tiene competencia administrativa. 

Articulo 57 

(1) El presente Convenio se concierta por el plazo 
de un afio a partir de la entrada en vigor del mismo. 
Quedarä prorrogado täcitamente de ano en ano, siempre 
que uno de los Estados contratantes no lo denuncia por 
escrito como minimo con una antelaciön de tres meses 
antes del termino de cada periodo anual. 

(2) A la expiraeiön del Convenio, sus disposiciones 
seguirän rigiendo en orden a los derechos de prestaeiön 
adquiridos hasta entonces; por lo que concierne a tales 
derechos no se tendrän en cuenta las disposiciones in- 
tern,as restrictivas referentes a la caducidad de un de- 
recho o a la Suspension o a la privaeiön de prestaciones 
a causa de la residencia o estancia en el extranjero. 

(3) El presente Convenio seguirä aplicändose a las 
expectativas de derechos adquiridas hasta el momento 
de la expiraeiön de aquel, conforme a un acuerdo adi- 
cional. 

Articulo 58 

(1) El presente Convenio serä ratificado. Los instru- 
mentos de ratificaeiön se canjearän lo antes posible 
en Madrid. 

(2) El presente Convenio entrarä en vigor el primer 
dia del segundo mes siguiente al vencimiento del mes en 
que se hayan canjeado los instrumentos de ratificaeiön. 

EN FE DE LO CUAL, los Plenipotenciarios de ambas 
Partes Contratantes firman y estampan sus sellos al pie 
del presente Convenio. 

HECHO en Bonn el 29 de octubre de 1959, en cuatro 
ejemplares, dos en lengua espanola y dos en lengua 
alemana, haciendo fe y siendo obligatorios por igual 
ambos textos. 

En nombre del Estado Espanol: 

El Marques de Bolarque 


En nombre de la Repüblica Federal de Alemania; 
von Brentano 
Blank 
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Zusatzvereinbarung 

zu dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Spanischen Staat über Soziale Sicherheit vom 29. Oktober 1959 

Acuerdo complementario 

del Convenio entre el Estado Espanol 

y la Repüblica Federal de Alemania sobre Seguridad Social del 29 de octubre de 1959 


ZUR DURCHFÜHRUNG DES ABKOMMENS zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen 
Staat über Soziale Sicherheit vom 29. Oktober 1959 haben 
die beiden Vertragstaaten folgende Zusatzvereinbarung 
geschlossen: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

(1) Verbindungstellen im Sinne des Artikels 51 des 
Abkommens sind 

1. in der Bundesrepublik 

(a) für die Krankenversicherung 

der Bundesverband der Ortskrankenkas- 
sen in Bad Godesberg, 

(b) für die Rentenversicherung der Arbeiter 

die Landesversicherungsanstalt Rhein- 
provinz in Düsseldorf, 

(c) für die Rentenversicherung der Angestellten 

die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte in Berlin, 

(d) für die knappschaftlidie Rentenversidierung 

die Arbeitsgemeinschaft der Knappschaf- 
ten in Bochum, 

(e) für die im Saarland bestehende hüttenknapp- 
schaftliche Pensionsversicherung 

die Landesversicherungsanstalt Saarland 
in Saarbrücken, 

(f) für die Unfallversicherung 

der Hauptverband der gewerblichen Be- 
rufsgenossenschaften e. V. in Bonn, 

(g) für die Familienleistungen 

der Gesamtverband der Familienaus- 
gleichskassen in Bonn, 

nachstehend als deutsche Verbindungstellen be- 
zeidinet; 

2. in Spanien 

(a) für die grundlegende Krankenversicherung 
und die Leistungen bei Mutterschaft, die 
grundlegende Invaliditäts-, Alters- und Hin- 


PARA LA APLICACION DEL CONVENIO sobre Segu- 
ridad Social entre el Estado Espanol y la Repüblica 
Federal de Alemania del 29 de octubre de 1959 ambos 
Estados contratantes han convenido el siguiente Acuerdo 
complementario: 

Secciön I 

Disposiciones generales 

Articulo 1 

(1) Oficinas de enlace, en el senticlo del articulo 51 
del Convenio, son: 

1. En Espana 

(a) Para los seguros basicos de enfermedad, 
maternidad, invalidez, vejez y supervivencia, 
accidentes de trabajo y enfermedades profe- 
sionales, asi como para las prestaciones fa- 
miliäres: 

el Instituto Nacional de Previsiön, con sede 
en Madrid; 

(b) Para los seguros complementarios de larga 
enfermedad, -invalidez, vejez y demas pres- 
taciones del Mutualismo Laboral: 

el Servicio de Mutualidades Laborales, con 
sede en Madrid, 

que, en lo sucesivo, se denominaran como ofi- 
cinas de enlace espanolas. 

2. En la Repüblica Federal 

(a) Para el seguro de enfermedad: 

la Asociaciön federal de las Cajas Lo- 
cales del Seguro de Enfermedad (Bundes- 
verband der Ortskrankenkassen), con 
sede en Bad Godesberg; 

(b) Para el seguro de pensiones de los obreros: 

el Instituto regional de Seguros de la 
Provincia de Renania (Landesversiche- 
rungsanstalt Rheinprovinz), con sede en 
Düsseldorf: 

(c) Para el seguro de pensiones de los empleados: 

el Instituto federal de Seguros para em- 
pleados (Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte), con sede en Berlin; 

(d) Para el seguro de pensiones minero: 

la Corporaciön de Trabajadores Mineros 
(Arbeitsgemeinschaft der Knappschaften), 
con sede en Bochum; 
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terbliebenenversidierung, die Versicherung 
gegen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
sowie für die Familienleistungen 
die Nationale Vorsorgeanstalt 
(In&tituto Nacional de Prevision) 
in Madrid, 

(b) für die zusätzliche Versicherung bei lang- 
dauernden Krankheiten, die zusätzliche In- 
validitäts- und Altersversicherung sowie für 
die übrigen Leistungen des Systems der 
Gegenseitigkeitsvereine für Arbeitnehmer 
die Dienststelle der Gegenseitigkeitsvereine 
für Arbeitnehmer 

(Servicio de Mutualidades Laborales) 
in Madrid, 

nachstehend als spanische Verbindungstellen 
bezeichnet. 

(2) Die zuständige Behörde jedes Vertragstaates kann 
andere Verbindungsteilen bestimmen? jede solche Ände- 
rung ist der zuständigen Behörde des anderen Vertrag- 
staates mitzuteilen. 


Artikel 2 

(1) Zuständige Träger im Sinne des Artikels 1 Num- 
mer 7 des Abkommens sind in der Bundesrepublik 

1. für die Krankenversicherung 

(a) der Träger, welchem der Versicherte ange- 
hört, 

(b) im Falle des Artikels 20 des Abkommens der 
Träger, bei welchem der Verstorbene zuletzt 
versidrert war? 

2. für die Rentenversicherung der Arbeiter 

(a) wenn der Berechtigte außerhalb des Saarlan- 
des wohnt 

(aa) die Seekasse, Hamburg, oder die Bun- 
desbahnversicherungsanstalt, Frankfurt 
(Main), je nachdem, welchem der Träger 
der Versicherte zuletzt angehört hat, 

(bb) in allen anderen Fällen die Landesver- 
versicherungsanstalt Rheinprovinz, Düs- 
seldorf, 

(b) Y/enn der Berechtigte im Saarland wohnt 

(aa) die Eisenbahnversicherungsanstalt, Saar- 
brücken, wenn der Versicherte seinen 
letzten Beitrag nach den deutschen 
Rechtsvorschriften an diese oder an die 
Bundesbahnversicherungsanstalt entrich- 
tet hat, 

(bb) in allen anderen Fällen die Landesver- 
sicherungsanstalt Saarland, Saarbrücken? 

3. für die Rentenversicherung der Angestellten 

(a) wenn der Berechtigte außerhalb des Saar- 
landes wohnt 

die Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte, Berlin, 

(b) wenn der Berechtigte im Saarland wohnt 

die Landesversicherungsanstalt Saarland, 
Saarbrücken? 

4. für die knappschaftliche Rentenversicherung 

(a) wenn der Berechtigte außerhalb des Saar- 
landes wohnt 

die Ruhrknappschaft, Bochum, 


(e) Para el seguro de pensiones minerosiderür- 
gico existente en el territorio del Sarre: 

el Instituto regional de Seguros del Sarre 
(Landesversicherungsanstalt Saarland), 
con sede en Saarbrücken? 

(f) Para el seguro de accidentes: 

la Asociaciön central de las Corpora- 
ciones profesionales industriales (Haupt- 
verband der Gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften), domiciliada en Bonn? 

(g) Para las pre&taciones familiäres; 

la Asociaciön general de las Cajas de 
compensaciön familiäres (Gesamtverband 
der Familienausgleichskassen), con sede 
en Bonn, 

que, en lo sucesivo, se designarän como oficinas 
de enlace alemanas. 

(2) La Autoridad competerite de cada Estado contra- 
tante podrä establecer otras oficinas de enlace, comuni- 
cändolo inmediatamente a la Autoridad del otro Estado. 


Articulo 2 

(1) Los Organismos competentes a tenor de lo dispues- 
to en el articulo 1, nümero 7 del Convenio, seran en 
Espafia: 

(a) Para los seguros bäsicos de enfermedad, mater- 
nidad, vejez, invalidez y supervivencia, acci- 
dentes de trabajo y enfermedades profesionales, 
asi como para las prestaciones familiäres: 

el Instituto Nacional de Previsiön, con sede 
en Madrid? 

(b) Para los seguros complementarios de larga en- 
fermedad, invalidez, vejez y demäs prestaciones 
del Mutualismo Laboral: 

el Servicio de Mutualidades Laborales, con 
sede en Madrid. 

(2) Los Organismos competentes a tenor de lo dis- 
puesto en ei articulo 1, nümero 7 del Convenio, seran en 
la Repüblica Federal: 

1. Para el seguro de enfermedad; 

(a) el Organismo a que pertenezca el asegurado? 

(b) en el caso del articulo 20 del Convenio, el 
Organismo 'que corresponda a la ültima afi- 
liaciön del asegurado fallecido. 

2. Para el seguro de pensiones de los obreros: 

(a) si el titular residiere fuera del territorio del 
Sarre, 

(aa) la Caja Maritima, en Hamburgo (See- 
kasse, Hamburg), o el Instituto de Se- 
guros de los Ferrocarriles Föderales, en 
Francfort (Meno) (Bundesbahnversiche- 
rungsanstalt, Frankfurt [Main]), siempre 
que el asegurado hubiere pertenecido 
ültimamente a uno de estos dos Orga- 
nismos? 

(bb) en todos los demäs casos, el Instituto 
regional de Seguros de la Provincia 
de Renania (Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz), en Düsseldorf. 

(b) si el titular residiere en el territorio del 
Sarre, 

(aa) el Instituto de Seguros Ferroviarios 
(Eisenbahnversicherungsanstalt) en Saar- 
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(b) wenn der Berechtigte im Saarland wohnt 
die Saarknappschaft, Saarbrücken; 

5. für die im Saarland bestehende hüttenknapp- 
schaftliche Pensionsversicherung 

die Landesversicherungsanstalt Saarland, 
Saarbrücken; 

6. für die Unfallversicherung 

der jeweils zuständige Träger der Un- 
fallversicherung; 

7. für die Familienleistungen 

der jeweils für die Zahlung von Fami- 
lienleistungen zuständige Träger. 

(2) Zuständige Träger im Sinne des Artikels 1 Num- 
mer 7 des Abkommens sind in Spanien 

(a) für die grundlegende Krankenversicherung und 
die Leistungen bei Mutterschaft, die grund- 
legende Invaliditäts-, Alters- und Hinterblie- 
benenversicherung, die Versicherung gegen 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten sowie für 
die Familienleistungen 

die Nationale Vorsorgeanstalt in Madrid, 

(b) für die zusätzliche Versicherung bei langdauern- 
den Krankheiten, die zusätzliche Invaliditäts- 
und Altersversicherung sowie für die übrigen 
Leistungen des Systems der Gegenseitigkeits- 
vereine für Arbeitnehmer 

die Dienststelle der Gegenseitigkeitsvereine 
für Arbeitnehmer in Madrid. 


(3) Die zuständige Behörde jedes Vertragstaates kann 
andere zuständige Träger bestimmen; jede solche Ände- 
rung ist der zuständigen Behörde des anderen Vertrag- 
staates mitzuteilen. 


Artikel 3 

Die Verbindungstellen können Vordrucke für die Be- 
scheinigungen, Erklärungen, Anträge und sonstigen 
Schriftstücke vereinbaren, die zur Anwendung des Ab- 
kommens und dieser Vereinbarung notwendig sind. Sie 
können darüber hinaus Merkblätter ausarbeiten, welche 
die Beteiligten über ihre Ansprüche und die bei der 
Geltendmachung zu beachtenden Bestimmungen unter- 
richten. 

Artikel 4 

(1) In den Fällen der Artikel 7 bis 10 des Abkommens 
erteilt der zuständige Träger des Vertragstaates, dessen 
Rechtsvorschriften anzuwenden sind, der betreffenden 
Person auf Antrag eine Bescheinigung darüber, daß sie 
diesen Rechtsvorschriften untersteht. 

(2) In der Bundesrepublik stellt der zuständige Träger 
der Krankenversicherung oder der Träger der Kranken- 


brücken, si segün las normas del De- 
recho alemän el asegurado satisfizo su 
ultima cotizaciön a aquel o al Institute 
de Seguros de los Ferrocarriles Föde- 
rales; 

(bb) en todos los demäs casos, el Instituto 
regional de Seguros del Territorio del 
Sarre (Landesversicherungsanstalt Saar- 
land) con sede en Saarbrücken; 

3. Para el seguro de pensiones de los empleados, 

(a) si el titular residier^ fuera del territorio del 
Sarre, 

el Instituto Federal de Seguros de Emplea- 
dos (Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte), en Berlin; 

(b) si el titular residiere en el territorio del 
Sarre, 

el Instituto regional de Seguros del Sarre 
(Landesversicherungsanstalt Saarland) con 
sede en Saarbrücken. 

4. Para el seguro de pensiones minero, 

(a) si el titular residiere fuera del territorio del 
Sarre, 

la Corporaciön de Mineros del Ruhr (Ruhr- 
knappschaft), en Bochum; 

(b) si el titular residiere en el territorio del 
Sarre, 

la Corporaciön de Mineros del Sarre (Saar- 
knappschaft), en Saarbrücken. 

5. Para el seguro de pensiones minerosiderürgico 
existente en el territorio del Sarre, 

el Instituto regional de Seguros del territorio 
del Sarre (Landesversicherungsanstalt Saar- 
land), con sede en Saarbrücken. 

6. Para el seguro de accidentes, 

el Organismo que en cada caso sea compe- 
tente para el seguro de accidentes. 

7. Para las prestaciones familiäres, 

el Organismo que en cada caso sea compe- 
tente para el pago de prestaciones familiäres. 

(3) La Autoridad competente de cada Estado contra- 
tante podrä establecer otros Organismos competerites, 
comunicändolo inmediatamente a la Autoridad del otro 
Estado. 


A r ti CU 1 o 3 

Las oficinas de enlace podrän convenir el uso de mo- 
delos para las certificaciones, declaraciones, solicitudes 
y demäs documentos que fueran necesarios, para la apli- 
caciön del Convenio y del presente Acuerdo. Ademäs, 
podrän confeccionar instrucciones que informen a los 
interesados acerca de sus derechos y de las disposiciones 
que deberän observar al ejercitarlos. 


Articulo 4 

(1) En los casos previstos por los articulos 7 al 10 del 
Convenio, el Organismo competente del Estado contra- 
tante, cuyas disposiciones legales hayan de ser apli- 
cadas, expedirä a la persona interesada, a peticiön de 
la misma, una certificaciön haciendo constar que estä 
sujeta a tales normas. 

(2) En Espana, el Instituto Nacional de Previsiön ex- 
pedirä esta certificaciön para todas las ramas de seguro. 
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Versicherung, an den die Beiträge zur Rentenversicherung 
abgeführt werden,, diese. Bescheinigung auch für die 
übrigen Versicherungszweige aus. Unterliegt eine Person 
nur der Unfallversicherung, so wird die Bescheinigung 
vom zuständigen Träger der Unfallversicherung ausge- 
stellt. 

(3) In Spanien stellt die Nationale ' Vorsorgeanstalt 
diese Bescheinigung für alle Versicherungszweige aus. 

Artikel 5 

(1) Zur Ausübung des Wahlrechts gemäß Artikel 9 Ab- 
sätze (2) und (3) des Abkommens reicht die betreffende 
Person, 

falls sie die Anwendung der deutschen Rechtsvor- 
schriften wählt, 

bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse, Bonn, 

falls sie die Anwendung der spanischen Rechts- 
vorschriften wählt, 

bei der Nationalen Vorsorgeanstalt, Madrid, 
einen entsprechenden Antrag ein und unterrichtet ge- 
gebenenfalls gleichzeitig ihren Arbeitgeber. 

(2) Der Träger, bei dem der Antrag eingereicht wird, 
unterrichtet nötigenfalls die zuständigen Träger der 
anderen Zweige der Sozialen Sicherheit dieses Staates. 

Artikel 6 

(1) Ist in den Fällen des Artikels 21 und des Artikels 30 
des Abkommens das Recht zur freiwilligen Weiterver- 
sicherung nur unter Berücksichtigung von Versicherungs- 
zeiten und gleichgestellten Zeichen, die nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Staates zurückgelegt worden 
sind, gegeben, so legt die betreffende Person dem zu- 
ständigen Träger des Vertragstaates, in dem sie sich 
gewöhnlich aufhält, eine Bescheinigung über diese Zeiten 
vor. Diese soll Angaben über die Art der letzten Beschäf- 
tigung im anderen Vertragstaat enthalten und den Ar- 
beitgeber angeben. 

(2) Die Bescheinigung wird von dem Träger erteilt, 
bei dem die letzte anzurechnende Zeit zurückgelegt 
worden ist oder, falls dies diesem Träger nicht möglich 
ist, von den Trägern, bei denen diese Zeiten zurückgelegt 
worden sind. 

Artikel 7 

Für die Anwendung des Artikels 11 des- Abkommens 
erteilen die zuständigen Träger der beiden Vertrag- 
staaten einander auf Ersuchen die notwendigen Aus- 
künfte. 

Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 

KAPITEL 1 

Versicherung für den Fall der Krankheit, der 

Mutterschaft und des Todes (Sterbegeld) 

Artikel 8 

(1) Hat der Versicherte einen Leistungsanspruch nur 
bei Zusammenrechnung der in beiden Vertragstaaten 
zurückgelegten Versicherungszeiten gemäß Artikel 12 
Absatz (1) des Abkommens, so legt er dem zuständigen 
Träger eine Bescheinigung über die Versicherungszeiten 
vor, die nach den Rechtsvorschriften des anderen Staates 
zurückgelegt worden sind. 


(3) En la Repüblica Federal, el Organismo competente 
del seguro de enfermedad o bien el Organismo del se- 
guro de enfermedad al que se satisfagan las cotizaciones 
del seguro de pensiones, expedirä esta certificaciön tam- 
bien para los restantes ramos del seguro. Si una persona 
estuviere acogida solamente al seguro de accidentes, la 
certificaciön serä expedida por el Organismo competente 
de este ramo. 


A r ti c u 1 o 5 

(1) Para ejercer el derecho de opciön segün el ar- 
ticulo 9, pärrafos (2) y (3) del Convenio, el interesado 
presentarä la correspondiente solicitud, 

si optase por la aplicaciön de las disposiciones 
legales espanolas, 

al Institute Nacional de Previsiön; 
si optase por la aplicaciön de las disposiciones 
legales alemanas, 

a la Caja general del Seguro de Enfermedad local 
en Bonn; 

debiendo, en su caso, informar al misino tiempo a su 
patrono. 

(2) El Organismo al que se presentase la solicitud, in- 
formarä en su caso a los Organismos competentes de los 
otros ramos de seguros sociales del Estado respectivo. 

Artfculo 6 

(1) En los casos previstos por los articulos 21 y 30 del 
Convenio, si el derecho de prörroga voluntaria del se- 
guro sölo se concediere a condiciön de haber permane- 
cido asegurado durante determinados periodos o bien 
durante periodos equivalentes que se hubieran cumplido 
segün las disposiciones legales del otro Estado, la per- 
sona interesada presentarä al Organismo competente del 
Estado Contratante en que resida habitualmente una cer- 
tificaciön en que se harän constar estos periodos. La 
certificaciön deberä contener datos sobre la clase de la 
ultima ocupaciön ejercida en el otro Estado contratante 
y sobre el patrono. 

(2) La certificaciön serä expedida por el Organismo en 
el que se haya cumplido el ultimo perfodo computable, 
o bien, si ello no fuere posible a dicho Organismo, por 
los Organismos en los cuales se hubieran cumplido tales 
periodos. 

Articulo 7 

Para la aplicaciöja del articulo 11 del Convenio, los 
Organismos competentes de los dos Estados contratantes 
se facilitarän, a peticiön, la informaciön necesaria. 


Secciön II 

Disposiciones especiales 

CAPITULO 1 

Seguro para los casos de enfermedad, maternidad 
y miierte (Indemnizaciön funeraria) 

Articulo 8 

(1) Si el asegurado sölo tuviere derecho a la presta- 
ciön sumando los periodos durante los cuales estuvo 
acogidö al seguro de ambos Estados contratantes segün 
el articulo 12, pärrafo (1) del Convenio, presentarä al 
Organismo competente una certificaciön en que constan 
los periodos que hubieren sido cubiertos segün las 
disposiciones legales del otro Estado. 
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(2) Die Bescheinigung wird auf Antrag des Versicher- 
ten von dem Träger des anderen Staates erteilt, bei dem 
er zuletzt versichert war. Legt der Versicherte die Be- 
scheinigung nicht vor, so ersucht der zuständige Träger 
den Träger des anderen Staates um Ausstellung und 
Übersendung der Bescheinigung. 

Artikel 9 

Um in den Fällen des Artikels 12 Absatz (2) des Ab- 
kommens Sachleistungen zu erhalten, legt die betreffende 
Person dem Träger ihres Aufenthaltsortes ein Schreiben 
des zuständigen Trägers vor, mit dem dieser den erst- 
genannten Träger ersucht, zu seinen Lasten Leistungen 
zu gewähren, und dabei auch die Höchstdauer angibt, für 
welche die Leistungen gewährt werden dürfen. Legt die 
Person das Schreiben nicht vor, so ersucht der Träger 
des Aufenthaltsortes den zuständigen Träger um eine 
entsprechende Mitteilung. 

Ar tikel 10 ' 

(1) Um in den Fällen des Artikels 13 (Absatz (1)' des 
Abkommens ärztliche Betreuung für sich und die sie be- 
gleitenden Angehörigen zu erhalten, legt die in Artikel 7 
Absatz (1) des Abkommens genannte Person dem Träger 
des Aufenthaltsortes die in Artikel 4 genannte Beschei- 
nigung vor. 

(2) Legt die Person diese Bescheinigung vor, so wird 
vermutet, daß sie die Voraussetzungen für den Erwerb 
des Anspruchs auf Leistungen erfüllt. Der Träger des 
Aufenthaltsortes ist in diesem Falle verpflichtet, die in 
Artikel 13 Absatz (2) des Abkommens genannten Lei- 
stungen zu gewähren. 

(3) Der Träger des Aufenthaltsortes wendet sich binnen 
drei Tagen an den zuständigen Träger, um zu erfahren, 
ob die Voraussetzungen für den Erwerb des Anspruchs 
auf ärztliche Betreuung erfüllt sind und für welche Dauer 
diese gewährt werden darf. Er gewährt ärztliche Be- 
treuung bis zum Eingang der Antwort des zuständigen 
Trägers, jedoch höchstens für 30 Tage. 

(4) Der zuständige Träger prüft, ob die Voraussetzun- 
gen für den Erwerb des Anspruchs auf ärztliche Betreuung 
erfüllt sind, und teilt dem Träger des Aufenthaltsortes 
binnen zehn Tagen nach Eingang der in Absatz (3) ge- 
nannten Anfrage seine Entscheidung mit. Ist diese Ent- 
sdieidung zustimmend, gibt der zuständige Träger auch 
die Höchstdauer an, für die ärztliche Betreuung nach den 
von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften gewährt 
werden darf. Der Träger des Aufenthaltsortes setzt in 
diesem Falle die Gewährung der ärztlichen Betreuung 
fort. 

(5) An Stelle der Bescheinigung nach Artikel 4 kann 
die in Absatz (1) genannte Person dem Träger des Auf- 
enthaltsortes eine Bescheinigung vorlegen, mit welcher 
der zuständige Träger bestätigt, daß der Arbeitnehmer 
die Voraussetzungen für den Erwerb des Anspruchs auf 
ärztliche Betreuung während seines vorübergehenden . 
Aufenthaltes im Hoheitsgebiet des anderen Vertrag- 
staates erfüllt, und die Höchstdauer für die Gewährung 
der ärztlichen Betreuung angibt, die in den von diesem 
Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften vorgesehen 
ist. In diesem Falle gelten die Absätze (1) bis (3) nicht. 

Artikel 11 

(1) Um in den Fällen des Artikels 13 Absatz (1) des 
Abkommens ärztliche Betreuung zu erhalten, legen an- 
dere als die in Artikel 7 Absatz (1) des Abkommens 
genannten Personen dem Träger des Aufenthaltsortes 


(2) Esta certificaciön serä expedida, a peticiön del ase- 
gurado, por el Organismo del otro Estado en el que 
estuvo asegurado ültimamente. Si el asegurado no pre- 
sentare la certificaciön, el Organismo competente solici- 
tarä del Organismo del otro Estado que le expida y 
remita la certificaciön. 

Articulo 9 

Para obtener prestaciones en especie en los casos pre- 
vistos por el articulo 12, pärrafo (2) del Convenio, el 
interesado presentarä al Organismo de su lugar de resi- 
dencia un escrito del Organismo competente, en el 
que este solicite del Organismo primeramente citado 
que conceda, a su cargo, las prestaciones, con indica- 
ciön de la duraciön mäxima con que podrän concederse. 
Si la persona interesada no presentare este escrito, el 
Organismo deU lugar de residencia interesarä del Or- 
ganismo competente la comunicaciön oportuna. 

Articulo 10 

(1) Para conseguir la asistencia medica, en los casos 
del articulo 13, pärrafo (1) del Convenio, para ella y para 
los familiäres que le acompanen, la persona mencionada 
en el articulo 7, pärrafo (1) del Convenio presentarä al 
Organismo del lugar de residencia la certificaciön men- 
cionada en el articulo 4. 

(2) Si la persona presentare dicha certificaciön se 
presumirä que cumple los requisitos necesarios para la 
adquisiciön del derecho a prestaciones. El Organismo 
del lugar de residencia estarä obligado en ese caso a 
conceder las prestaciones mencionadas en el articulo 13, 
pärrafo (2) del Convenio. 

(3) El Organismo del lugar de residencia se dirigirä 
en el termino de tres dias al Organismo competente para 
comprobar si se cumplen los requisitos necesarios para 
la adquisiciön del derecho a asistencia medica y el 
periodo de tiempo durante el cual podrä concederse 
dicha asistencia. Concederä asistencia medica hasta la 
recepciön de la respuesta del Organismo competente y, 
como mäximo, durante 30 dias. 

(4) El Organismo competente comprobarä si se han 
cumplido los requisitos necesarios para la adquisiciön 
del derecho a asistencia medica y comunicarä su de- 
cisiön al Organismo del lugar de residencia en el ter- 
mino de 10 dias a contar de la recepciön de la consulta 
mencionada en el apartado (3). Si dicha decisiön fuera 
afirmativa, consignarä tambien el Organismo competente 
la duraciön mäxima en que deba concederse la asisten- 
cia medica con arreglo a las disposiciones legales que 
hayan de aplicarse por el mismo. El Organismo del lugar 
de residencia continuarä concediendo en este caso la 
asistencia medica. 

(5) En lugar de la certificaciön a que se refiere el 
articulo 4 la persona mencionada en el pärrafo (1) podrä 
presentar al Organismo del lugar de residencia una cer- 
tificaciön en la que el Organismo competente confirmarä 
que el trabajador cumple los requisitos necesarios para 
la adquisiciön del derecho a asistencia medica durante 
su residencia temporal en el territorio del otro Estado 
Contratante, y consignarä la duraciön mäxima de la con- 
cesiön de la asistencia medica que se preve en las dis- 
posiciones legales que haya de aplicar didio Organismo. 
En este caso no tendrän aplicaciön los pärrafos (1) al (3). 

Articulo 11 

(1) Para recibir la asistencia medica en los casos del 
articulo 13, pärrafo (1) del Convenio, una persona de las 
no mencionadas en el articulo 7, pärrafo (1) del mismo, 
presentarä al Organismo del lugar de residencia una 
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eine Bescheinigung des zuständigen Trägers vor, mit 
welcher dieser bestätigt, daß die Person einen Anspruch 
auf Leistungen hat; diese Bescheinigung ist, wenn mög- 
lich, vor Beginn des vorübergehenden Aufenthalts zu 
erteilen. Die Bescheinigung gibt auch die Zeitdauer an, 
für welche die Leistungen gewährt werden dürfen. Legt 
die Person die Bescheinigung nicht vor, so ersucht der 
Träger des Aufenthaltsortes den zuständigen Träger um 
Ausstellung und Übersendung. 

(2) Soweit nicht Artikel 10 Absatz (1) etwas anderes 
bestimmt, gilt Absatz (1) entsprechend für die Familien- 
angehörigen, die sich vorübergehend im Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragstaates aufhalten. 

Artikel 12 

(1) Wird in den Fällen des Artikels 13 Absatz (1) des 
Abkommens Krankenhauspflege gewährt, so teilt der 
Träger des Aufenthaltsortes binnen drei Tagen, nachdem 
er davon Kenntnis erlangt hat, dem zuständigen Träger 
den Tag der Aufnahme in das Krankenhaus oder eine 
andere Krankenanstalt und die voraussichtliche Dauer 
der Krankenhauspflege mit. Bei Entlassung aus dem 
Krankenhaus oder der anderen Krankenanstalt teilt der 
Träger des Aufenthaltsortes innerhalb der gleichen Frist 
dem zuständigen Träger den Tag der Entlassung mit. 

(2) Um in den Fällen des Artikels 13 Absatz (1) des 
Abkommens die in Artikel 16 Absatz (2) Buchstabe (c) 
des Abkommens genannten Sachleistungen gewähren zu 
können, richtet der Träger des Aufenthaltsortes an den 
zuständigen Träger ein entsprechendes Ersuchen. Sind 
diese Leistungen im Falle unbedingter Dringlichkeit ohne 
Genehmigung des zuständigen Trägers gewährt worden, 
so teilt der Träger des Aufenthaltsortes dies unverzüg- 
lich dem zuständigen Träger mit. 


Artikel 13 

(1) Um in den Fällen des Artikels 13 Absatz (1) des 
Abkommens Geldleistungen zu erhalten, muß die dort 
genannte Person sich unverzüglich an den Träger des 
Aufenthaltsortes wenden und ihm eine Bescheinigung 
des behandelnden Arztes über ihre Arbeitsunfähigkeit 
vorlegen. Sie gibt ferner ihre Anschrift am Aufenthalts- 
ort sowie den Namen und die Anschrift des zuständigen 
Trägers an. Der Träger des Aufenthaltsortes läßt die 
Person so bald wie möglich, auf jeden Fall binnen drei 
Tagen, nachdem sie sich an ihn gewandt hat, durch einen 
Vertrauensarzt untersuchen und übersendet den ärzt- 
lichen Bericht, in dem auch die voraussichtliche Dauer 
der Arbeitsunfähigiceit anzugeben ist, binnen drei Tagen 
nach der Untersuchung dem zuständigen Träger. Dieser 
teilt binnen acht Tagen nach Empfang des Berichts dem 
Träger des Aufenthaltsortes mit, ob die Person in dem 
Vertragstaat, in dem sie sich befindet, * Geldleistungen 
erhalten kann. 


(2) Stellt der Vertrauensarzt fest, daß die Person wie- 
der arbeitsfähig ist, so teilt der Träger des Aufenthalts- 
ortes ihr die Beendigung ihrer Arbeitsunfähigkeit mit 
und sendet eine Abschrift dieser Mitteilung unverzüglich 
dem zuständigen Träger, Handelt es sich um andere 
Personen als die, denen eine Bescheinigung nach Arti- 
kel 4 erteilt worden ist, und bestätigt der Vertrauensarzt, 
daß ihr Gesundheitszustand sie nicht hindert, in den 
anderen Vertragstaat zurückzukehren, so teilt der Träger 
des Aufenthaltsortes ihnen dies mit und übersendet eine 
Abschrift dieser Mitteilung unverzüglich dem zuständigen 
Träger. 


certificaciön del Organismo competente en la que este 
confirme que dicha persona tiene derecho a prestaciones; 
tal certificaciön se habrä de expedir, a ser posible, antes 
de comenzar la residencia temporal. En la certificaciön 
se consignarä el periodo de tiempo por el cual se podrän 
conceder las prestaciones. Si la persona no presentare 
la certificaciön, el Organismo del lugar de residencia 
pedirä al Organismo competente su expediciön y envio. 

(2) Siempre y cuando el articulo 10, pärrafo (1) no dis- 
ponga otra cosa, regirä el pärrafo (1), en la forma corres- 
pondiente, para los familiäres que residieren temporal- 
mente en el territorio del otro Estado contratante. 

Articulo 12 

(1) Si se concediese hospitalizaciön en los casos del 
articulo 13, pärrafo (1) del Convenio, el Organismo del 
lugar de residencia, en el termino de tres dias desde 
que haya tenido conocimiento de ello, comunicarä al 
Organismo competente el dia de la admisiön en el hos- 
pital o en otro establecimiento sanatorial y la probable 
duraciön de la hospitalizaciön. Al salir del hospital o 
de otro establecimiento sanatorial, el Organismo del lugar 
de residencia participarä al Organismo competente el 
dia de la salida dentro del mismo plazo. 

(2) Para poder conceder las prestaciones en especie 
mencionadas en el articulo 16, pärrafo (2) letra c) del 
Convenio, en los casos del articulo 13, pärrafo (1) del 
mismo, el Organismo del lugar de residencia dirigirä al 
Organismo competente la correspondiente peticiön. Si 
dichas prestaciones se concedieran, en caso de absoluta 
urgencia, sin el permiso del Organismo competente, el 
Organismo del lugar de residencia lo comunicarä sin 
demora alguna al Organismo competente. 

Articulo 13 

(1) Para recibir las prestaciones en metälico, en los 
casos del articulo 13, pärrafo (1) del Convenio, la per- 
sona mencionada en dicho lugar tendrä que dirigirse sin 
demora alguna al Organismo del lugar de residencia y 
presentarle una certificaciön del medico que le asista, 
concerniente a su incapacidad laboral. Facilitarä asimis- 
mo su direcciön en el lugar de residencia, asi como el 
nombre y la direcciön del Organismo competente. El 
Organismo del lugar de residencia harä que un medico 
inspector examine a dicha persona tan pronto como sea 
posible, y en todo caso dentro del termino de tres dias a 
contar del momento en que ella se haya dirigido al 
Organismo y enviarä el dictamen medico al Organismo 
competente dentro del termino de tres dias a contar 
del momento del examen, y en dicho dictamen medico 
se harä constar asimismo la duraciön previsible de la 
incapacidad laboral. Dicho Organismo competente harä 
saber en el termino de ocho dias a contar de la recep- 
ciön del dictamen, al Organismo del lugar de residencia, 
si dicha persona tiene derecho a percibir las prestaciones 
en metälico en el Estado contratante en que dicha per- 
sona se encuentre. 

(2) Si ei medico inspector comprobara que la persona 
ha recuperado su capacidad laboral, el Organismo del 
lugar de residencia le notificarä que ha terminado su 
incapacidad laboral y enviarä una copia de dicha noti- 
ficaciön sin demora alguna. al Organismo competente. Si 
se tratara de personas distintas de aquellas a las cuales 
se haya expedido una certificaciön con arreglo al ar- 
ticulo 4, y confirmara el medico inspector que su estado 
de salud no les impide volver al otro Estado contratante, 
el Organismo del lugar de residencia lo participarä a 
las mismas y enviarä una copia de dicha notificaciön sin 
demora alguna al Organismo competente. 
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(3) Der Träger des Aufenthaltsortes unterstellt die 
Person der Krankenkontrolle, als ob sie bei ihm ver- 
sichert wäre. 

(4) Der zuständige Träger zahlt die Geldleistungen 
durch Überweisung und teilt dies dem Träger des Auf- 
enthaltsortes mit. Sollen die Leistungen von Träger des 
Aufenthaltsortes für Rechnung des zuständigen Trägers 
ausgezahlt werden, so teilt der zuständige Träger dem 
Träger des Aufenthaltsortes die Höhe der Leistungen, 
den oder die Tage, an denen sie zu zahlen sind, sowie 
die Höchstdauer für die Gewährung der Leistungen mit. 


Artikel 14 

(1) Um in den Fällen des Artikels 13 Absatz (3) des 
Abkommens Leistungen zu erhalten, muß die dort ge- 
nannte Person dem Träger ihres Aufenthaltsortes eine 
Bescheinigung des zuständigen Trägers vorlegen, in wel- 
cher dieser bestätigt, daß die Person den Leistungs- 
anspruch nadi der Verlegung des Aufenthalts behält, 
und gegebenenfalls die Höchstdauer für die Gewährung 
von Sachleistungen angibt, die nach den von ihm anzu- 
wendenden Rechtsvorschriften vorgesehen ist. 


(2) Für die Gewährung von Leistungen durch den 
Träger des Aufenthaltsortes gelten die Artikel 12 und 13 
entsprechend. 

(3) Die Absätze (1) und (2) gelten entsprechend für die 
Angehörigen der in Absatz (1) genannten Person, die 
sich in das Hoheitsgebiet des anderen Staates begeben, 
nachdem der Versicherungsfall der Krankheit oder der 
Mutterschaft eingetreten ist. 

. (4) Stellt der Träger des Aufenthaltsortes fest, daß der 
Leistungsempfänger wieder arbeitsfähig ist, so teilt er 
ihm den Tag mit, von dem an er wieder arbeitsfähig 
ist, und übersendet eine Abschrift dieser Mitteilung un- 
verzüglidi dem zuständigen Träger. Dies gilt auch, wenn 
der Träger des Aufenthaltsortes feststellt, daß die Kran- 
kenhauspflege beendet werden muß. Geldleistungen, die 
von dem Träger des Aufenthaltsortes gezahlt werden, 
sind nur bis zu dem Tag zu zahlen, von dem an die 
Person nach Feststellung des Trägers des Aufenthalts- 
ortes wieder arbeitsfähig ist. 


(5) Entscheidet der zuständige Träger auf Grund der 
erhaltenen Auskünfte, daß die Person wieder arbeits- 
fähig ist, so ersucht sie den Träger des Aufenthaltsortes, 
diese Entscheidung der Person mitzuteilen. Die Geld- 
leistungen werden mit dem Tag eingestellt, der auf den 
Tag folgt, an dem die Person von der Entscheidung des 
zuständigen Trägers unterrichtet worden ist. 

(6) Haben der Träger des Aufenthaltsortes und der 
zuständige Träger zwei verschiedene Tage für den Beginn 
der Arbeitsfähigkeit festgesetzt, so ist der von dem zu- 
ständigen Träger festgesetzte Tag maßgebend. 


Artikel 15 

(1) In den Fällen des Artikels 14 Absatz (1) des Ab- 
kommens legt der Versicherte dem zuständigen Träger 
eine Bescheinigung über die .Angehörigen vor, die ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragstaates haben. In der Bescheinigung dürfen keine 
Angehörigen aufgeführt werden, die auf Grund eigener 
Veisicherung oder auf Grund der Versicherung einer 
Person, die sich im Floheitsgebiet des anderen Vertrag- 
staates aufhält, Anspruch auf Leistungen haben. 


(3) El beneficiario queda sometido, a efectos de inspec- 
ciön medica al Organismo del lugar de residencia, como 
si se hallara asegurado en el mismo. 

(4) El Organismo competente pagarä las prestaciones 
en metälico mediante transferencia y lo comunicarä al 
Organismo del lugar de residencia. Si el Organismo del 
lugar de residencia debiera pagar las prestaciones por 
cuenta del Organismo competente, en ese caso el Or- 
ganismo competente comunicarä al Organismo del lugar 
de residencia la cuantia de las prestaciones, el dia O' 
dias en que se hayan de pagar, asi como la duraciön 
mäxima para la concesiön de las prestaciones. 


Articulo 14 

(1) Para recibir las prestaciones, en los casos a que 
se refiere el articulo 13, pärrafo (3) del Convenio, la 
persona mencionada en dicho lugar tendrä que presen- 
tar al Organismo de su lugar de residencia una certifi- 
caciön del Organismo competente en la cual este con- 
firmarä que la persona de que se trata conserva el de- 
recho a las prestaciones despues del traslado de resi- 
dencia y, en su caso, consignarä la duraciön mäxima 
para la concesiön de las prestaciones en especie que 
prevean las disposiciones legales que haya de aplicar 
dicho Organismo. 

(2) Para la concesiön de las prestaciones por el Or- 
ganismo del lugar de residencia regirän los articulos 12 
y 13 en la forma correspondiente. 

(3) Los pärrafos (1) y (2) regirän en la forma que co- 
rresponda para los familiäres de la persona mencionada 
en el pärrafo (1), que se trasladen al territorio del otro 
Estado despues de producirse el hecho asegurado de 
enfermedad o maternidad. 

(4) Si el Organismo del lugar de residencia compro- 
base que el perceptor de prestaciones ha recuperado la 
capacidad laboral, le participarä el dia a partir del cual 
puede trabajar de nuevo y enviarä sin demora alguna 
una copia de didia comunicaciön al Organismo compe- 
tente. Esta norma regirä tambien si el Organismo del 
lugar de residencia comprobase que tiene que ter- 
minar la astistencia sanatorial. Las prestaciones en me- 
tälico que pague el Organismo del lugar de residencia, 
se habrän de abonar solamente hasta el dia a partir 
del cual, segün el Organismo del lugar de residencia, 
recupere la persona de que se trata la capacidad labo- 
ral. 

(5) Si el Organismo competente resolviere, en virtud 
de los informes obtenidos, que la persona ha recuperado 
la capacidad laboral, pedirä al Organismo del lugar de 
residencia que comunique dicha resoluciön a la persona 
interesada. Las prestaciones en metälico cesarän el dia 
siguiente a aquel en que se informe a la persona de la 
resoluciön del Organismo competente. 

(6) Si el Organismo del lugar de residencia y el Or- 
ganismo competente discreparan en cuanto a la fedia 
de recuperaciön de la capacidad laboral, regirä la fijada 
por el Organismo competente. 


Articulo 15 

(1) En los casos a que se refiere el articulo 14, pärra- 
fo (1) del Convenio, el asegurado presentarä al Orga- 
nismo competente una certificaciön concerniente a los 
familiäres que tengan su residencia habitual en el terri- 
torio del otro Estado contratante. En la certificaciön no 
podrä constar ningün familiär que, en virtud de un 
seguro propio o en virtud del seguro de una persona 
que resida en el territorio del otro Estado contratante, 
tenga derecho a prestaciones. 
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(2) Die Bescheinigung wird von dem in Artikel 16 Ab- 
satz (2) Buchstabe (a) des Abkommens bezeichneten 
Träger des Aufenthaltsortes der Angehörigen ausgestellt. 
Sie ist zwölf Monate lang vom Tage der Ausstellung an 
gültig. 

(3) Auf Grund der Bescheinigung nach Absatz (1) teilt 
der zuständige Träger dem Träger des Aufenthaltsortes 
mit, welche Angehörigen anspruchsberechtigt sind und 
ab wann Leistungen gewährt werden können. Von dieser 
Mitteilung erhält der Versicherte eine Durchschrift. 

(4) Benötigen die Angehörigen Sachleistungen, so 
müssen sie dem Träger des Aufenthaltsortes Unterlagen 
darüber verlegen, daß sie vom Versicherten überwiegend 
unterhalten werden. Das kann durch den Nachweis ge- 
schehen, daß ihnen der Versicherte regelmäßig einen 
Teil seines Arbeitseinkommens überweist. 

(5) Ist Krankenhauspflege erforderlich, so teilt der 
Träger des Aufenthaltsortes dies dem zuständigen Träger 
unverzüglich mit. Dieser unterrichtet ihn, für welchen 
Zeitraum Krankenhauspflege gewährt werden darf. In 
dringenden Fällen kann die Krankenhausaufnahme sofort 
veranlaßt werden. 

(6) Der zuständige Träger unterrichtet den Träger des 
Aufenthaltsortes von der Beendigung des Versicherungs- 
verhältnisses. 

(7) War vor dem Ausscheiden des Versicherten bei 
einem Angehörigen bereits ein Versicherungsfall einge- 
treten und ist die Person, auf Grund deren Versicherungs- 
verhältnis der Anspruch bestanden hat, nicht erneut ver- 
sichert, so teilt der Trägei de^ Aufenthaltsortes dies dem 
zuständigen Träger mit, der unverzüglich bekanntzugeben 
hat, für welchen Zeitraum noch Sachleistungen an den 
Angehörigen gewährt weiden dürfen. 

(8) Der Versicherte und die Angehörigen sind ver- 
pflichtet, jede Änderung in ihren Verhältnissen, insbe- 
sondere eine Änderung in der Zahl der Angehörigen, den 
Beginn einer eigenen Versicherung der Angehörigen, 
jeden Wedisel des Aufenthalts des Versicherten oder der 
Angehörigen und, falls es sich um Rentenempfänger oder 
deren Angehörige handelt, außerdem die Aufnahme einer 
Beschäftigung durch den Rentenempfänger, das Ruhen 
oder den Wegfall der Rente, dem zuständigen Träger 
oder dem Träger des Aufenthaltsortes mitzuteilen. Ände- 
rungen sind mit dem Tage zu berücksichtigen, an dem sie 
eingetreten sind. Die Träger unterrichten sich gegenseitig 
von allen ihnen bekannt gewordenen Änderungen. 

(9) Der Träger des Aufenthaltsortes leistet dem zu- 
ständigen Träger Hilfe, wenn dieser gegen eine Person, 
die zu Unrecht Leistungen bezogen hat, Erstattungs- 
ansprüche geltend machen will. 

(10) Haben die Angehörigen Anspruch auf Geldlei- 
stungen, so können diese beim Träger des Aufenthalts- 
ortes beantragt werden. Der Antrag ist unverzüglich an 
den zuständigen Träger weiterzuleiten. Artikel 13 Ab- 
satz (4) gilt entsprechend. 


Ar tikel 16 

In den Fällen des Artikels 14 Absatz (3) des Abkom- 
mens ersucht der zuständige Träger erforderlichenfalls 
den Träger des Ortes, an dem die Angehörigen sich zu- 
letzt aufgehalten haben, ihm den Zeitraum mitzuteilen, 
in dem ihnen vor der Aufenthaltsverlegung Leistungen 
gewährt worden sind. 


(2) La certificaciön serä expedida por el Organismo 
del lugar de residencia de los familiäres, citado en el 
articulo 16, pärrafo (2), letra (a) del Convenio. Dicha cer- 
tificaciön tendrä validez diirante doce meses a partir 
del dia de su expediciön. 

(3) En virtud de la certificaciön a que se refiere el 
pärrafo (1), el Organismo competente comunicarä al 
Organismo del lugar de residencia- que familiäres tienen 
derecho y a partir de que fecha puede concederseles 
prestaciones. El asegurado recibirä una copia de dicha 
comunicaciön. 

(4) Si los familiäres necesitaran prestaciones en espe- 
cie, tendrän que presentar al Organismo del lugar de 
residencia la documentaciön necesaria para justificar 
que son mantenidos principalmente por el asegurado. 
Esto puede hacerse mediante el justificante de que el 
asegurado les entrega con caräcter regulär una parte 
del producto de su trabajo. 

(5) Si fuera necesaria la hospitalizaciön, el Organismo 
del lugar de residencia se lo comunicarä sin demora al- 
guna al Organismo competente. Este informarä al pri- 
mero acerca del tiempo durante el cual puede prestarse 
dicha hospitalizaciön. En los casos urgentes podrä dis- 
ponerse inmediatamete el ingreso en el hospital. 

(6) El Organismo competente notificarä al Organismo 
del lugar de residencia la terminaciön de la condiciön 
de asegurado. 

(7) Si con anterioridad a la baja de un asegurado se 
hubiera producido para algün familiär un hecho cubierto 
por el seguro y la persona, en virtud de Cuya condi- 
ciön de asegurado se originö el correspondiente dere- 
cho, no se hubiere asegurado de nuevo, el Organismo 
del lugar de residencia se lo comunicarä al Organismo 
competente, el cual habrä de dar a conocer sin demora 
alguna el periodo durante el cual puedan concederse 
todavia prestaciones en especie a dicho familiär. 

(8) El asegurado y los familiäres estarän obligados a 
comunicar al Organismo competente o al Organismo del 
lugar de residencia todo cambio que se produzca en 
SU situaciön, especialmente si se trata de una modi- 
ficaciön en cuanto al nümero de familiäres, de la inicia- 
ciön de un seguro propio por parte de los familiäres, 
de cualquier cambio de residencia del asegurado o de 
sus familiäres y, ademäs, en el caso de perceptores de 
pensiones o de sus familiäres, de la aceptaciön de un 
empleo por parte del pensionista, de la suspensiön o 
supresiön de la pensiön. Las modificaciones se tendrän 
en cuenta con la fecha en que se produjeron. Los Orga- 
nismos se inforrnarän reciprocamente de todas las mo- 
dificaciones de C[ue hayan tenido conocimiento. 

(9) El Organismo del lugar de residencia prestarä 
ayuda al Organismo competente cuando este desee hacer 
valer su derecho a restituciön en el caso de que alguna 
persona hubiere percibido prestaciones indebidamente. 

(10) Si los familiäres tuvieren derecho a prestaciones 
en metälico, podran solicitarlas del Organismo del lugar 
de residencia. La solicitud se transmitirä sin demora al- 
guna al Organismo competente. El artfculo 13, pärra- 
fo (4), se aplicarä por analogia. 


A r t i c u 1 o 16 

En los casos mencionados en el articulo 14, pärrafo (3) 
del Convenio, el Organismo competente solicitarä en 
caso necesario del Organismo del lugar de donde los 
familiäres hayan residido por ultima vez, que le in- 
dique el periodo del tiempo durante el cual se les con- 
cedieron prestaciones antes de su cambio de residencia. 
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Artikel 17 

(1) Um in den Fällen des Artikels 15 Absatz (1) des 
Abkommens Sachleistungen zu erhalten, läßt der Renten- 
berechtigte sich bei dem Träger seines Aufenthaltsortes 
einschreiben und legt dabei eine Bescheinigung vor, in 
welcher der zuständige Träger der Krankenversicherung 
die Art der geschuldeten Rente angibt und mitteilt, ob 
der Rentenberechtigte für sich und seine Angehörigen 
Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften 
des Vertragstaates hat, nach denen die Rente geschuldet 
wird. Die Bescheinigung gilt bis zum Widerruf. Der Trä- 
ger des Aufenthaltsortes bestätigt dem zuständigen 
Träger die Einschreibung. 

(2) Benötigt der Rentenberechtigte oder ein Angehöri- 
ger, der sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet des Staates 
aufhält, in dem sich der Rentenberechtigte aufhält, Sach- 
leistungen, so ist Voraussetzung für die Gewährung, daß 
die Bescheinigung nach Absatz (1) noch gültig ist. 

(3) Artikel 15 Absätze (5) bis (10) dieser Vereinbarung 
gelten entsprechend. 

Artikel 18 

Die in Artikel 15 Absatz (5) des Abkommens genannten 
Angehörigen müssen sich, um Sachleistungen zu erhal- 
ten, beim Träger ihres gewöhnlichen' Aufenthaltsortes 
einschreiben lassen Dabei haben ^ie nachzuweisen, gegen 
welche Träger der Rentenversicherung die in Artikel 15 
Absatz (2) des Abkommens genannte Person Anspruch 
auf Rente hat Der Träger des gewöhnlichen Aufenthalts- 
ortes der Angehörigen gewährt die Leistungen zu seinen 
Lasten, als ob die genannte Person bei ihm versichert 
wäre. Er gilt insoweit als zuständiger Träger. 


Artikel 19 

Um in den Fällen des Artikels 15 Absatz (6) des Ab- 
kommens Sachleistungen zu erhalten, müssen sich die 
dort genannten Personen an den Träger ihres vorüber- 
gehenden Aufenthaltsortes wenden und dabei nachwei- 
sen, gegen welche Träger der Rentenversicherung die in 
Artikel 15 Absätze (1) und (2) des Abkommens genannte 
Person Anspruch auf Rente hat. Halten die in Artikel 15 
Absatz (1) des Abkommens genannte Person oder ihre 
Angehörigen sich im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
auf, so müssen sie außerdem den zuständigen deutschen 
Träger der Krankenversicherung nachweisen. 

Artikel 20 

(1) Der Träger des Aufenthaltsortes übersendet nach 
Abschluß jedes Falles der Krankheit oder Mutterschaft, 
für den er gemäß Artikel 16 Absatz (2) des Abkommens 
Sachleistungen gewährt hat, dem zuständigen Träger 
durch Vermittlung der Verbindungstellen eine Aufstel- 
lung über die tatsächlich aufgewendeten Kosten. Für 
Sachleistungen, deren Kosten für den Einzelfall nicht 
nachweisbar sind, können die Verbindungstellen feste 
Beträge vereinbaren, die den Beträgen entsprechen müs- 
sen, die innerstaatlich bei Leistungsaushilfe der Versiche- 
rungsträger untereinander vorgesÄrieben oder vereinbart 
sind. Der zuständige Träger überweist binnen zwanzig 
Tagen nach Erhalt der Aufstellung den von ihm zu er- 
stattenden Betrag über die für ihn zuständige Verbin- 
dungstelle an die Verbindungstelle des anderen Vertrag- 
staates. 

(2) Der Träger des Aufenthaltsortes übersendet nach 
Ablauf jedes Kalendervierteljahres, in dem er gemäß 


Artfculo 17 

(1) Para percibir prestaciones en especie en los 
casos del articulo 15, parrafo (1) del Convenio, el titular 
del derecho a una pensiön se inscribirä en el Organismo 
del lugar de su residencia y presentarä ademäs una cer- 
tificaciön en la que el Organismo competente del Se- 
guro de Enfermedad declararä la naturaleza de la pen- 
sion debida y comunicarä si el titular de la pensiön 
tiene derecho para si y para sus familiäres a las pres- 
taciones en especie con arreglo a las disposiciones le- 
gales del Estado contratante segün las cuales se adeude 
la pensiön. La certificaciön sera välida hasta su revo- 
caciön. El Organismo del lugar de residencia confirmara 
la inscripciön al Organismo competente. 

(2) Si el titular de la pensiön o un familiär que ha- 
bitualmente resida en el territorio del Estado en que 
reside el citado titular, necesita prestaciones en especie, 
sera condiciön para su otorgamiento que la certificaciön 
mencionada en el parrafo (1) tenga aün validez. 

(3) Los pärrafos (5 )a (10) del articulo 15 del presente 
Acuerdo se aplicarän por analogia. 

Articulo 18 

Los familiäres mencionados en el articulo 15, pärra- 
fo (5) del Convenio, habrän de inscribirse para recibir 
prestaciones en especie en el Organismo de su lugar 
habitual de residencia. Al misino tiempo indicarän los 
Organismos del Seguro de Pensiones de los cuales tiene 
derecho a percibir pensiön la persona mencionada en el 
articulo 15, parrafo (2) del Convenio. El Organismo del 
lugar habitual de residencia de los familiäres conce- 
derä las prestaciones a su cargo, como si la persona 
citada estuviera asegurada en el mismo; dicho Organis- 
mo tendrä a los mencionados efectos la consideraciön 
de Organismo competente. 

Articulo 19 

Para obtener prestaciones en especie en los casos del 
articulo 15, parrafo (6) del Convenio, las personas men- 
cionadas en el mismo deberän dirigirse al Organismo 
del lugar de su residencia provisional y acreditar de 
que Organismo del Seguro de Pensiones tiene derecho a 
percibir la pensiön la persona mencionada en el articu- 
lo 15, parrafo (1) y (2) del Convenio. Si las personas 
citadas en el articulo 15, parrafo (1) del Convenio, o sus 
familiäres, residen en el territorio de la Repüblica Fe- 
deral, deberän probar, ademäs, el Organismo alemän 
competente para el Seguro de Enfermedad. 

Articulo 20 

(1) El Organismo del lugar de residencia enviarä, al 
finalizar cada caso de enfermedad o de maternidad para 
el que haya concedido prestaciones en especie con arre- 
glo al articulo 16, parrafo (2) del Convenio, al Organis- 
mo competente y por medio de las Oficinas de enlace, 
una relaciön de los gastos efectivamente realizados. Por 
lo que respecta a las prestaciones en especie cuyo coste 
no pueda determinarse en el caso particular, las oficinas 
de enlace podrän convenir en cantidades fijas que ha- 
brän de corresponder a los Importes prescritos o con- 
venidos dentro de cada Estado para la asistencia en 
prestaciones de los Organismos aseguradores entre si. 
El Organismo competente, dentro de los 20 dias siguien- 
tes al recibo de dicha relaciön, transferirä a la Oficina 
de enlace del otro Estado contratante y a traves de la 
Oficina de enlace que le corresponda, el Importe que 
haya de reembolsar. 

(2) El Organismo del lugar de residencia, despues del 
transcurso de cada trimestre natural en el que haya 


38 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2570 


Artikel 16 Absatz (3) Satz 2 des Abkommens Geldleistun- 
gen gewährt hat, dem zuständigen Träger durch Vermitt- 
lung der Verbindungstellen eine Aufstellung über die 
in diesem Vierteljahr aufgewendeten Beträge, Absatz (1) 
Satz 3 findet Anv/endung, 

Artikel 21 

Benötigt der zuständige Träger zur Zahlung des Sterbe- 
geldes an Empfangsberechtigte, die sich in dem anderen 
Vertragstaat aufhalten, nähere Auskünfte, so holt er 
diese bei dem Träger des Aufenthaltsortes ein. Binnen 
zwanzig Tagen nach Erhalt dieser Auskünfte überweist 
der zuständige Träger das Sterbegeld an die Berechtig- 
ten oder beauftragt den Träger des Aufenthaltsortes, den 
entsprechenden Betrag an die Berechtigten -auszuzahlen. 
Der zuständige Träger kann das Sterbegeld auch über 
die für ihn zuständige Verbindungstelle an die Verbin- 
dungstelle des anderen Vertragstaates zur Auszahlung 
an die Berechtigten überweisen. 


KAPITEL 2 
Rentenversicherungen 

(Versicherungen für den Fall des Alters, der Invalidität 
und zugunsten der Hinterbliebenen) 
Einreichung und Bearbeitung der Anträge 

Artikel 22 

(1) Versicherte und Hinterbliebene, die sich gewöhnlich 
in einem Vertragstaat aufhalten, reichen vorbehaltlich 
des Absatzes (3) den Antrag auf Leistungen nach Ab- 
schnitt III des Abkommens beim zuständigen Träger des 
Aufenthaltsortes nach Maßgabe der für diesen Träger 
geltenden Rechtsvorschriften eii . 

(2) Versicherte und Hinterblit oene, die sich nicht ge- 
wöhnlich im Hoheitsgebiet eine Vertragstaates aufhal- 
ten, reichen den Antrag auf Leis, mgen beim zuständigen 
Träger des Vertragstaates, nach dessen Rechtsvorschrif- 
ten der Versicherte zuletzt versichert war, nach Maßgabe 
der für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften ein. 

(3) Absatz (2) gilt auch für Personen, die sich gewöhn- 
lich in einem der beiden Vertragstaaten aufhalten und 
einen Anspruch auf Leistungen ausschließlich nach 
den Rechtsvorschriften des anderen Staates geltend 
machen. 

(4) Ist die Stelle, bei der der Antrag eingegangen ist, 
nicht der zuständige Träger, so wird der Antrag mit 
allen Unterlagen an diesen unverzüglich weitergeleitet; 
dabei ist der Tag anzugeben, an dem der Antrag bei 
dieser Stelle eingegangen ist. 

Artikel 23 

Für die Einreichung der Anträge gelten folgende 
Regeln; 

(a) Dem Antrag sind die notwendigen Beweisstücke 
beizufügen. Er ist auf den Formblättern zu 
stellen, welche in den Fällen des Artikels 22 Ab- 
satz (1) die Rechtsvorschriften des Landes des ge- 
wöhnlichen Aufenthalts oder in den Fällen des 
Artikels 22 Absätze (2) und (3) die Rechtsvorschrif- 
ten des Staates vorsehen, in dessen Hoheitsgebiet 
der zuständige Träger seinen Sitz hat. Die Verbin- 
dungstellen vereinbaren Formblätter, auf denen der 
Antragsteller auf Verlangen zusätzliche Angaben 
zu machen hat. 


concedido prestaciones en metälico con arreglo al arti- 
culo 16, pärrafo (3), fräse 2.^ del Convenio, enviarä al 
Organismo competente, por mediaciön de las Oficinas 
de enlace, una relaciön de las cantfdades gastadas du- 
rante dicho trimestre. Serä de aplicaciön la fräse 3.^ del 
pärrafo (1). 

Articulo 21 

Si el Organismo competente necesitara informaciön 
mäs precisa para el pago de indemnizacion funeraria a 
quienes con derecho a su percepciön residieran en el 
otro Estado contratante, obtendrä dicha informaciön del 
Organismo del lugar de residencia. Dentro de los 20 dias 
siguientes a la recepciön de los datos requeridos, el 
Organismo competente transferirä la indemnizacion fu- 
neraria a los derechohabientes o encargarä el Organis- 
mo del lugar de residencia que abone el Importe co- 
rrespondiente. El Organismo competente podra tambien 
transferir dicha indemnizacion funeraria por la Oficina 
de enlace que le corresponda a la Oficina de enlace 
del otro Estado contratante para su pago a los derecho- 
habientes. 


CAPITULO 2 
Seguro de Pensiones 

(Seguros de Vejez, Invalidez y Supervivencia) 
Presentaciön y tramitaciön de instancias 
Articulo 22 

(1) Los asegurados y los supervivientes que habitual- 
mente residan en un Estado contratante presentaran su 
peticiön de prestaciones con arreglo al titulo III del 
Convenio, sin perjuicio del pärrafo (3), al Organismo 
competente del lugar de residencia, de conformidad con 
las disposiciones legales vigentes para dicho Organismo. 

(2) Los asegurados y los supervivientes que habitual- 
mente no residan en el territorio de un Estado contra- 
tante, presentarän su peticiön de prestaciones al Organis- 
mo competente del Estado contratante con arreglo a 
cuyas disposiciones legales hayan estado ültimamente 
asegurados los primeros y de conformidad con las dis- 
posiciones legales que rijan para dicho Organismo. 

(3) El pärrafo (2) regirä tambien para las personas que 
residan habitualmente en uno de los dos Estados contra- 
tantes y hagan valer su derecho a prestaciones exclu- 
sivamente con arreglo a las disposiciones legales del 
otro Estado. 

(4) Si el Organismo en el que se presentö la instancia 
no fuera el Organismo competente, se cursarä a este 
sin demora la instancia con todos sus comprobantes; asi- 
mismo se comunicarä la fecha en que la instancia se 
presentö en el Organismo primeramente mencionado. 

Articulo 23 

Para .la presentaciön de las solicitudes regirän las 
reglas siguientes: 

(a) A la peticiön se unirän los comprobantes nece- 
sarios, Se extenderä aquella en los formularios 
previstos por las disposiciones legales del pais de 
la residencia habitual, en los casos del articulo 22, 
apartado (1), o por las disposiciones del Estado en 
cuyo territorio tenga su sede el Organismo com- 
petente, en los casos del articulo 22, apartados (2) 
y (3). Las Oficinas de enlace convendrän formu- 
larios en los que el solicitante, previa peticiön, 
pueda hacer indicaciones complementarias. 
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(b) Die Richtigkeit der vom Antragsteller gemachten 
Angaben ist durch amtliche Urkunden, die den 
Formblättern beizufügen sind, zu beweisen oder 
durch die zuständigen Stellen des Landes, in dem 
der Antragsteller wohnt, zu bestätigen. 

(c) Der Antragsteller muß, soweit möglich, in den 
Formblättern den oder die Träger der Rentenver- 
sicherung, bei denen der Versicherte versichert war, 
den oder die Arbeitgeber, bei denen der Versicherte 
im Hoheitsgebiet der beiden Vertragstaaten be- 
schäftigt war, und die Art der Beschäftigung, die er 
in den beiden Vertragstaaten ausgeübt hat, an- 
geben. 

(d) Der Antragsteller muß ferner angeben, bei welchem 
Träger der Krankenversicherung der Versicherte in 
den letzten fünf Jahren vor der Antragstellung 
versichert war. 

Artikel 24 

War eine Person nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragstaaten versichert, so erfolgt die Bearbeitung der 
Anträge nach Maßgabe der Artikel 25 bis 28. Der zu- 
ständige Träger des Vertragstaates, in dessen Hoheits- 
gebiet die Person sich gewöhnlich aufhält, oder — in den 
Fällen des Artikels 22 Absatz (2) — des Staates, in 
dessen Hoheitsgebiet der Träger, an den der Antrag 
einzureichen ist, seinen Sitz hat, wird nachstehend als 
bearbeitender Träger bezeichnet. 

Artikel 25 

Der bearbeitende Träger benutzt ein nach Artikel 3 
zu vereinbarendes Formblatt. Die Übersendung dieses 
Formblatts an den zuständigen Träger des anderen Ver- 
tragstaates ersetzt die Übersendung der Beweisstücke, 
wenn die auf dem Formblatt gemachten Angaben vom 
bearbeitenden Träger beglaubigt sind. 

Artikel 26 

Der bearbeitende Träger trägt in das in Artikel 25 
genannte Formblatt die Beitragszeiten und gleichgestell- 
ten Zeiten ein, die nach den von ihm anzuwendenden 
Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind, und über- 
sendet zwei Ausfertigungen des Formblattes dem zu- 
ständigen Träger des anderen Vertragstaates. Dieser 
ergänzt die .Formblätter durch Angabe der nach seinen 
eigenen Rechtsvorschriften zurückgelegten Beitragszeiten 
und gleichgestellten Zeiten und sendet eine Ausfertigung 
an den bearbeitenden Träger zurück. Gleichzeitig teilt er 
die Höhe der von ihm nach dem Abkommen geschul- 
deten Rente und die Höhe der Rente mit, die er ohne 
Berücksichtigung des Artikels 22 Absatz (2) des Ab- 
kommens schulden würde. 


Artikel 27 

Der bearbeitende Träger stellt die Höhe seiner nach 
dem Abkommen geschuldeten Rente und die Höhe der 
Rente fest, die er ohne Berücksichtigung des Artikels 22 
Absätze (2) und (3) des Abkommens schulden würde, 
und prüft, ob der Berechtigte Anspruch auf Zahlung eines 
Unterschiedsbetrages nach Artikel 23 Absätze (1) bis (3) 
des Abkommens hat. Er gibt dem zuständigen Träger des 
anderen Vertragstaates gegebenenfalls die Höhe des 
Unterschiedsbetrages und den zur Zahlung verpflichteten 
Träger bekannt. Gleichzeitig teilt er den Betrag mit, den 
der zuständige Träger des einen Vertragstaates nach 
Artikel 23 Absatz (2) des Abkommens dem zuständigen 
Träger des anderen Vertragstaates zu erstatten hat. 


(b) La exactitud de los datos consignados por el pe- 
ticionario habrä de probarse mediante documentos 
oficiales que deben adjuntarse a los formularios, o 
certificarse por los Organismos competentes del 
pais en que viva el peticionario, 

(c) En tanto en cuanto sea posible, deberä el peticio- 
nario indicar en los formularios el Organismo u 
Organismos del seguro de pensiones en que el 
asegurado haya estado afiliado, el empresario o 
empresarios con el que el asegurado haya estado 
empleado en el territorio de ambos Estados con- 
tratantes, y la clase de ocupaciön que hubiere 
ejercido en ambos Estados contratantes. 

(d) El peticionario deberä, ademas, indicar en su caso 
en que Organismo del Seguro de Enfermedad es- 
tuvo afiliado el asegurado en los Ultimos cinco 
anos anteriores a la presentaciön de la solicitud. 

A r ti culo 24 

Si una persona estuviere asegurada de acuerdo con 
las disposiciones legales de ambos Estados contratan- 
tes, la tramltaciön de las peticiones se llevarä a cabo 
en conformidad a los articulos 25 a 28. Sera designado 
en lo sucesivo como Organismo tramitante el Organis- 
mo competente del Estado contratante en cuyo territorio 
resida habitualmente la persona, o, en los casos del 
articulo 22, pärrafo (2) del Estado en cuyo territorio ten- 
ga su sede el Organismo al que haya de presentarse la 
solicitud. 

Articulo 25 

El Organismo tramitante utilizarä un formulario que 
habrä de convenirse en conformidad con el articulo 3. 
En envio de dicho formulario al organismo competente 
del otro Estado contratante sustituirä al envio de los 
comprobantes, si los datos consignados en el formulario 
estän autenticados por el Organismo tramitante. 

Articulo 26 

El Organismo tramitante indicarä en el formulario pre- 
visto por el articulo 25 los periodos de cotizaciön y los 
periodos equivalentes cumplidos de conformidad a las 
disposiciones legales que haya de aplicar, y enviara 
dos copias del formulario al Organismo competente del 
otro Estado contratante. Este completarä el formulario, 
consignando los periodos de cotizaciön y los periodos 
equivalentes cumplidos de acuerdo con sus propias dis- 
posiciones legales, y devolverä una copia al Organismo 
tramitante. Al mismo tiempo, comunicarä la cuantia de 
la Pension debida por el de acuerdo con el Convenio, asi 
como la cuantia de la pensiön que adeudare, sin tener 
en cuenta el articulo 22, apartado (2) del Convenio, 


Articulo 27 

El Organismo tramitante harä constar la cuantia de 
la pensiön adeudada por el de acuerdo con el Convenio, 
asi como la cuantia de la pensiön que adeudare, sin 
tener en cuenta el articulo 22, pärrafos (2) y (3) del Con- 
venio, y comprobarä si a la persona que tiene derecho 
le corresponde percibir un Importe diferencial en con- 
formidad con el articulo 23, pärrafos (1) a (3) del mismo. 
Comunicarä, en su caso, al Organismo competente del 
otro Estado contratante la cuantia de dicha diferencia y 
el Organismo que estuviese obligado al pago. Al propio 
tiempo, comunicarä el Importe que el Organismo compe- 
tente de un Estado contratante haya de reembolsar al Or- 
ganismo competente del otro Estado contratante de 
acuerdo con el articulo 23, pärrafo (2) del Convenio. 
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A r t i k e 1 28 

Die Bescheide über Anträge auf Leistungen werden 
von den zuständigen Trägern beider Vertragstaaten er- 
teilt und dem Antragsteller von dem bearbeitenden 
Träger zugestellt. Der bearbeitende Träger teilt dem zu- 
ständigen Träger des anderen Vertragstaates den Zeit- 
punkt der Zustellung oder, falls die Zustellung durch 
Einschreiben erfolgt, den Zeitpunkt der Absendung des 
Einschreibens mit. Die zuständigen Träger beider Ver- 
tragstaaten übersenden einander Abschriften ihrer Be- 
scheide. 

Zahlung der Leistungen 
Artikel 29 

(1) Soweit der zuständige Träger eines Vertragstaates 
Berechtigten, die sich im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragstaates gewöhnlich aufhalten, die ihnen zustehenden 
Leistungen nicht unmittelbar zahlt, führt die Verbindung- 
stelle des letztgenannten Staates, nachstehend als zah- 
lende Stelle bezeichnet, die Zahlungen nach Maßgabe 
der Artikel 30 bis 34 durch. Zahlt der zuständige Träger 
die Leistungen unmittelbar an den Berechtigten, der im 
anderen Vertragstaat seinen gewöhnlidien Aufenthalt 
hat, so teilt er diese Zahlungen der Verbindungstelle des 
anderen Vertragstaates mit. 

(2) Die Verbindungstelle kann den zuständigen Träger 
des Staates, in dem sie ihren Sitz hat, mit den Aufgaben 
der zahlenden Stelle beauftragen. 

Artikel 30 

Die zuständigen Träger der beiden Vertragstaaten 
fassen die von ihnen zu gewährenden Zahlungen in 
Zahlungslisten zusammen. Zahlungslisten mit den Namen 
und Anschriften sämtlicher Rentenberechtigter werden 
nur für den ersten Monat nach Beginn der Zahlungen 
erstellt. Für die weiteren Monate werden nur Zugangs- 
und Wegfall-Listen übersandt. Die Form der Listen be- 
stimmen die Verbindungstellen. Die Listen sind zwanzig 
Tage vor Fälligkeit der Leistung der zahlenden Steile 
in zweifacher Ausfertigung zu übersenden. 


Artikel 31 

Die nach Artikel 29 Absatz (1) Satz 1 zu zahlenden 
Beträge können nach näherer Vereinbarung zwischen 
den Verbindungstellen monatlich gegenseitig verrechnet 
werden. In diesem Falle ist der zu Laster der einen oder 
der anderen zahlenden Steile verbleibende Spitzenbetrag 
nach Maßgabe des deutsch-spanischen Zahlungsabkom- 
mens oder, wenn ein solches Abkommen nicht besteht, 
nach näherer Vereinbarung zwischen den für diese An- 
gelegenheit zuständigen Stellen monatlich unverzüglich 
auszugleichen. 

Artikel 32 

(1) Soweit nicht eine Verrechnung nach Artikel 31 
erfolgt, sind die fälligen Beträge, die in der in Artikel 30 
vorgesehenen Aufstellung genannt sind, den zahlenden 
Stellen zehn Tage vor Fälligkeit der Leistungen zu über- 
weisen. Sie werden den Berechtigten durch die zahlende 
Stelle im Auftrag der zuständigen Träger ausgezahlt 

(2) Die Zahlung erfolgt auf die Art und Weise, welche 
bei der zahlenden Stelle üblich ist. 

(3) Die zahlende Stelle übernimmt die Gewähr für 
die ordnungsmäßige Durchführung der festgestellten 
Zahlungen. 


Articulo 28 

Las resoluciones sobre solicitudes de prestaciones se- 
rän comunicadas por los organismos competentes de 
ambos Estados contratantes y notificadas al peticionario 
por conducto del Organismo tramitante. Este comunicara 
al Organismo competente del otro Estado contratante el 
momento de la notificaciön, o, de efectuarse por carta 
certificada, el momento de la expediciön del certificado. 
Los Organismos competentes de ambos Estados contra- 
tantes se remitirän copias de sus resoluciones. 


Pago de las prestaciones 

Articulo 29 

(1) En tanto el Organismo competente de un Estado 
contratante no pagare directamente a los beneficiarios 
que residieren habitualmente en el territorio del otro 
Estado contratante las prestaciones que les correspon- 
dan, la Oficina de enlace del Estado ültimamente nom- 
brado, designada en lo sucesivo Organismo pagador, 
efectuarä los pagos en conformidad con los articulos 30 
a 34. Si el Organismo competente pagare directamente 
las prestaciones al beneficiario que fuviere su residen- 
cia habitual en el otro Estado contratante, comunicara 
dichos pagos a la oficina de enlace del otro Estado con- 
tratante. 

(2) La Oficina de enlace podrä encomendar al Orga- 
nismo competente del Estado en que ella tuviera su 
sede, las funciones de Organismo pagador. 

Articulo 30 

Los organismos competentes de ambos Estados con- 
tratantes consignarän en unas relaciones los pagos que 
hubieren de conceder. Las relaciones de pagos, con los 
nombres y direcciones de todos los que tengan derecho 
a Pension se extenderän ünicamente con respecto al 
primer mes siguiente al de iniciaciön de los pagos, En 
orden a los meses sucesivos se remitirän solamente rela- 
ciones de altas y bajas. Las oficinas de enlace determina- 
rän el modelo de dichas relaciones. Habrän de remitirse 
las relaciones por duplicado a los Organismos pagadores 
con 20 dias de antelaciön al del vencimiento de las 
prestaciones. 

Articulo 31 

Las cantidades que hayan de abonarse de conformi- 
dad con lo establecido en el articulo 29, pärrafo (1), 
fräse 1.^, podrän ser compensadas mensualmente segün 
acuerdo posterior entre las oficinas de enlace. En tal 
caso, la diferencia que de dicha compensaciön resultara 
serä remitida mensualmente y sin demora por el Orga- 
nismo pagador correspondiente de conformidad con el 
Convenio de pagos hispano-alemän y cuando este no 
existiera segün acuerdo concertado entre los örganos 
competentes en la materia. 

Articulo 32 

(1) Cuando no se realice la compensaciön a que se re- 
fiere el articulo 31, los Importes adeudados que consten 
en la relaciön prevista en el articulo 30 deberän trans- 
ferirse a los Organismos pagadores diez dias antes del 
vencimiento de las prestaciones, El Organismo pagador, 
por cuenta del Organismo competente, abonarä estos 
Importes al titular del derecho. 

(2) El pago se efectuarä del modo y manera que sea 
usual en el Organismo pagador. 

(3) El Organismo pagador asumirä la .garantia del 
cumplimiento debido de los pagos fijados. 
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(4) Erhält die zahlende Stelle oder eine von dieser 
mit der Durchführung der Zahlung beauftragte Stelle von 
einem Umstand Kenntnis, der das Ruhen oder den Weg- 
fall der Leistungen rechtfertigt, so stellt sie jegliche Zah- 
lung ein. Das gleiche gilt, wenn der Berechtigte seinen 
Wohnort in ein anderes Land verlegt. Die zahlende 
Stelle teilt dem zuständigen Träger jeden Grund für 
die Einstellung der Zahlung sowie gegebenenfalls den 
Tag mit, an dem der Berechtigte oder der Ehegatte ver- 
storben ist oder eine Witwe oder ein Witwer sich wieder- 
verheiratet hat. 

Artikel 33 

Die Leistungen werden den Bereditigten ohne Abzug 
irgendwelcher Verwaltungs- oder überweisungskosten 
ausgezahlt. 

Artikel 34 

Als Nachweis für die Zahlungen übermitteln die zah- 
lenden Stellen nach jedem Zahlungstermin einander Be- 
stätigungen über die insgesamt gezahlten und die nicht 
gezahlten Beträge unter Angabe der Gründe für das 
Unterbleiben der Zahlung. Die nidit ausgezahlten Be- 
träge werden unverzüglich zurücküberwiesen oder im 
Falle des Zahlungsausgleiches nach Artikel 31 in dem 
folgenden Monat berücksichtigt. Die Verbindungstelien 
vereinbaren das Nähere über die notwendigen Ver- 
waltungsmaßnahmen. 

KAPITEL 3 
Unfallversicherung 

Artikel 35 

(1) Für die Gewährung von Sachleistungen und ande- 
ren Geldleistungen als Renten gelten entsprechend 

(a) in den Fällen des Artikels 34 Absatz (1) des 
Abkommens 

der Artikel 14, 

(b) in den Fällen des Artikels 34 Absatz (2) des 
Abkommens 

die Artikel 10, 11, 12, 

(c) in den Fällen des Artikels 34 Absätze (1) und 
(2) des Abkommens 

die Artikel 13, 20 und 21. 

(2) Die deutsche Verbindungstelle kann, sofern dies 
nach der Lage des Falles zweckmäßig erscheint, einem 
Träger der Unfallversicherung mit dessen Zustimmung 
die Gewährung der Leistungen übertragen. 

A r t i k e 1 36 

(1) Erhebt der zuständige Träger in den Fällen des 
Artikels 34 Absatz (2) des Abkommens dagegen Ein- 
spruch, daß die Rechtsvorschriften über Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten angewandt werden, so teilt er 
dies unverzüglich über die Verbindungstelien dem 
Träger des Aufenthaltsortes, der die Sachleistungen ge- 
währt hat, mit. Die von diesem Träger gewährten 
Leistungen gelten in diesem Fall als Leistungen der 
Krankenversicherung. 

(2) Sobald über den Einspruch endgültig entschieden 
ist, teilt,, der zuständige Träger dies unverzüglich über 
die Verbindungstellen dem Träger des Aufenthaltortes 
mit. Ist entschieden worden, daß es sich nicht um einen 
Arbeitsimfall oder eine Berufskrankheit handelt, so ge- 
währt der Träger des Aufenthaltsortes die Leistungen 
aus der Krankenversicherung weiter; andernfalls gelten 


(4) Si el Organismo pagador, o algün centro comisio- 
nado por aquel para la ejecuciön del pago, tuviera co- 
nocimiento de alguna circunstancia que justifique la 
Suspension o la extinciön de las prestaciones, suspenderä 
cualquier pago. Lo mismo se aplicarä cuando el titular 
del deredio traslade su domicilio a otro pais. El Orga- 
nismo pagador comunicarä al Organismo competente 
cualquier motivo para la Suspension del pago, asi como, 
en SU caso, el dia en que haya fallecido la persona que 
tenga el derecho o el esposo, o el dia en que haya con- 
traido nuevas nupcias el viudo o la viuda. 

Articulo 33 

Las prestaciones serän pagadas a la persona que tenga 
el derecho sin deducciön de ningün gasto administrativo 
o de transferencia. 

Articulo 34 

Como prueba de los pagos, los Organismos pagadores 
se remitirän, despues de cada plazo de pago, las certi- 
ficaciones relatives a los Importes abonados y sin abonar 
con indicaciön de los motivos de Suspension de los pagos. 
Las cantidades no abonadas serän devueltas sin demora, 
o, en el caso p^evisto en el articulo 31, tomadas en con- 
sideraciön a efectos de compensaciön para el mes si- 
guiente. Las oficinas de enlace acordarän entre si con 
mayor detalle las medidas administratives necesarias. 


CAPITULO 3 
Seguro de Accidentes 

Articulo 35 

(1) Para la concesiön de prestaciones en especie y de 
otras prestaciones en metälico que no sean pensiones, se 
aplicarän por analogia: 

(a) en los casos del articulo 34, pärrafo (1) del 
Convenio, 

el articulo 14; 

(b) en los casos del articulo 34, pärrafo (2) del 
Convenio, 

los articulos 10, 11, 12; 

(c) en los casos del articulo 34, pärrafos (1) y (2) 
del Convenio, 

los articulos 13, 20 y 21. 

(2) La Oficina de enlace alemana podrä, siempre que 
ello parezca conveniente segün el caso, delegar en una 
entidad del Seguro de Accidentes, con el asentimiento 
de esta, la concesiön de las prestaciones. 


Articulo 36 

(1) Si el Organismo competente se opusiere, en los 
casos del articulo 34, pärrafo (2) del Convenio, a que se 
apliquen las disposiciones legales sobre accidentes de 
trabajo y enfermedades profesionales, lo comunicarä sin 
demora, por conducto de las Oficinas de enlace, al 
Organismo del lugar de residencia que haya concedido 
las prestaciones en especie. Las prestaciones concedidas 
por dicha Organismo se considerarän, en tal caso, como 
prestaciones del Seguro de Enfermedad. 

(2) Tan pronto como se haya resuelto definitivamente 
sobre la oposiciön, el Organismo competente lo comuni- 
carä sin demora por conducto de las Oficinas de enlace, 
al Organismo del lugar de residencia. Si se resolviere 
que no se trata de un accidente de trabajo, ni de una 
enfermedad profesional, el Organismo del lugar de re- 
sidencia seguirä concediendo las prestaciones del se- 
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die Leistungen, die der Versicherte aus der Kranken- 
versicherung erhalten hat, als Leistungen bei Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten. 


Artikel 37 

(1) In den Fällen des Artikels 34 Absatz (2) erster 
Halbsatz des Abkommens gelten für die Anzeige des 
Arbeitsunfalls und der Berufskrankheit die Bestimmun- 
gen des Vertragstaates, nach dessen Rechtsvorschriften 
die betreffende Person versichert ist. 

(2) Die Anzeige ist dem zuständigen Träger zu er- 
statten, der den Träger des Aufenthaltsortes davon 
unterrichtet. Sie kann jedoch auch beim Träger des 
Aufenthaltsortes in doppelter Ausfertigung erstattet wer- 
den. Dieser übersendet eine der beiden Ausfertigungen 
dem zuständigen Träger und erteilt auf dessen Ersuchen 
Auskunft über alle näheren Einzelheiten des Unfalls. 

Artikel 38 

In den Fällen des Artikels 34 Absatz (2) erster Halb- 
satz des Abkommens übersendet der Träger des Aufent- 
haltsortes die ärztlichen Bescheinigungen, die im 
Hoheitsgebiet des Vertragstaates, in dem der Arbeits- 
unfall oder die Berufskrankheit eingetreten ist, ausge- 
stellt werden, über die Verbindungstellen dem zuständi- 
gen Träger. Handelt es sich um einen Unfall, so muß die 
Bescheinigung, welche die Heilung der Verletzung — 
ohne Unterschied, ob diese eine Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit zur Folge hat oder nicht — bestätigt, auch An- 
gaben über die endgültigen Folgen des Unfalls enthalten 
und den Zustand des Verletzten ausführlich beschreiben. 
Die entsprechenden Honorare werden von dem Träger 
des Aufenthaltsortes nach dem für ihn geltenden Tarif 
zu Lasten des zuständigen Trägers gezahlt. 

Artikel 39 

In den Fällen des Artikels 36 des Abkommens muß 
der Versicherte zur Bemessung des Grades der Erwerbs- 
unfähigkeit dem zuständigen Träger des Vertragstaates, 
nach dessen Rechtsvorschriften der Arbeitsunfall oder 
die Berufskrankheit eingetreten ist, die erforderlichen 
Auskünfte über die Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
erteilen, die früher nach den Rechtsvorschriften des ande- 
ren Vertragstaates eingetreten sind, und zwar ohne 
Rücksicht auf den Grad der Erwerbsunfähigkeit, die 
durch diese Fälle verursacht worden ist. Hält der ge- 
nannte Träger es für erforderlich, so kann er durch Ver- 
mittlung der Verbindungstellen den" oder die Träger, 
die für die Entschädigung dieser Fälle zuständig waren, 
um Unterlagen über diese Fälle ersuchen. 

Artikel 40 

(1) Ist in den Fällen des Artikels 37 Absatz (1) des 
Abkommens die Anrechnung von früheren Beschäfti- 
gungszeiten erforderlich, so erteilt der Träger des 
Staates, in dem eine solche Zeit zurückgelegt ist, dem 
Versicherten eine Bescheinigung zur Vorlage beim zu- 
ständigen Träger des Staates, nach dessen Rechtsvor- 
schriften zuletzt eine derartige Beschäftigung ausgeübt 
wurde. 

(2) Der Versicherte muß dem zuständigen Träger des 
Vertragstaates, nach dessen Rechtsvorschriften er 
Leistungsansprüche geltend macht, die erforderlichen 
Auskünfte über die Leistungen erteilen, die früher als 
Entschädigung für die betreffende Berufskrankheit fest- 
gestellt worden sind. Hält dieser Träger es für erforder- 
lich, kann er durch Vermittlung der Verbindungstellen 


guro de enfermedad; en otro caso las prestaciones que 
hubiere recibido el asegurado del Seguro de Enfermedad 
se considerarän como prestaciones en casos de acciden- 
tes de trabajo y enfermedades profesionales. 

Articulo 37 

(1) En los casos del primer supuesto a que se refiere 
el articulo 34, pärrafo (2) del Convenio, regirän para los 
partes de accidente de trabajo y de enfermedad profe- 
sional las disposiciones del Estado contratante, con 
arreglo a -cuyos preceptos legales este asegurada la per- • 
sona de que se träte. 

(2) El parte se cursarä al Organismo competente, el 
cual informarä de ello al Organismo del lugar de resi- 
dencia. Podrä, sin embargo, hacerse tambien por dupli- 
cado en el Organismo del lugar de residencia, el cual 
remitirä una de dichas cqpias al Organismo competente, 
y, a peticiön del mismo, informarä sobre toüos los di- 
talles del accidente. 

Articulo 38 

En los casos del primer supuesto a que se refiere el 
articulo 34, pärrafo (2) del Convenio, el Organismo del 
lugar de residencia remitirä, por conducto de las Öfici- 
nas de enlace, al Organismo competente, los certificados 
medicos, extendidos en el territorio del Estado contra- 
tante en que haya ocurrido el accidente de trabajo o 
la enfermedad profesional. Si se tratare de un accidente, 
el certificado que haga constar la curaciön de la lesiön 
sin distinguir si esta ha producido o no una disminu- 
ciön de la capacidad laboral, contendrä tambien los da- 
tos relativos a las consecuencias definitivas del acci- 
dente y describirä detalladamente el estado del lesio- 
nado. Los honorarios correspondientes serän pagados 
por el Organismo del lugar de residencia segün la ta- 
rifa que rija para el y con cargo al Organismo com- 
petente. 

Articulo 39 

Para la determinaciön del grado de incapacidad la- 
boral, en los casos del articulo 36 del Convenio, deberä 
el asegurado proporcionar al Organismo competente del 
Estado contratante con sujeciön a cuyas disposiciones 
legales hayan ocurrido el accidente de trabajo o la 
enfermedad profesional, los informes necesarios sobre 
los accidentes de trabajo y enfermedades profesionales 
ocurridos anteriormente con sujeciön a las disposiciones 
legales del otro Estado contratante, prescindiendo del 
grado de incapacidad laboral ocasionada en estos ca- 
sos. Si el expresado Organismo lo considerara necesa- 
rio, podrä pedir antecedentes de los mismos, por medio 
de las Oficinas de enlace, al Organismo u Organismos 
a quienes competiö la indemnizaciön de estos casos. 

Articulo 40 

(1) Si en los casos del articulo 37, pärrafo (1) del Con- 
venio, fuere necesario computar periodos anteriores de 
trabajo, el Organismo del Estado en el cual hayan trans- 
currido dichos periodos expedirä al asegurado una cer- 
tificaciön para que la presente en el Organismo com- 
petente del Estado con sujeciön a cuyos preceptos le- 
gales se haya ejercido ültimamente tal ocupaciön. 

(2) El asegurado deberä proporcionar al Organismo 
competente del Estado con sujeciön a cuyos preceptos 
legales haga valer su derecho a la prestaciön, los in- 
formes necesarios sobre las prestaciones que anterior- 
mente hayan sido fijadas como indemnizaciön por la 
enfermedad profesional de que se träte. Si el Organismo 
citado lo considera necesario, podrä pedir, por conducto 
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den Träger, welcher der betreffenden Person früher 
Leistungen gewährt hat, um Unterlagen über diese 
Leistungen ersuchen. 

Einreichung und Bearbeitung der Rentenanträge 
Artikel 4 1 

(1) Beansprucht ein Versicherter oder der Hinterblie- 
bene eines Versicherten eine Rente oder Zulage zu einer 
Rente, so muß er einen Antrag über die Verbindung- 
stellen beim zuständigen Träger einreichen. Hält er sich 
gewöhnlich in einem der beiden Vertragstaaten auf und 
beansprucht er die genannten Leistungen nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Staates, so kann er den Antrag 
auch beim Träger des Aufenthaltsortes stellen. Artikel 22 
Absatz (4) und Artikel 23 gelten entsprechend. 

(2) Der zuständige Träger teilt seine Entscheidung dem 
Antragsteller über die Verbindungstellen mit. Eine Ab- 
schrift der Entscheidung erhält die Verbindungstelle des 
Staates, in dem der Antragsteller sich gewöhnlidi aufhält. 


Zahlung der Renten 

Artikel 42 

Renten, die der Träger eines Vertragstaates Personen 
schuldet, die sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet des ande- 
ren Staates aufhalten, werden nach Maßgabe der Arti- 
kel 29 bis 34 gezahlt. 

KAPITEL 4 
Familienleistungen 

Artikel 43 

(1) Für die Anwendung des Artikels 40 Absatz (2) des 
Abkommens legt der Berechtigte dem zuständigen Träger 
eine Bescheinigung über die Beschäftigungszeiten und 
gleichgestellten Zeiten im anderen Vertragstaat vor. An 
Stelle dieser Bescheinigung kann gegebenenfalls auch die. 
in Artikel 8 genannte Bescheinigung vorgelegt werden. 

(2) Die Bescheinigung wird auf Antrag des Berechtigten 
von dem Träger ausgestellt, bei dem der Berechtigte 
während dieser Zeiten versichert war. Kann der Berech- 
tigte die Bescheinigung nicht vorlegen, so fordert sie der 
zuständige Träger durch Vermittlung der Verbindungstel- 
len bei dem genannten Träger an. Die in Artikel 8 ge- 
nannte Bescheinigung kann der zuständige Träger von 
dem Träger der Krankenversicherung, der diese Beschei- 
nigung erhalten hat, unmittelbar anfordern. 

Artikel 44 

(1) Zur Erlangung der Familienleistungen für die in 
Artikel 40 Absatz (1) Nummer 2 des Abkommens ge- 
nannten Angehörigen wendet sich der Berechtigte an den 
zuständigen Träger, gegebenenfalls unter Vermittlung 
seines Arbeitgebers. 

(2) Auf Antrag des Berechtigten oder des zuständigen 
Trägers übersendet die Verbindungstelle des Vertrag- 
staates in dem die Angehörigen sich gewöhnlich anf- 
halten, dem zuständigen Träger eine Bescheinigung über 
die Angehörigen, die nach den Rechtsvorschriften dieses 
Staates ausgestellt ist. 

(3) Artikel 15 Absätze (8) und (9) gelten entsprechend. 


de las oficinas de enlace al Organismo que anterior- 
mente haya concedido prestaciones a la persona de que 
se träte, informes documentados sobre tales prestaciones. 

Presentaciön y tramitaciön de solicitudes de pensiön 

Articulo 41 

(1) El asegurado o el superviviente del mismo que 
reclamare una pensiön o suplemento de pensiön, deberä 
presentar una instancia en el Organismo competente por 
conducto de las Oficinas de enlace. Si residiere habitual- 
mente en uno de los dos Estados contratantes y recla- 
mare las susodichas prestaciones de conformidad con 
las disposiciones legales del otro Estado, podrä presen- 
tar la solicitud en el Organismo del lugar de residencia. 
El articulo 22, pärrafo (4) y ei articulo 23 serän aplica- 
bles por analogia. 

(2) El Organismo competente comunicarä su resolu- 
ciön al peticionario por conducto de las Oficinas de en- 
lace. La Oficina de enlace del Estado en el cual resida 
habitualmente el peticionario, conservarä una copia de 
la resoluciön. 

Pago de las pensiones 

Articulo 42 

Las pensiones que el Organismo de un Estado contra- 
tante adeudare a personas que residan habitualmente en 
el territorio del otro Estado, se pagarän de conformidad 
con lo prevenido en los articulos 29 a 34. 

CAPITULO 4 
Prestaciones familiäres 

Articulo 43 

(1) Para la aplicaciön del articulo 40, pärrafo (2) del 
Convenio, el titular del derecho presentarä en el Orga- 
nismo competente una certificaciön sobre los periodos 
de trabajo y periodos equivalentes cumplidos en el otro 
Estado Contratante. En lugar de dicha certificaciön, ca- 
brä presentar, en su caso, la certificaciön a que hace re- 
ferencia el articulo 8. 

(2) El certificado lo expedirä, a peticiön del titular del 
derecho, el Organismo en el cual haya estado este ase- 
gurado durante dichos periodos. Cuando el titular del de- 
recho no pudiere presentar el certificado, el Organismo 
competente lo pedirä, por conducto de las Oficinas de 
enlace, al Organismo anteriormente citado. El certificado 
a que hace referencia el articulo 8, podrä pedirselo 
directamente el Organismo competente al Organismo 
del seguro de enfermedad que haya recibido dicha cer- 
tificaciön. 

Articulo 44 

(1) Para la obtenciön de prestaciones familiäres en 
favor de los familiäres mencionados en el articulo 40, 
pärrafo (1), nümero 2 del Convenio, el titular del derecho 
acudirä al Organismo competente, por conducto del em- 
presario en su caso. 

(2) A peticiön del titular del derecho o del Organismo 
competente, la oficina de enlace del Estado contratante 
en el que habitualmente residan los familiäres remitirä 
al Organismo competente la certificaciön sobre dichos 
familiäres expedida de acuerdo con las disposiciones le- 
gales de este Estado. 

(3) Los pärrafos (8) y (9) del articulo 15 serän apli- 
cables por analogia. 
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Artikel 45 

Die in Artikel 40 Absatz (1) Nummer 3 des Abkom- 
mens vorgesehene Fristverlängerung soll vier Wochen 
vor Ablauf der Frist beim zuständigen Träger beantragt 
werden. Dem Antrag sind Unterlagen über die Gründe 
beizufügen, die die Übersiedlung der Familie nicht ge- 
statten. 


Abschnitt III 

Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 46 

Bescheide eines Trägers können einem Berechtigten, 
der sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertragstaates 
aufhält, über die Verbindungstelle dieses Staates zuge- 
stellt werden. 

Artikel 47 

(1) Die verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle der 
Berechtigten, die sich im Hoheitsgebiet des einen Ver- 
tragstaates gewöhnlich aufhalten und Leistungen nach 
den Rechtsvorschriften des anderen Vertragstaates be- 
ziehen oder für die nach dem Abkommen Leistungen vom 
Träger des Aufenthaltsortes für den zuständigen Träger 
gewährt werden, wird auf Ersuchen des zuständigen 
Trägers durch Vermittlung der Verbindungstellen durch- 
geführt. 

(2) Die Kontrolle nach Absatz (1) findet insbesondere 
statt bei: 

(a) Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft, 

(b) Leistungen wegen Invalidität, 

(c) Leistungen bei Alter, die älteren Arbeitslosen 
gewährt werden, 

(d) Leistungen bei Alter, die bei Aufgabe der Er- 
werbstätigkeit gewährt werden, 

(e) Leistungen an Hinterbliebene, 

(f) Leistungen, die unter dem Vorbehalt gewährt 
werden, daß das Einkommen des Berechtigten, 
auch wenn es aus irgendeiner Tätigkeit kommt, 
einen vorgeschriebenen Höchstbetrag nicht 
überschreitet, 

(g) Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufs- 
krankheiten, 

(h) Familienleistungen. 

Artikel 48 

Wird bei einer Kontrolle nach Artikel 47 festgestellt, 
daß der Empfänger einer der in Artikel 47 Absatz (2) 
Buchstabe (a) bis (f) genannten Leistungen während der 
Zeit, für die er diese Leistungen bezieht oder bezogen 
hat, beschäftigt ist oder war oder, daß sein Einkommen 
den. vorgeschriebenen Höchstbetrag überschreitet, so wird 
dem zuständigen Träger hierüber ein Bericht übersandt. 
In diesem Bericht sind anzugeben: 

die Art der ausgeübten Beschäftigung, die Höhe des 
Entgelts oder des Einkommens, das die betreffende 
Person während des letzten abgelaufenen Vierteljahres 
bezogen hat, 

das übliche Entgelt, das ein Arbeitnehmer der Berufs- 
gruppe, welcher die betreffende Person vor ihrer In- 
validität angehört hat, in derselben Gegend erhält, 


Artfculo 45 

La prörroga a que se refiere el articulo 40, pärrafo (1), 
nümero 3 del Convenio, deberä ser solicitada del Orga- 
nismo competente, al menos con cuatro semanas de an- 
telaciön al vencimento del plazo. La solicitud irä acom- 
panada de la documentaciön que acredite la imposibili- 
dad de traslado de la familia. 


Secciön III 

Disposiciones comunes 

Articulo 46 

Las resoluciones de un Organismo podrän ser noti- 
ficadas al titular de derecho que se halle en el territorio 
del otro Estado por medio de la Oficina de enlace de 
este ultimo. 

Articulo 47 

(1) Las inspecciones administrativas y medica de los 
titulares de derecho que residan habitualmente en el 
territorio de un Estado contratante y perciban presta- 
ciones de conformidad con las disposiciones locales del 
otro Estado contratante o a los cuales el Organismo del 
punto de residencia les haya concedido prestaciones en 
lugar de aquel, con arreglo al Convenio, se efectuarän a 
instancia del Organismo competente por medio de las 
oficinas de enlace. 

(2) En particular, las inspecciones a que hace re- 
ferencia el pärrafo (1), se llevarän a cabo en los casos 
siguientes: 

(a) prestaciones por enfermedad y maternidad; 

(b) prestaciones por invalidez} 

(c) prestaciones por vejez concedidas a trabaja- 
dores de cierta edad en paro forzoso; 

(d) prestaciones por vejez concedidas en caso de 
cese de la actividad laboral; 

(e) prestaciones de supervivencia; 

(f) prestaciones condicionadas a que los ingresos 
del titular de derecho, aun cuando proverigan 
de alguna actividad, no excedan de cierta 
cuantia mäxima prescrita; 

(g) prestaciones por accidentes de trabajo y en- 
fermedades profesionales; 

(h) prestaciones familiäres. 

Articulo 48 

Si, como consecuencia de una de las inspecciones 
prevenidas en el articulo 47, se hubiere comprobado que 
el perceptor de las prestaciones mencionadas en dicho 
articulo, pärrafo (2), letras (a) a (f), estä- o estaba 
empleado durante el tiempo en que este o haya estado 
percibiendo tales prestaciones, o que sus ingresos excedan 
de la cuantia mäxima prescrita, se remitirä al Organismo 
competente un informe acerca del particular. En didio 
informe se harä constar: 

la clase de trabajo desempenado; 


la cuantia de la retribuciön o de los ingresos que la 
persona de que se träte haya percibido durante el 
ultimo trimestre vencido; 
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sowie gegebenenfalls das Gutachten eines Vertrauens- 
arztes über den Gesundheitszustand der betreffenden 
Person. 


Artikel 49 

Wird die betreffende Person nach dem Ruhen oder dem 
Wegfall einer Leistung wieder bezugsberechtigt, während 
sie sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertragstaates 
aufhält, so erteilt der Träger des Aufenthaltsortes dem 
zuständigen Träger alle Auskünfte, die für die Wieder- 
aufnahme der Zahlung nötig sind. 

Artikel 50 

(1) Die zuständigen Träger teilen den Trägern der 
Fürsorge des anderen Staates auf Anfrage mit, ob ein 
Antrag auf Leistungen bei ihnen gestellt ist. Der Träger 
der Fürsorge meldet den Anspruch auf Ersatz von Für- 
sorgeleistungen bei dem zuständigen Träger oder, falls 
dieser seinen Sitz im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragstaates hat, bei der Verbindungstelle an, die ihren 
Sitz im Hoheitsgebiet des eigenen Vertragstaates hat. 
Die Anmeldung muß Angaben über die Zeitdauer der 
Unterstützung und die Höhe der regelmäßig wieder- 
kehrenden und der einmaligen Fürsorgeleistungen ent- 
halten. 

(2) Werden die Leistungen nicht binnen eines Monats 
nach dem Eingang der Anmeldung des Fürsorgeträgers 
ausgezahlt, so hat der zuständige Träger oder die Ver- 
bindungstelle dem Fürsorgeträger rechtzeitig vor der 
Auszahlung der Leistung Gelegenheit zu geben, die end- 
gültige Höhe des Ersatzanspruchs mitzuteilen. 

(3) Die zahlende Stelle zahlt den Betrag, den sie zu- 
gunsten des Fürsorgeträgers einbehalten hat, an diesen 
aus. 

Artikel 51 

Diese Vereinbarung gilt für dieselbe Dauer wie das 
Abkommen. Artikel 56 des Abkommens gilt entspre- 
chend. 

Artikel 52 

(1) Diese Vereinbarung bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Madrid ausgetauscht. 

(2) Die Vereinbarung tritt am ersten Tage des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten diese Vereinbarung unterschrieben und 
mit ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn, am 29. Oktober 1959 in vier 
Urschriften, je zwei in deutscher und spanischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
von Brentano 
Blank 

Für den Spanischen Staat: 

El Marques de Boiarque 


la remuneraciön usual que perciba en la misma regiön 
un trabajador del grupo profesional a que haya per- 
tenecido la persona de que se träte antes de su in- 
validez, asi como, en su caso, el dictamen de un medico 
inspector sobre el estado de salud de dicha persona. 

Articulo 49 

Si durante su estancia en el territorio del otro Estado 
Contratante, la persona de que se träte tuviere nue- 
vamente derecho a una prestaciön despues de haber 
quedado este en suspenso o extinguida, el Organismo 
del lugar de residencia proporcionarä al Organismo com- 
petente cuantos informes sean necesarios para la 
reanudaciön del pago. 

Articulo 50 

(1) Previa peticiön, los Organismos competentes in- 
formarän a los Organismos asistenciales del otro Estado 
si se ha presentado p no.en los primeros una solicitud 
de prestaciön. El Organismo asistencial formularä la 
peticiön de reembolso de las prestaciones asistenciales, 
al Organismo competente o, caso de que este tenga su 
sede en el territorio del otro Estado contratante, a la 
oficina de enlace que tenga su sede en el territorio del 
propio Estado contratante. La peticiön mencionard tanto 
la duraciön como la cuantia de las prestaciones asisten- 
ciales regularmente periödicas y de las que hayan sido 
satisfechas por una sola vez. 

(2) Si en el piazo de un mes desde la llegada de la 
peticiön del Organismo asistencial no se efectuare el 
pago de las prestaciones, el Organismo competente o la 
Oficina de enlace, antes del pago de la prestaciön, dara 
oportunamente al Organismo asistencial la ocasiön de 
valorar definitivamente la peticiön de reembolso. 

.(3) El Organismo pagador abonara al Organismo 
asistencial el Importe retenido en fayor del mismo. 

Articulo 51 

Ei presente Acuerdo tendrd la misma duraciön del 
Convenio. El articulo 56 del Convenio sera de aplicaciön 
en la medida que proceda. 

Articulo 52 

(1) El presente Acuerdo serä ratificado. Los instru- 
mentos de ratificaciön se canjearän lo antes posible en 
Madrid. 

(2) El presente Acuerdo entrarä en vigor el primer dia 
del segundo mes siguiente al vencimjento del mes ea 
que se hayan canjeadd los instrumentos de ratificaciön. 


EN FE DE LO CUAL, los Plenipotenciarios de ambas 
Partes Contratantes firman y estampan sus sellos al pie 
del presente Convenio. 

HECHO en Bonn, el 29 de octubre de 1959, en cuatro 
ejemplares, dos en lengua espafiola y dos en lengua 
alemaria, haciendo fe y siendo obligatorios por igual 
ambos textos. 

En nombre del Estado Espanol: 

El Marques de Boiarque 

En nombre de la Repüblica Federal de Alemania: 
von Brentano 
Blank 
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Zusatzprotokoll 

zu dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Spanischen Staat über Soziale Sicherheit vom 29. Oktober 1959 
und der Zusatzvereinbarung zu diesem Abkommen von demselben Tag 

Protocolo Adicional 

al Convenio sobre seguridad social entre la Repüblica Federal de Alemania 
y el Estado Espanol de 29 de octubre 1959 
y al acuerdo complementario de dicho Convenio firmado en la misma fecha 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER CHEF DES SPANISCHEN STAATES 

IN DEM WUNSCHE sidierzustellen, daß den in Spanien 
verbliebenen Familienangehörigen der Personen, die in 
der Bundesrepublik Deutschland krankenversichert sind, 
bereits vor dem Inkrafttreten des Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen 
Staat über Soziale Sicherheit vom 29. Oktober 1959 Lei- 
stungen der Krankenversicherung gewährt werden, 

SIND UBEREINGEKOMMEN, dies in einem Zusatz- 
protokoll zu regeln, und haben hierfür zu ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 

den Staatssekretär des Auswärtigen Amts, 

Herrn Dr. Hilger van Scherpenberg, 

der Chef des Spanischen Staates: 

S. E. den Spanischen Botschafter in Bonn, 
Marques de Bolarque, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

Artikel 1 

Halten sich Angehörige einer Person, die bei einem 
deutschen Träger der Krankenversicherung versichert ist, 
gewöhnlich im Hoheitsgebiet des Spanischen Staates auf, 
so erhalten sie vom 1. Oktober 1960 an Leistungen der 
Krankenversicherung nach Maßgabe des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Spa- 
nischen Staat über Soziale Sicherheit vom 29. Oktober 
1.959 — im folgenden Abkommen genannt — und der 
Zusatzvereinbarung zu diesem Abkommen von demselben 
Tag. 

Ar tikel 2 

(1) Die zuständigen deutschen Träger erstatten den 
spanischen Trägern die Aufwendungen für Sachleistun- 
gen, die diese Träger auf Grund des Artikels 1. gewährt 
haben, nach Maßgabe des Abkommens binnen drei Mo- 
naten nach Inkrafttreten dieses Protokolls. 

(2) Geldleistungen, die von den zuständigen deutschen 
Trägern auf Grund des Artikels 1 zu gewähren sind, 
werden erst nach Inkrafttreten dieses Protokolls gezahlt. 

Artikel 3 

Dieses Zusatzprotokoll gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsdi- 


EL PRESIDENTE 

DE LA REPÜBLICA FEDERAL DE ALEMANIA 

y 

EL JEFE DEL ESTADO ESPANOL 

ANIMADOS DEL DESEO de asegurar que a los fami- 
liäres que permanecen en Espana de personas afiliadas al 
Seguro de Enfermedad en la Repüblica Federal de Ale- 
mania les sean concedidas prestaciones del Seguro de 
Enfermedad aün antes de la entrada en vigor del Con- 
venio sobre Seguridad Social entre la Repüblica Fed'^ral 
de Alemania y el Estado Espanol de 29 de octubre 1959, 

HAN CON-VENIDO establecer las pertinentes reglas 
a tal fin en un Protocolo adicional, a cuyo efecto han 
nombrado como sus respectivos Plenipotenciarios: 

El Presi deute de la Repüblica Federal de Alemania 

al Senor Secretario de Estado en el Ministerio 
de Negocios Extranjeros 
Dr. Albert Hilger van Scherpenberg 

El Jefe del Estado Espanol 
al Excmo. Senor Marques de Bolarque, 
Embajador de Espana 

quienes, despues de haber canjeado sus plenos poderes, 
hallados en buena y debida forma, han convenido lo 
siguiente: 

Articulo lo 

Los familiäres de una persona asegurada en un Or- 
ganismo del Seguro de Enfermedad alemän que residan 
habitualmente en territorio del Estado Espanol percibirän 
a partir del 1 de octubre de 1960 prestaciones del Seguro 
de Enfermedad a tenor de lo dispuesto en el Convenio 
sobre Seguridad Social entre la Repüblica Federal de Ale- 
mania y el Estado Espanol de 29 de octubre 1959 — 11a- 
mado a continuaciön el Convenio — y en el Acuerdo 
complementario de este Convenio, firmado en la misma 
fecha. 

Articulo 20 

(1) Los Organismos alemanes competentes reembol- 
sarän a los Organismos espanoles, a tenor de lo dispuesto 
en el Convenio y dentro de los tres meses siguientes a 
la entrada en vigor del presente Protocolo, las presta- 
ciones en especie que hubieren satisfecho en virtud del 
Articulo 10. 

(2) Las prestaciones en metälico que deban ser satis- 
fechas por los Organismos alemanes en virtud del Ar- 
ticulo lo, no lo serän sino despues de la entrada en vigor 
del presente Protocolo. 

Articulo 30 

El presente Protocolo adicional tendrä tambien validez 
en el "Land" de Berlin en tanto que el Gobierno de la 
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land innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Zusatzprotokolls gegenüber der Regierung des Spanischen 
Staates eine gegenteilige Brklärung abgibt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Zusatzprotokoll bedarf der Ratifikation. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Madrid ausgetauscht. 

(2) Dieses Zusatzprotokoll ist Bestandteil des Abkom- 
mens. Es tritt an demselben Tag wie das Abkommen in 
Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Protokoll unterschrieben und mit ihren 
Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 24. Oktober 1960 in vier 
Urschriften, je zwei in deutscher und spanischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 

A. H. van Scherpenberg 

Für den 

Spanischen Staat: 

El Marques de Bolarque 


Repüblica Federal de Alemania no haya dirigido declara- 
ciön alguna en contrario al Gobierno del Estado Espahol 
dentro de los tres meses siguientes a su entrada en vigor. 

Ar ticul o 40 

(1) El presente Protocolo adicional serä ratificado. Los 
instrumentos de ratificaciön se canjearän lo antes posible 
en Madrid. 

(2) El presente Protocolo adicional es parte integrante 
del Convenio. Entrarä en vigor el mismo dia que el 
Convenio. 

EN FE de lo cual los respectivos Plenipotenciarios 
firman y sellan el presente Protocolo. 


HECHO en BONN el veinticuatro de octubre de mil 
novecientos sesenta en cuatro ejemplares, dos en lengua 
alemana y dos en lengua espanola, haciendo fe ambos 
textos. 

Por la 

Repüblica Federal de Alemania: 

A. FI. van Scherpenberg 

Por el 

Estado Espahol: 

El Marques de Bolarque 
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Schlußprotokoll 

zu dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Spanischen Staat über Soziale Sicherheit vom 29. Oktober 1959 


Protocolo Final 

del Convenio entre el Estado Espanol y la Repüblica Federal de Alemania 
sobre Seguridad Social del 29 de octubre de 1959 


BEI DER UNTERZEICHNUNG des heute zwischen der 
Bundesrepublik und dem Spanischen Staat abgeschlosse- 
nen Abkommen über Soziale Sicherheit haben die 
Unterzeichneten folgendes vereinbart; 

Artikel 1 

(1) Sondersysteme im Sinne des Artikels 2 Absatz (1) 
Nummer 2 Buchstabe (e) des Abkommens sind 

das Sondersystem der Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, 

das Sondersystem der Sozialversicherung für die 
Fischer, 

das Sondersystem der Sozialversicherung für die 
mit der Ernte und Verarbeitung von Orangen 
beschäftigten Arbeitnehmer, 

das Sondersystem der Sozialversicherung für die 
Harzindustrie, 

das Sondersystem der Sozialversicherung für die 
Hanfindustrie, das nur in Alicante gilt, 

das Sondersystem der Sozialversicherung für die 
Forst- und Holzwirtschaft, 

das Sondersystem für Beamte, soweit es sich auf 
die Familienbeihilfen bezieht. 

(2) Sonderversicherungen im Sinne der Artikel 24 und 
27 Absatz (3) des Abkommens und des Artikels 4 Ab- 
satz (3) des Schlußprotokolls sind 

in der Bundesrepublik 

die knappschaftliche Rentenversicherung, 

in Spanien 

die Versicherungen bei 

den Gegenseitigkeitsvereinen für Arbeitnehmer 
in den Kohlenbergwerken, 

dem Gegenseitigkeitsverein für Arbeitnehmer in 
den Bleierzbergwerken, 

dem Gegenseitigkeitsverein für Arbeitnehmer in 
den Erzbergwerken und 

dem Gegenseitigkeitsverein für Arbeitnehmer in 
sonstigen Betrieben, in denen Mineralien oder 
ähnliche Stoffe bergmännisch gewonnen wer- 
den. 


Artikel 2 

Die zuständigen Träger eines jeden Vertragstaates 
sollen dem Versicherten während des Verfahrens zur 
Feststellung der Rente nach Abschnitt III des Abkom- 
mens einen Vorschuß gewähren, wenn der Versicherte 
die Voraussetzungen zum Bezug einer Rente nach den 
Rechtsvorschriften dieses Staates erfüllt oder, wenn aus 
den vorgelegten Unterlagen hervorgeht, daß er wahr- 
scheinlich die Voraussetzungen für den Anspruch auf eine 
solche Rente erfüllen wird. 


CON OCASION DE LA FIRMA del Convenio sobre 
Seguridad Social concertado hoy entre el Estado Espanol 
y la Repüblica Federal de Alemania, los infrascritos 
acuerdan lo siguiente: 

Articulo 1 

(1) Los sistemas especiales a que se refiere el articulo 2, 
pärrafo (1), nümero 1, letra e) del Convenio, son los 
siguientes: 

Regimen especial de los Seguros Sociales en la 
Agricultura, 

Regimen especial de Seguros Sociales a los pesca- 
dores, 

Sistema especial de Seguros Sociales a los trabaja- 
dores empleados en la recolecciön y manipula- 
ciön de la naranja, 

Sistema especial de Seguros Sociales en la industria 
resinera, 

Sistema especial de Seguros Sociales en la industria 
del cänamo (de aplicaciön solo en Alicante), 

Sistema especial de Seguros Sociales en aprove- 
chamientos forestales y madereros, 

Rama especial de funcionarios (de aplicaciön ex- 
clusiva a Subsidios Familiäres). 

(2) Los regimenes especiales a que se refieren los 
articulos 24 y 27, pärrafo (3) del Convenio y articulo 4, 
pärrafo (3) de este Protocolo son: 

En Espana 

Las Mutualidades Laborales de la industria del 
carbön, 

Las Mutualidades Laborales des Minas de Plomo, 
La Mutualidad Laboral de Minas Metälicas, 

La Mutualidad Laboral de industrias extractivas. 


En la Repüblica Federal 

El seguro de pensiones de los mineros. 


Articulo 2 

Los Organismos competentes de cada Estado contratante 
deberän conceder al asegurado un anticipo durante la 
tramitaciön del expediente necesario para la determina- 
ciön de la pensiön con arreglo al Titulo III del Convenio, 
siempre y cuando el asegurado reüna las condiciones 
necesarias para la percepciön de una pensiön con 
arreglo a las disposiciones legales de este Estado, o si de 
los documentos presentados puede presumirse que dicho 
asegurado cumplirä las condiciones requeridas para tener 
deredio a dicha pensiön. 
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Artikel 3 

Sind nach den deutschen Rechtsvorschriften über die 
Rentenversicherung bei der Berechnung des Verhält- 
nisses, in dem der Brutto-Arbeitsentgelt des Versicher- 
ten zu dem durchschnittlichen Brutto-Arbeitsentgelt aller 
Versicherten gestanden hat, die Pflichtbeiträge der ersten 
fünf Kalenderjahre nicht zu berücksichtigen, so gelten 
als die ersten fünf Kalenderjahre diejenigen, die in 
einer deutschen Rentenversicherung oder in einer Ver- 
sicherung für den Fall der Invalidität, des Alters und 
zugunsten der Hinterbliebenen (Renten) nach den spani- 
schen Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden, je nach- 
dem, nach welchen Rechtsvorschriften diese Jahre zu- 
erst zurückgelegt worden sind. 

Artikel 4 

(1) Die deutschen Träger verfahren bei Feststellung 
der Renten, auf weiche die bis zum 1. Januar 1957 gelten- 
den Vorschriften anzuweiiden sind, wie folgt; 

(a) Für die Entscheidung, ob die Anwartschaft er- 
halten ist, stehen Beitragszeiten und gleidi- 
gestellte Zeiten nach spanischem Recht den 
Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten nach 
deutschem Recht gleich; 

(b) für die Halbdeckung gilt als erster Eintritt in 
die Versicherung der erste Eintritt in die Ver- 
sicherung nach den deutschen Rechtsvorschriften 
oder nach den spanischen Rechtsvorschriften, je 
nachdem, welcher Zeitpunkt der frühere ist; 


(c) für die Berechnung des Steigerungsbetrages 
nach den deutschen Rechtsvorschriften werden 
Beitragszeiten, die nach den spanischen Rechts- 
vorschriften zurückgelegt worden sind, berück- 
sichtigt. Für diese Zeiten wird der Steigerungs- 
betrag angerechnet, der im Durchschnitt auf die 
nach den deutschen Rechtsvorschriften zurück- 
gelegten Beitragszeiten und gleichgestellten 
Zeiten entfällt. 

(2) Für die Entscheidung, ob eine Rente nach den vor 
dem 1. Januar 1957 geltenden Rechtsvorschriften über die 
Zusammensetzung und Berechnung der Rente zu gewäh- 
ren ist, werden Beiträge, die nach dem 31. Dezember 1956 
nach den spanischen Rechtsvorschriften entrichtet worden 
sind oder entrichtet werden, wie Beiträge behandelt, die 
nach diesem Zeitpunkt nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften entrichtet worden sind oder entrichtet werden. 

(3) In den Fällen der Absätze (1) und (2) berücksichti- 
gen die deutschen Träger Beitragszeiten und gleich- 
gestellte Zeiten nach den spanischen Rechtsvorschriften 

(a) in der knappschaftlichen Rentenversicherung, 
wenn die Zeiten in einer spanischen Sonder- 
versicherung zurückgelegt worden sind; 

(b) in der Rentenversicherung der Arbeiter oder 
in der Rentenversicherung der Angestellten, je 
nachdem, welcher dieser Zweige zuständig wäre, 
wenn die betreffende Person zuletzt im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik beschäftigt gewesen 
wäre. 

(4) In den Fällen des Absatzes (3) Buchstabe (b) gilt 
folgendes: 

(a) Wäre die zuletzt in Spanien ausgeübte Beschäf- 
tigung nach den deutschen Rechtsvorschriften 
nicht versicherungspflichtig gewesen, so werden 


Articulo 3 

Si con arreglo a las disposiciones legales alemanas 
sobre seguro de pensiones, no procediera tener en 
cuenta para determinar la relaciön que exista entre la 
remuneraciön bruta del asegurado y la remuneraciön 
bruta media de todos los asegurados, las cotizaciones 
efectuadas en un seguro obligatorio durante los primeros 
cinco anos, se considerarän como tales cinco primeros 
anos, aquellos que se hubieran cumplido en un seguro 
alemän de pensiones o en un seguro de invalidez, vejez 
o supervivencia conforme a las disposiciones legales 
espanolas, segün bajo cuäl de ambas legislaciones se 
hayan cumplido antes los referidos cinco anos. 


Articulo 4 

(1) Los organismos alemanes procederän para la 
determinaciön de las pensiones a las cuales haya que 
aplicar las disposiciones vigentes hasta el l.o de enero 
de 1957, en la forme siguiente; 

(a) Para decidir si se mantienen o no en vigor las 
expectativas de derecho (Anwartschaft), los 
periodos de cotizaciön y equivalentes segün el 
derecho espanol se considerarän equivalentes a 
los periodos de cotizaciön y equivalentes segün 
el derecho alemän; 

(b) Para determinar si se ha cumplido el requisito 
de semicobertura de cotizaciön en el seguro 
(Halbdeckung), se considerarä como primera 
incorporaciön al mismo la primera afiliaciön 
realizada conforme a las disposiciones alemanas 
o la primera afiliaciön a aquel conforme a las 
disposiciones legales espanolas, decidiendo entre 
las dos fechas la mäs antigua; 

(c) Para calcular conforme a las disposiciones ale- 
manas las mejoras de pensiones, se tendrän en 
cuenta los periodos de cotizaciön cumplidos 
segün las disposiciones legales espanolas. Para 
dichos periodos se computarä el Importe de 
las mejoras de pensiones que como promedio 
corresponda a los periodos de cotizaciön y 
periodos equivalentes cumplidos con arreglo a 
las disposiciones legales alemanas. 

(2) Para decidir si puede concederse o no una pensiön 
con arreglo a las disposiciones legales vigentes antes 
del 1° de enero de 1957 sobre composiciön y cälculo de 
la pensiön, las cuotas pagadas o que se paguen despues 
del 31 de diciembre de 1956, con arreglo a las disposi- 
ciones legales espanolas, se considerarän como cuotas 
pagadas o que se pagan despues de dicha fecha con 
arreglo a las disposiciones legales alemanas. 

(3) En los casos a que se refieren los pärrafos (1) y (2), 
los organismos alemanes considerarän los periodos de 
cotizaciön y equivalentes, a tenor de las disposiciones 
legales espanolas, del siguiente modo: 

(a) En el seguro minero de pensiones cuando dichos 
periodos hubieran sido cubiertos en un seguro 
especial espanol; 

(b) En el seguro de pensiones de los obreros o en 
el seguro de pensiones de los empleados, segün 
cual de estas dos ramas hubiera sido la com- 
petente si la persona en cuestiön hubiera eslado 
ocupada ültimamente en el territorio de la Re- 
püblica Federal. 

(4) En los casos previstos en el pärrafo (3) letra b) 
serä de aplicaciön lo siguiente: 

(a) Si el ültimo empleo ejercido en Espana no hu- 
biese estado sujeto al seguro obligatorio segün 
las disposiciones legales alemanas, se tendrän 
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die Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten 
in der Rentenversicherung der Angestellten 
berücksichtigt. Wäre die zuletzt in Spanien aus- 
geübte Beschäftigung nach den deutschen Rechts- 
vorschriften deshalb nicht versicherungspflichtig 
gewesen, weil es sich um eine vorübergehende 
Dienstleistung gehandelt hat, so werden die 
Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten in 
der Rentenversicherung der Arbeiter berück- 
sichtigt, wenn diese bei nicht vorübergehender 
Dienstleistung nach der Art der Beschäftigung 
zuständig gewesen wäre; 

(b) läßt sich die Art der zuletzt in Spanien aus- 
geübten Beschäftigung nicht mehr feststellen, 
so werden die Beitragszeiten und gleichgestell- 
ten Zeiten in der Rentenversicherung der Ar- 
beiter berücksichtigt. 


Artikel 5 

Deutsche Staatsangehörige in Spanien, die bei Inkraft- 
treten des Abkommens in einem Unternehmen beschäf- 
tigt sind, das einem Gegenseitigkeitsverein für Arbeit- 
nehmer angehört, unterliegen von diesem Zeitpunkt an 
ohne Rücksicht auf ihr Lebensalter der Versicherung s- 
pflidit in dem System der Gegenseitigkeitsvereine für 
Arbeitnehmer unter denselben Bedingungen wie spani- 
sche Staatsangehörige. 

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Spa- 
nischen Staat über Soziale Sicherheit. Es tritt an dem- 
selben Tag in Kraft wie das Abkommen und bleibt 
ebensolange wie dieses in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten dieses Schlußprotokoll unterschrieben 
und mit ihren Siegeln versehen. 

GESCHEITEN zu Bonn, am 29. Oktober 1959, in vier 
Urschriften, je zwei in deutscher und spanischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
von Brentano 
Blank 


en cuenta los periodos de cotizaciön y los 
periodos equivalentes en el Seguro de pensiones 
de los empleados. En cambio,.si el ultimo empleo 
ejercido en Espafia no hubiese estado sujeto al 
seguro obligatorio a tenor de las disposiciones 
legales alemanas, por tratarse de una presta- 
ciön de servicios de caräcter transitorio, se 
tendrän en cuenta los periodos de cotizaciön y 
los periodos equivalentes en el Seguro de pen- 
siones de los obreros, si este hubiese sido com- 
petente por razön de la clase del empleo, en el 
caso de una prestacion de servicio no transi- 
toria, 

b) Si no fuese posible determinar la clase de 
empleo ültimamente ejercido en Espana, se ten- 
drän en cuenta los periodos de cotizaciön y los 
periodos equivalentes en el Seguro de pensiones 
de los obreros. 


Articulo 5 

Los sübditos alemanes residentes en Espana que en el 
momento de la entrada en vigor del Convenio se hallaran 
empleados en una empresa afiliada a una Mutualidad 
Laboral, se incorporarän a partir de este momento, e 
independientemente de la edad que tengan, al seguro 
obligatorio del sistema de las Mutualidades Laboraies 
en las mismas condiciones que lo esten los sübditos 
espanoles. 

El presente Protocolo Final es parte integrante del 
Convenio sobre Seguridad Social concertado entre el 
Estado Espanol y la Repüblica Federal de Alemania. 
Entrarä en vigor el mismo dia que el Convenio y tendrä 
la misma vigencia que este, 

EN FE DE LO CUAL, los Plenipotenciarios de ambas 
Partes suscriben el presente Protocolo y estampan sus 
respectivos sellos. 

HECHO en Bonn, el 29 de octubre de 1959 en cuatro 
ejemplares, dos en lengua espanola y dos en lengua ale- 
mana, haciendo fe y siendo obligatorios por igual ambos 
textos. 

En nombre del Estado Espanol: 

El Marques de Bolarque 


Für den Spanischen Staat: 
El Marques de Bolarque 


En nombre de la Repüblica Federal de Alemania: 
von Brentano 
Blank 


5 
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Briefwechsel 


(Übersetzung) 


Bonn, el 29 de octubre de 1959 


Bonn, den 29. Oktober 1959 


Excelentisimo Senor: 

Muy senor mio: Con referencia al articulo 1, pärrafo 3, 
del Convenio de Seguros Sociales, firmado hoy, tengo la 
honra de poner en conocimiento de V. E. que, segün las 
disposiciones vigentes, los espanoles residentes en el 
extranjero acreditan su nacionalidad espanoLa exhibiendo 
el certificado de nacionalidad expedido por el Cönsul de 
la Naciön en el lugar que corresponda. 


Aprovedio esta oportunidad para reiterar a V. E. las 
seguridades de mi mäs alta consideraciört. 


El Marques de Bolarque 

Excmo. Senor 

Ministro de Asuntos Exteriores 
de la Repüblica Federal de Alemania 
Bonn 


Herr Minister, 

unter Bezugnahme auf Artikel 1 Absatz 3 des am 
heutigen Tage Unterzeichneten Abkommens über Soziale 
Sicherheit beehre ich mich, Eurer Exzellenz zur Kenntnis 
zu bringen, daß nach den geltenden Bestimmungen die im 
Ausland ansässigen Spanier den Besitz der spanischen 
Staatsangehörigkeit durch Vorlage einer Staatsangehörig- 
keilsbesdieinigung nachweisen, die von dem für ihren 
Wohnsitz zuständigen Spanischen Konsul ausgestellt 
wird. 

Ich benutze diesen Anlaß, um Eurer Exzellenz die Ver- 
sicherung meiner ausgezeichnetsten Hochachtung zu er- 
neuern. 

El Marques de Bolarque 

Seiner Exzellenz 

dem Herrn Bundesminister des Auswärtigen, 

Bonn 


Bonn, den 29. Oktober 1959 


Herr Botschafter, 

hiermit beehre ich mich, den Empfang Ihres Briefes 
vom heutigen Tage zu bestätigen, durch den Eure Ex- 
zellenz mir folgendes mitgeteilt hat: 

Unter Bezugnahme auf Artikel 1 Absatz 3 des am 
heutigen Tage Unterzeichneten Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen 
Staat über Soziale Sicherheit beehre ich mich. Eurer 
Exzellenz zur Kenntnis zu bringen, daß nach den gel- 
tenden Bestimmungen die im Ausland ansässigen 
Spanier den Besitz der spanischen Staatsangehörigkeit 
durch Vorlage einer Staatsangehörigkeitsbescheinigung 
nachweisen, die von dem für ihren Wohnsitz zustän- 
digen Spanischen Konsul ausgestellt wird. 

Ich benutze diesen Anlaß, um Ihnen, Herr Botschafter, 
die Versicherung meiner ausgezeichnetsten Hochachtung 
zu erneuern. 

Dr. von Brentano 

Seiner Exzellenz 

dem Spanisdien Botschafter, 

Bonn 


(Übersetzung) 
Bonn, el 29 de octubre 1959 


Excelentisimo Senor: 

Muy senor mio: Tengo la honra de acusar recibo de 
SU carta de fecha 29 de octubre de 1959 por la cual 
V. E, tiene a bien participarme lo siguiente: 

Con referencia al articulo 1, pärrafo 3, del Convenio 
entre la Repüblica Federal de Alemania y el Estado 
Espanol, firmado hoy, tengo la honra de poner en 
conocimiento de V. E. que, segün las disposiciones 
vigentes, los espanolas residentes en el extranjero 
acreditan su nacionalidad espanola exhibiendo el cer- 
tificado de nacionalidad expedido por el Cönsul de la 
Naciön en el lugar que corresponda. 


Aprovecho esta ocasiön, Senor Embajador, para reite- 
rar a V. E. las seguridades de mi mäs alta consideraciön. 


Dr. von Brentano 

Excmo. Senor 
Embajador de Espana 
en Bonn 
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Denksdirift 


i. 

Vorbemerkung 

Die Zahl der spanischen Arbeitnehmer im Bundes- 
gebiet hat in den letzten Jahren stark zugenommen. 
Nach den amtlichen Statistiken waren 

1957 967 

1958 1 494 

1959 2 104 

1960 (30. 9. 1960) ... 16385 

Spanier im Gebiet der Bundesrepublik und im Land 
Berlin beschäftigt, die Arbeitskarten oder Befrei- 
ungsscheine erhalten hatten. Diese Entwicklung 
wird sich voraussichtlich in naher Zukunft ver- 
stärkt fortsetzen. 

In Spanien sind nach vorsichtiger Schätzung etwa 
5000 bis 7000 Deutsche in abhängiger Stellung 
beschäftigt. 

Während die Spanier im Bundesgebiet in der Regel 
echte Wanderarbeitnehmer sein dürften, d. h, solche, 
die ihre Familie in der Heimat zurücklassen und 
nach einiger Zeit nach dort zurückkehren, ist ein 
großer Teil der Deutschen in Spanien seit längerem 
seßhaft; das gilt namentlich für die zahlreichen 
Angestellten bei deutschen oder ehemals deutschen 
Firmen. 

Das Abkommen dient den Interessen beider Länder. 
Es sichert insbesondere den spanischen Arbeit- 
nehmern die Renten, die sie während der Zugehörig- 
keit zur deutschen Sozialversicherung erworben 
haben, auch dann, wenn sie in ihre Heimat zurück- 
kehren, und ermöglicht den deutschen Arbeitneh- 
mern die Mitgliedschaft in der spanischen Sozialen 
Sicherheit (s. Teil III), namentlich in den Versiche- 
rungen, die von den Gegenseitigkeitsvereinen für 
Arbeitnehmer durchgeführt werden. 

II. 

Abkommen 

Das Abkommen regelt auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit die Beziehungen zwischen den beiden 
Vertragsstaaten im gesamten Bereich der Sozialen 
Sicherheit mit Ausnahme der Arbeitslosenversiche- 
rung. Es erstreckt sich in der Bundesrepublik auf 
die Krankenversicherung, die Unfallversicherung 
und die Rentenversicherungen sowie auf die Kinder- 
geldgesetze und die Altershilfe für Landwirte. Es 
gilt nur für deutsdie und spanische Staatsangehörige, 
sowie für deren Familienangehörige und Hinter- 
bliebene. 

Das Abkommen beruht im wesentlichen auf den- 
selben Grundsätzen, die in den Verordnungen Nr. 3 
und Nr. 4 des Rates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft über die Soziale Sicherheit der Wan- 
derarbeitnehmer (Bundesgesetzbl. 1959 II S. 473) 
niedergelegt sind. Das gilt namentlich für die Be- 
stimmungen über 

die Gleichbehandlung der beiderseitigen Staats- 
angehörigen in ihren Rechten und Pflichten aus 
der Sozialen Sicherheit (Artikel 4); 


die — in der Regel uneingeschränkte — Gewäh- 
rung von Leistungen bei Aufenthalt im anderen 
Vertragsstaat [Artikel 5 Abs. (1)]; 
die Anwendung der deutschen oder der spani- 
schen Rechtsvorschriften (Artikel 6 bis 10); 
die Zusammenrechnung der nach dem Recht bei- 
der Vertragsstaaten zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten für den Erwerb und die Erhaltung von 
Ansprüchen, die Begründung einer Pflichtversiche- 
rung und die Berechnung der Leistungen [Artikel 
12 Abs. (1), Artikel 18, 22 Abs. (2) und (4)]; 
das Recht zur freiwilligen Weiterversicherung 
\inter Anrechnung der im anderen Vertragsstaat 
zurückgelegten Versicherungszeit (Artikel 30); 
die Gewährung von Aushilfsleistungen aus der 
Kranken- und Unfallversicherung bei Aufenthalt 
in einem Vertragsstaat [Artikel 13, 14, 15 Abs. (5) 
und (6), Artikel 16, 34, 35]; 

die Gewährung von Teilrenten aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen, wenn der Berech- 
tigte in beiden Vertragsstaaten versichert war 
[Artikel 22 Abs. (4)]; 

die Berücksichtigung von Arbeitsunfällen, die 
nach dem Recht des anderen Vertragsstaates als 
solche gelten, bei der Feststellung der Entschädi- 
gungspflicht und der Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit (Artikel 36); 

die Entschädigung von Berufskrankheiten, wenn 
der Verletzte in beiden Vertragsstaaten eine ge- 
fährdende Beschäftigung ausgeübt hat (Artikel 37) ; 
die Anwendung des Abkommens auf Versiche- 
rungszeiten und Versicherungsfälle, die vor sei- 
nem Inkrafttreten zurückgelegt oder eingetreten 
sind (Artikel 55)/ 

Auch für die Gliederung und den Aufbau hat die 
Verordnung Nr. 3 als Vorbild gedient. Wie diese 
umfaßt das Abkommen die Abschnitte 

Allgemeine Bestimmungen (Artikel 1 bis 11), 
Krankenversicherung (Artikel 12 bis 21), 
Rentenversicherungen (Artikel 22 bis 33), 
Unfallversicherung (Artikel 34 bis 39), 
Familienleistungen (Artikel 40), 

Verschiedene Bestimmungen (Artikel 41 bis 54) 
und 

Übergangs- und Schlußbestimmungen (Artikel 55 
bis 58). 

Zusatzvereinbarung 

Diese Vereinbarung regelt in insgesamt 52 Artikeln 
die Durchführung des Abkommens nach dem Vor- 
bild der Verordnung Nr. 4. Da sie auch normative 
Bestimmungen enthält, bedarf sie ebenfalls der 
Ratifizierung. 

Zusatzprotokoll 

Das Zusatzprotokoll ist Bestandteil des Abkommens 
und nimmt an seiner Rechtskraft teil. Es soll sicher- 
stellen, daß die in Spanien zurückgebliebenen 
Familienangehörigen der spanischen Arbeitnehmer, 
die auf Grund des am 1. April 1960 in Kraft getre- 
tenen Regierungsabkommens über die Anwerbung 
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spanischer Arbeitskräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Beschäftigung aufgenommen ha- 
ben, bis zum Inkrafttreten des Abkommens den 
Schutz der Krankenversicherung genießen. Die Lei- 
stungen werden von den spanischen Krankenkassen 
gewährt und von den deutschen Krankenkassen 
nach Inkrafttreten des Zusatzprotokolls erstattet. 

Schlußprotokoll 

Das Protokoll ist Bestandteil des Abkommens und 
nimmt an dessen Rechtskraft teil. Es bezeichnet die 
Sondersysteme und Sonderversiciierungen im Sinne 
des Abkommens (Artikel 1), bestimmt Näheres über 
die Zahlung von Vorschüssen aus den gesetzlichen 
Rentenversidierungen sowie über die Anwendung 
bestimmter Vorschriften der deutschen Rentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetze (Artikel 2, 3 und 4) 
und stellt sicher, daß deutsche Staatsangehörige in 
Spanien, die beim Inkrafttreten des Abkommens 
in einem Unternehmen beschäftigt sind, das einem 
Gegenseitigkeitsverein für Arbeitnehmer angehört, 
von diesem Zeitpunkt an bei dem Verein auch dann 
versichert sind, wenn sie die nach spanischem Recht 
vorgeschriebene Altersgrenze von 55 Jahren bereits 
überschritten haben (Artikel 5). 

III. 

Das spanische System der Sozialen Sicherheit 
A. 

1. Vorläufer des heutigen Systems waren im Mittel- 
alter die Bruderschaften und Gilden, später zahl- 
reiche Hilfsvereine auf Gegenseitigkeit. Seit dem 
Ende des 19. Jahrhunderts errichteten viele Betriebe 
Unterstützungskassen für ihre Arbeitnehmer. 

1908 wurde die Nationale Vorsorgeanstalt gegründet. 
Im ersten Jahrzehnt ihres Bestehens beschränkte 
sich ihre Tätigkeit auf vorbereitende Maßnahmen 
zur Einführung der Sozialversicherung. Praktische 
Aufgaben erhielt sie, als 1919 die allgemeine Alters- 
versicherung, 1929 die allgemeine Mutterschafts- 
versicherung, 1931 die allgemeine Krankenversiche- 
rung und 1932 die' Versicherung gegen Arbeitsunfälle 
eingeführt wurden. 1939 folgten die allgemeine 
Invaliditätsversicherung, 1947 die zusätzliche Al- 
ters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenversicherung. 

2. Das System umfaßt 

a) die allgemeine und die zusätzliche Versicherung 
für den Fall der Krankheit, der Mutterschaft und 
des Todes — Sterbegeld — sowie für den Fall 
der Invalidität, des Alters und zugunsten der 
Hinterbliebenen; 

b) die Versicherung gegen Arbeitsunfälle und Be- 
rufskrankheiten (Unfallversicherung) ; 

c) die Familienbeihilfen. 

Es findet nur auf spanische Staatsangehörige und 
die ihnen durch zwischenstaatliche Verträge gleich- 
gestellten Personen Anwendung. 

3. Träger der Sozialen Sicherheit sind die Nationale 
Vorsorgeanstalt, die Gegenseitigkeitsvereine für 
Arbeitnehmer sowie Betriebskassen, gewerkschaft- 
liche Einrichtungen und private Versicherungs- 
gesellschaften. 


B. 

1. Krankenversicherung 

Versichert sind alle Arbeitnehmer über 14 Jahre, 
deren Jahresarbeitsverdienst einen bestimmten Be- 
trag, z. Z. 40 000 Peseten (100 Peseten = 7 DM 
— Mittelkurs vom 1. Januar 1960), nicht übersteigt, 
sowie ihre Angehörigen. 

Träger der allgemeinen Versicherung sind die 
Nationale Vorsorgeanstalt, die Gegenseitigkeits- 
vereine für Arbeitnehmer, die gewerkschaftlichen 
Einrichtungen und privaten Versicherungsgesell- 
schaften. Die zusätzliche Versicherung wird von 
den Gegenseitigkeitsvereinen für Arbeitnehmer 
durchgeführt. 

Leistungen sind: 

Krankenpflege einschließlich Krankenhausbehand- 
lung und Krankengeld, 

Mutterschaftshilfe (ärztliche Behandlung und Ver- 
sorgung mit Arzneimitteln während der Schwan- 
gerschaft, der Niederkunft und des Wochenbettes, 
Still- und Wochengeld) und 
Sterbegeld. 

Aus der allgemeinen Versicherung wird Kran- 
kenpflege den Versicherten bis zu 39 Wochen, den 
Angehörigen bis zu 12 Wochen im Jahr gewährt. 
Die Krankenhausbehandlung ist in der Regel auf 
12 bzw. 6 Wochen beschränkt. Das Krankengeld 
beträgt mindestens 50 v. H. des Grundlohnes. 

Die zusätzliche Versicherung gewährt in der 
Regel Krankenpflege bis zur Dauer von 5 Jahren 
und ein Krankengeld in Höhe von weiteren 40 v. H. 
des Grundlohnes. 

Die Beiträge sind in der allgemeinen Versicherung 
7 V. H. des Grundlohnes; davon trägt der Arbeit- 
geber 5 v. H. In der zusätzlichen Versicherung 
richtet sich die Höhe der Beiträge nadr der Finanz- 
lage des Trägers und ist daher recht unterschiedlich; 
in der Regel trägt der Arbeitnehmer ein Drittel. 

2. Invaliditäts-, Alters- und Iliiiterbliebenenversicherung 

Allgemeine Versicherung 

Versichert sind alle Arbeitnehmer, die in der allge- 
meinen Krankenversicherung pflichtversichert sind. 

Die Versicherung wird von der Nationalen Vor- 
sorgeanstalt durdigeführt. 

Als Leistungen werden Renten gewährt, und zwar 
Invaliditätsrenten, wenn der Versicherte 

a) entweder das 60. Lebensjahr vollendet hat und 
berufsunfähig ist oder 

b) das 50. Lebensjahr vollendet hat und erwerbs- 
unfähig ist oder 

c) das 30. Lebensjahr vollendet hat und völlig 
erwerbsunfähig ist; 

Altersrenten, wenn der Versicherte das 65. 
Lebensjahr vollendet hat; 

Witwen - und Waisenrenten. 

In allen Fällen ist Voraussetzung, daß der Ver- 
sicherte eine Wartezeit von 1800 Beitragstagen 
erfüllt hat; bei den Invaliditäts- und Altersrenten 
außerdem, daß keine Beschäftigung gegen Entgelt 
mehr ausgeübt wird. 
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Die Renten bestehen aus festen monatlichen Be- 
trägen, die 

bei den Invaliditäts- und Altersrenten 400 Peseten, 
bei gleichzeitigen Bezügen aus- der zusätzlichen 
Versicherung 250 Peseten, 

bei Witwenrenten 50 v, H., und bei Waisenrenten 
15 V. H. der vorgenannten Summen 

betragen. 

Die Beiträge sind 6 v. H. des Grundlohnes; der 
Arbeitgeber trägt 5 v, H. Bei landwirtschaftlichen 
Arbeitnehmern trägt der Arbeitgeber den gesamten 
Beitrag. 

Zusätzliche Versicherung 

Versichert sind alle Arbeitnehmer aus bestimmten 
Wirtschaftszweigen, ohne Rücksicht auf die Höhe 
ihres Arbeitsentgeltes. 

Die Versicherung wird von den Gegenseitigkeits- 
vereinen für Arbeitnehmer durchgeführt. 

Als Leistungen werden Renten gewährt, und zwar 

Invaliditätsrenten, wenn der Versicherte 
erwerbsunfähig ist; 

Altersrenten, wenn der Versicherte das 60. 
Lebensjahr vollendet hat und mindestens 10 Jahre 
lang in einem Betrieb beschäftigt war, der einem 
Gegenseitigkeitsverein für Arbeitnehmer angehört 
oder angehören würde; 

Witwenrenten, falls die Ehe vor dem 60. 
Lebensjahr des Verstorbenen geschlossen worden 
ist und mindestens 2 Jahre lang gedauert hat 
oder Kinder vorhanden sind; 

durch die Satzung können weitere Voraussetzun- 
gen vorgeschrieben werden; so verlangt die 
Satzung der Eisen- und Stahlindustrie die Voll- 
endung des 40. Lebensjahres, Erziehung von 
waisenrentenberechtigten Kindern oder Erwerbs- 
unfähigkeit. 

Waisenrenten für Kinder, die das 18. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben oder dauernd 
und vollständig erwerbsunfähig sind. 

In allen Fällen ist Voraussetzung, daß der Ver- 
sicherte die Wartezeit (700 Beitragstage in den 
letzten 7 Jahren) erfüllt hat und bei Eintritt des’ 
Versicherungsfalles Mitglied eines Gegenseitigkeits- 
vereines ist; bei langdauernder Krankheit oder un- 
verschuldeter Arbeitslosigkeit bleibt diese Mitglied- 
schaft erhalten. 

Die Invaiiditätsrente beträgt in der Regel 50 v. H. 
des Grundlohnes. 

Die Altersrente ist nach dem Lebensalter des Ver- 
sicherten im Zeitpunkt des Rentenbeginns und nach 
dem Geschlecht gestaffelt. In der Eisen- und Stahl- 
industrie erhalten z. B. Männer nach Vollendung 
des 60. Lebensjahres in der Regel eine Rente in 
Höhe von 40 v. H. des Grundlohnes, Frauen in 
Höhe von 65 v. H. Vom 65. Lebensjahr an gelten 
für Männer und Frauen dieselben Vomhundertsätze. 


Die Witwenrenten betragen bis zu 50 v. H., die 
Waisenrenten bis zu 15 v. H. des Grundlohnes des 
Versicherten, letztere Jedoch mindestens 150 Pese- 
ten monatlich. 

Die Beitragssätze werden durch die Satzung der 
Gegenseitigkeitsvereine festgesetzt. In der Eisen- 
und Stahlindustrie betragen die Beiträge z. B. 11 v. H. 
des Grundlohnes (Beitragsbemessungsgrenze: 7000 
Peseten monatlich); davon trägt der Arbeitgeber 
8 V. H. 

3. Unfallversicherung 

Die Versicherung umfaßt alle Arbeitnehmer, die in 
der allgemeinen Kranken- und Rentenversicherung 
pflichtversichert sind. Die Unternehmer und deren 
Angehörige können freiwillig beitreten. Für Sili- 
kose und Nystagmus der Bergleute besteht eine 
Sonderversicherung. 

Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, die in seinem 
Unternehmen Beschäftigten gegen Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten zu versichern. Er schließt zu 
diesem Zweck in der Regel einen Versicherungs- 
vertrag mit der Nationalen Vorsorgeanstalt, einem 
Gegenseitigkeitsverein für Arbeitgeber oder einer 
privaten Versicherungsgesellschaft. 

Die Leistungen umfassen 

Krankenbehandlung (erste Hilfe, Heilbehandlung 
und Hilfsmittel), 

Gewährung von Maßnahmen für die berufliche 
Wiedereingliederung und 

Geldleistungen an Verletzte und Hinterbliebene. 
Als solche werden gewährt 

bei zeitweiser Arbeitsunfähigkeit 75 v. H. des 
Grundlohnes bis zur Höchstdauer von 18 Monaten, 
bei dauernder teilweiser Erwerbsminderung im 
gewöhnlichen Beruf 35 v. H. des Grundlohnes, 

bei dauernder vollständiger Erwerbsunfähigkeit 
im gewöhnlichen Beruf 55 v. H. des Grundlohnes, 
bei dauernder vollständiger Erwerbsunfähigkeit 
der volle Grundlohn, daneben bei Pflegebedürf- 
tigkeit Zulagen in Höhe von weiteren 50 v. H. 
des Grundlohnes, 

Witwenrenten in Höhe von mindestens 50 v. H. 
des Grundlohnes mit Zuschlägen in Höhe von 
10 V. H. für jedes Kind unter 18 Jahren, 

Waisenrenten für Waisen unter 18 Jahren in 
Höhe von 60 v. H. des Grundlohnes für das 
1. Kind und Zuschläge in Höhe von 10 v. H. für 
jedes weitere Kind, 

Elternrenten in Höhe von 30 bis 60 v. H. des 
Grundlohnes. 


4. Familienleislungen 

Sie umfassen die Familienbeihilfen und die Fami- 
lienzuschläge. 
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Die Familienbeihilfen werden gewährt als 

Kinder- und Verwandtenhilfe für Kinder bis zu 
14 Jahren in Form von laufenden monatlichen 
Zahlungen, 

Heiratsbeihilfen und Geburtsprämien, 

Witwen- und Waisenhilfen. 

Die Kosten werden durch Beiträge und staatliche 
Zuschüsse gedeckt. Der Betrag beträgt 5 v. H. des 
Grundlohnes; davon trägt der Arbeitgeber 4 v. H. 
Die Durchführung obliegt der Nationalkasse für 
Familienbeihilfe, eine Abteilung der Nationalen 
Vorsorgeanstalt. 


Die Familienzuschläge werden neben den Familien- 
beihilfen gewährt und ausschließlich vom Arbeit- 
geber aufgebracht. Die Durchführung obliegt der 
Selbstverwaltung im jeweiligen Betrieb. 

5, Spanien ist Mitglied der Internationalen Arbeits- 
organisation und hat auch mehrere Übereinkom- 
men dieser Organisation über Soziale Sicherheit 
ratifiziert. Zweiseitige Abkommen über Soziale 
Sicherheit hat Spanien bislang mit folgenden euro- 
päischen Ländern geschlossen: 

Belgien, Frankreich, Italien und Schweiz. 
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Anlage 2 


Der Präsident Bonn, den 22. Dezember 1960 

des Bundesrates 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 1. Dezember 1960 — 7 - 80606 - 
4946/60 — beehre idi mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner 227, Sitzung am 22. Dezember 1960 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 29. Oktober 1959 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat 
über Soziale Sicherheit 

wie folgt Stellung zu nehmen; 

In Artikel 2 Abs. 1 

sind nach dem Wort „Kosten" die Worte „und der entsprechende 
Anteil an den Verwaltungskosten" einzufügen. 

Begründung 

Für den in Artikel 15 Abs. 2 des Abkommens genannten Per- 
sonenkreis führen die Träger der Krankenversicherung die 
Leistungsgewährung als Auftragsangelegenheit aus. Entspre- 
chend der Regelung in anderen vergleichbaren Fällen, z. B. in 
§ 20 BVG, und insbesondere nach dem im Entwurf des Kran- 
kenversicherungs-Neuregelungsgesetzes (§ 340 Abs. 1) vorge- 
sehenen Grundsatz umfaßt der Erstattungsanspruch in Auf- 
tragsangelegenheiten nicht nur die tatsächlich entstandenen 
Kosten, sondern auch einen entsprechenden Verwaltungs- 
kostenanteil. Audi im vorliegenden Gesetz sollte dieser Grund- 
satz beachtet werden. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Dr, Meyers 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Zu Artikel 2 Abs. 1 

I. Artikel 15 des Abkommens zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und dem Spanischen 
Staat über Soziale Sicherheit vom 29. Oktober 
1959 regelt die Krankenversicherung der 
Rentner. 

Nach dem in Artikel 15 Abs. 2 festgelegten 
Grundsatz werden Personen, die aus den Ren- 
tenversicherungen der beiden Vertragsstaaten 
eine Rente beziehen, so behandelt, als ob sie 
ausschließlich eine Rente nach den Rechtsvor- 
schriften des Landes beziehen würden, in dem 
sie sich gewöhnlich aufhalten. Halten sich 
diese Personen gewöhnlich in Spanien auf, so 
werden sie nicht Mitglied der deutschen Kran- 
kenversicherung der Rentner. Der Grundsatz 
gilt entsprechend für die Familienangehörigen 
dieser Personen. 

II. Abweichend von diesem Grundsatz unterstellt 
Artikel 15 Abs. 5 und 6 diese Personen jedoch 
dann der Krankenversicherung des anderen 
Vertragsstaates, wenn sie sich vorübergehend 
in ihm aufhalten. 

Soweit sich daher solche Personen vorüber- 
gehend in der Bundesrepublik aufhalten, müß- 
ten Leistungen zu Lasten der deutschen Kran- 
kenkassen gewährt werden. Das setzt jedoch 
voraus, daß entweder eine Rentnerkrankenver- 
sidierung mit einer Beitragszahlung (§ 381 
Abs. 2 RVO) bzw. einer Kostenerstattung (§ 5 , 
Abs. 2 der Verordnung über den weiteren Aus- - 
bau der knappschaftlichen Versicherung vom 
19. Mai 1941 — Reichsgesetzbl. I S. 287) durch- 
geführt 
oder 

eine Erstattung der Kosten durch die Träger 
der Rentenversicherung vorgenommen wird. 

Da die betreffenden Personen nicht erfaßt wer- 
den können, soll im Einverständnis mit den 
Spitzenverbänden der Kranken- und Renten- 
versicherung aus praktischen Gründen durch 
Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes die Erstat- 
tung der tatsächlichen Kosten durch den zu- 
ständigen Träger der Rentenversicherung ein- 
geführt werden. 

III. Bei der Durchführung der Krankenversicherung 
in diesen Fällen handelt es sich nicht um eine 
Auftragsangelegenheit, wie sie in § 340 Abs. 1 
des Entwurfs des Krankenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes bezeichnet ist; es liegt viel- 
mehr eine direkte Verpflichtung der deutschen 
■ Krankenkassen durch den Vertrag vor, deren 
Durchführung eine eigene Aufgabe dieser Kas- 
sen ist. 


IV. Die Erstattung von Verwaltungskosten ist aber 
auch aus folgenden Gründen nicht vertretbar: 

1. Während die Träger der Rentenversicherung 
in den Fällen, in denen Beiträge für die kran- 
kenversicherten Rentner gezahlt werden, 
nicht nur keine Verwaltungskosten an die 
Krankenkassen erstatten, sondern letztere 
sogar noch mit einer Interessenquote von 
ca. 15 V. H. an der Deckung der Kosten be- 
teiligt sind, werden den Kassen bei Durch- 
führung des in Artikel 2 des Zustimmungs- 
gesetzes vorgesehenen Verfahrens die tat- 
sächlichen Kosten voll erstattet. 

2. Artikel 15 Abs. 5 und 6 führt darüber hinaus 
in den Fällen zu einer Entlastung der deut- 
schen Krankenkassen, in denen sich ver- 
sicherte Personen, die sich gewöhnlich im 
Bundesgebiet aufhalten, vorübergehend nach 
Spanien begeben. Obwohl die deutschen 
Krankenkassen die vollen Beiträge von den 
Trägern der Rentenversicherung erhalten, 
sind sie von ihrer Leistungsverpflichtung 
frei; zuständig für die Krankenversicherung 
ist in diesen Fällen der spanische Träger der 
Krankenversicherung. 

3. Das Abkommen sieht in zahlreichen anderen 
Fällen Aushilfsleistungen vor, die von den 
Trägern stets ohne Anrechnung von Verwal- 
tungskosten gewährt werden (Artikel 47 
Abs. 1). 

Da in der Mehrzahl aller Fälle die Aushilfs- 
leistungen von den spanischen Trägern zu 
gewähren sind, liegt diese Regelung im In- 
teresse der deutschen Krankenversicherung. 

V. Schließlich würde durch die Einführung der Er- 
stattung von Verwaltungskosten die bisher ver- 
folgte Konzeption bei Abschluß von bilateralen 
und multilateralen Verträgen durchbrochen. 

Im vergleichsweise viel wichtigeren Bereich der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft könnte 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung als „zuständige Behörde" im Sinne des 
Artikels 1 Buchstabe d der Verordnung Nr. 3 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft über die Soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer sich wahrscheinlich nicht länger 
erfolgreich dem Verlangen anderer Staaten 
nach dem Abschluß von Vereinbarungen gemäß 
Artikel 77 Verordnung Nr. 3 — Vereinbarun- 
gen über Verwaltungskosten — widersetzen. 
Derartige Vereinbarungen würden zu einer ein- 
seitigen Belastung der deutschen Träger führen. 

Aus allen diesen Gründen kann dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates nicht gefolgt werden. 
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